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Gemeinsam für die Zukunft des Handwerks 
 

Große Fortschritte bei der Weiterentwicklung von Digitalisierung, beruflicher Bil-
dung, Gründungskultur und Fachkräftesicherung  

 

Zukunftsfähige Politik für Mittelstand und 
Handwerk ist immer eine Gemeinschafts-
leistung vieler Beteiligter. Die Landesregie-
rung zieht dafür in vielen Ressorts mit den 
Handwerksorganisationen an einem 
Strang. Auf diese Weise konnten von den 
171 Empfehlungen der Kommission bereits 
140 aufgegriffen oder umgesetzt werden. 
Das ist eine Quote von 82 Prozent. Wichti-
ger ist jedoch, dass besonders die wirt-
schafts- und bildungspolitisch bedeutsams-
ten Teile der Empfehlungen vorangekom-
men sind.  

Zum Zeitpunkt der Verabschiedung dieses 
Berichtes ist die wirtschaftliche Krise in 
Folge der Corona-Pandemie das Alles be-
herrschende Thema. Ihre Auswirkungen 
werden in der gesamten Wirtschaft wie 
auch im Handwerk weiter spürbar sein, 
wenn die Krise medizinisch gesehen ab-
klingt oder gar überwunden ist. Die Hand-
lungsempfehlungen der Enquete-Kommis-
sion bieten wichtige Ansätze zur Gesun-
dung der Handwerkswirtschaft, zu deren 
Stabilisierung sowie zur Schaffung neuer 
Perspektiven, die wir in der verbleibenden 
Zeit dieser Legislaturperiode mit Vorrang 
behandelt werden.  

Die politische Arbeit für die Zukunft des 
Handwerks ist seit dem letzten Umset-
zungsbericht im Frühjahr 2019 vor allem 
gekennzeichnet durch die Verstetigung und 
Konkretisierung der zu Beginn der Legisla-
turperiode angekündigten Maßnahmen. 
Dazu gehört maßgeblich die stetige Weiter-
entwicklung der digitalen Rahmenbedin-
gungen, wie unter anderem der Netzaus-
bau über den „GigabitMasterplan“ oder die 

Digitalisierung der Verwaltung mit dem Auf- 
und Ausbau des Gewerbe-Service-Por-
tal.NRW zu einem immer umfassenderen 
Dienstleistungsportal für die Wirtschaft in 
unserem Land. Für die Verbesserung der 
wirtschaftspolitischen Rahmenbedingun-
gen hat das Land zum Beispiel die Innova-
tionsförderung intensiviert, mit den zehn 
Säulen der Kampagne „Neue Gründerzeit 
Nordrhein-Westfalen“ das Gründungsge-
schehen gestärkt oder mit der Energiever-
sorgungsstrategie wichtige energiepoliti-
sche Weichen gestellt.  

Auch die Rahmenbedingungen für Gewin-
nung und Sicherung von Fachkräften sind 
für die Zukunft besonders des Handwerks 
essentiell. Die Landesregierung hat den 
Anspruch, diese Rahmenbedingungen ste-
tig zu verbessern. Dazu gehören zahlreiche 
Maßnahmen zur Sicherung der vielfältigen 
Struktur der beruflichen Bildung, die Einfüh-
rung des Schulfachs „Wirtschaft“, die För-
derung der beruflichen Integration von Mig-
rantinnen und Migranten oder auch die kon-
krete Unterstützung von Auszubildenden 
zum Beispiel mit dem Azubi-Ticket, die zu-
künftig Früchte tragen sollen.  

Seit dem letzten Bericht aus dem Frühjahr 
Jahr 2019 sind mit Unterstützung der nord-
rhein-westfälischen Landesregierung auch 
wichtige bundespolitisch zu regelnde Wei-
chen gestellt worden. Dazu gehören unter 
anderem die seit langem geforderte steuer-
liche Förderung von Forschungs- und Ent-
wicklungsleistungen sowie der energeti-
schen Gebäudesanierung, das Fachkräf-
teeinwanderungsgesetz oder das Berufs-
bildungsmodernisierungsgesetz. Diese 
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Entscheidungen sind nicht unerheblich auf 
die Arbeit der Enquetekommission zurück-
zuführen und bringen die Umsetzung die-
ser Handlungsempfehlungen in großem 
Maße voran. In allen wichtigen Arbeitsfel-
dern des Enqueteberichtes konnten Fort-
schritte erzielt werden.  
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Zwischenbilanz Konkret  
 

I. Digitalisierung und technologischer Wandel 

I.1. Digital- und technologiepolitische Rahmenbedingungen  

 

Netzausbau | Handlungsempfehlung 2 

Mit der Entwicklung und Umsetzung ihres 
„GigabitMasterplans“, hat die Landesregie-
rung die maßgeblichen Schritte eingeleitet, 
um mit der Netzinfrastruktur die Basis für 
weitere Digitalisierungsschritte auch im 
Handwerk zu legen. Bis 2025 soll Nord-
rhein-Westfalen über flächendeckende, 
konvergente Gigabit-Netze verfügen. Da-
bei genießen Gewerbegebiete, aber auch 
Schulen und andere öffentliche Einrichtun-
gen oberste Priorität. Bei allen öffentlichen 
Fördermaßnahmen und entsprechenden 
Ausschreibungen wird dem Ausbau von 
Glasfasernetzen Vorrang gewährt. Insge-
samt sollen bis 2025 fünf Milliarden Euro 
zusätzlich mobilisiert werden und in den 
Ausbau gigabitfähiger digitaler Infrastruktu-
ren fließen.  

In Nordrhein-Westfalen sind bereits 95 Pro-
zent der Haushalte mit 50 Mbit/s und 74 
Prozent mit 400 Mbit/s oder mehr versorgt. 
Erst 18 Prozent können auf Gigabitband-
breiten zugreifen. Von den über 3.900 von 
den Kommunen gemeldeten Gewerbege-
bieten sind 68 Prozent vollständig mit Glas-
faser erschlossen oder dafür vorgesehen, 
für weitere 15 Prozent ist eine Teilerschlie-
ßung bereits erfolgt oder geplant. 92 Pro-
zent der gut 5.400 Schulen sind mit gigabit-
fähigen Netzen erschlossen oder dafür vor-
gesehen.  

Auch beim Mobilfunkausbau kommt Nord-
rhein-Westfalen voran. Ende 2019 waren 
93,3 Prozent der Fläche in NRW von min-
destens einem Anbieter mit LTE (4G) ver-
sorgt. NRW ist führendes Flächenland bei 
der LTE-Abdeckung, auch wenn in einigen 

Regionen noch Nachholbedarf besteht. 
Aufgrund des Mobilfunkpaktes mit den 
Netzbetreibern konnten bereits gut 3.000 
der geplanten 5.500 Mobilfunkmasten um-
gerüstet und ca. 580 neue Standorte errich-
tet werden, wobei das Ausbautempo zuletzt 
deutlich anzog. Dazu gehören auch Mobil-
funkstandorte in ländlichen Regionen so-
wie an Autobahnen und Bahnstrecken. 

Netzneutralität | Handlungsempfehlung 3 

Der Grundsatz der Netzneutralität wurde 
um 2015 auf EU-Ebene im Zusammenhang 
mit der Netzneutralitätsverordnung stark 
diskutiert. Der Forderung nach einer strik-
ten Netzneutralität stehen inzwischen aber 
auch andere Argumente gegenüber. Ne-
ben wettbewerbsrechtlichen und innovati-
onspolitischen Überlegungen kommen da-
bei auch neuere Anwendungsmöglichkei-
ten zum Tragen, bei denen die Schnellig-
keit und Qualität der Netze von besonderer 
Bedeutung ist, so die Telemedizin, die Ver-
kehrssteuerung und das mobile Fahren. 
Aus technologischen und wettbewerbspoli-
tischen Gründen betrachten Landesregie-
rung und Handwerksorganisationen die 
Empfehlung daher inzwischen differenziert 
und werden die Entwicklungen weiter be-
obachten.  

Digitalisierung mittelstandsfreundlich | 
Handlungsempfehlungen 4 und 6 

Die Landesregierung wirkt auf vielfältige 
Weise darauf hin, dass die wettbewerbs-
rechtlichen Rahmenbedingungen und die 
rechtlichen Anpassungsnotwendigkeiten 
aufgrund der Digitalisierung mittelstands-
freundlich gestaltet werden. Dafür setzt sie 
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sich auch gegenüber der Bundesregierung 
und der Europäischen Union ein, die für die 
Gestaltung der digitalen Rahmenbedingun-
gen zuständig sind.  

Das Deutsche Handwerksinstitut (DHI) hat 
im Sinne dieser Empfehlung zu Beginn des 
Jahres 2020 ein Forschungsprojekt gestar-
tet mit dem Titel „Die Zukunft der Plattfor-
mökonomie und Datennutzung im Hand-
werk - Entwicklungen, Chancen und Her-
ausforderungen aus ökonomischer und ju-
ristischer Perspektive.“ Es wird durch das 
Ludwig Fröhler Institut für Handwerkwis-
senschaften (LFRI) München und durch 
das Volkswirtschaftliche Institut für Mittel-
stand und Handwerk (ifh) Göttingen bear-
beitet. Das MWIDE wird sich im Sinne der 
entsprechenden Handlungsempfehlungen 
in die Gestaltung des Projekts einbringen. 

Im Bereich der Digitalisierung nutzt die Lan-
desverwaltung Nordrhein-Westfalen, so-
weit möglich, anerkannte Standards über-
greifender Normungsorganisationen (z.B. 
Deutsches Institut für Normung (DIN), Inter-
nationale Organisation für Normung (ISO)). 
Diese Organisationen sind – wie auch der 
IT-Planungsrat in NRW - den Belangen des 
Mittelstandes und des Handwerks durch 
Satzungen und Beiräte verpflichtet. Zum 
Beispiel werden die vom IT-Planungsrat ko-
ordinierten und beschlossenen Standards 
im Internet frei zugänglich dokumentiert 
(https://www.xoev.de). Konkret ermöglicht 
bspw. der vom IT-Planungsrat entwickelte 
„xRechungs-Standard“ ab April 2020 das 
Einreichen standardisierter elektronischer 
Rechnungen bei der nordrhein-westfäli-
schen Landesverwaltung. Zudem ist anzu-
nehmen, dass zukünftig bei der Entwick-
lung und Nutzung von Schnittstellen noch 
stärker auf offene Standards gesetzt wird.  

Die Auswirkungen einer im Koalitionsver-
trag des Bundes vorgesehenen Reform des 
AGB-Rechts wurden durch die Landesre-
gierung sorgfältig analysiert und abgewo-

gen und die Interessen der mittelständi-
schen Wirtschaft bei der Begleitung des 
Prozesses berücksichtigt.  

Derzeit gibt es keinen gesetzlichen An-
spruch auf Zugang zu marktrelevanten Da-
ten. Die Landesregierung hat sich in der 
„Strategie für das digitale Nordrhein-West-
falen 2019“ zum Ziel gesetzt, den Zugang 
zu Daten zu verbessern. Die Bundesregie-
rung hat im November 2019 eine Daten-
strategie angekündigt, die auch gesetzliche 
Maßnahmen beinhalten soll. Auch auf eu-
ropäischer Ebene wird das Thema „Ethi-
sche Datennutzung“ diskutiert. Es sollen 
grundlegende Prinzipien für Datenzugang, 
Datennutzung und Datenaustausch zur 
Förderung eines europäischen Binnen-
marktes für Daten entwickelt werden. Die 
Landesregierung wird die Bestrebungen 
den Datenzugang zu verbessern weiterhin 
aktiv mitgestalten.  

Für viele Gewerke sind die Gewährleistung 
der Datenhoheit des Kunden und der Zu-
gang zu den Kundendaten essentiell, um 
die Wartung und die Reparatur von Fahr-
zeugen und Geräten im Kundenauftrag vor-
nehmen zu können. Es bleibt angesichts 
der voranschreitenden Digitalisierung eine 
Daueraufgabe, die Offenheit des Wettbe-
werbs in diesen Fragen zu gewährleisten. 
Es ist ein Ziel der Landesregierung, das 
Handwerk auch beim Zukunftsthema 
„Künstliche Intelligenz“ stärker einzubin-
den. 

Recht auf Datenhoheit und Dateneigen-
tum | Handlungsempfehlung 5 

Die EU-Datenschutzrechtsreform ist mit in 
Kraft treten der Datenschutzgrundverord-
nung (DS-GVO) abgeschlossen. In Artikel 
20 sieht sie das geforderte Recht auf „Da-
tenübertragbarkeit“ vor. Unabhängig davon 
können „offene Systeme“ den Wechsel zu 
einem datenschutzfreundlicheren Anbieter 
sowie die Selbstbestimmung der Nutzerin-
nen und Nutzer im Sinne des Datenschut-
zes erleichtern.   
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Die Landesregierung wird sich darüber hin-
aus auf EU-Ebene für das Thema „Service 
Interoperabilität“ (Datentransfer über Platt-
formen hinweg) einsetzen. 

Die DS-GVO weist den Datenschutzauf-
sichtsbehörden die Aufgabe zu, Verant-
wortliche und Auftragsverarbeiter für die 
ihnen aus dieser Verordnung entstehenden 
Pflichten zu sensibilisieren. Dies tun sie mit 
Veröffentlichungen und im Kontakt mit 
Kammern und Verbänden. So können unter 
anderem auch die Handwerkskammern die 
geforderte Aufgabe übernehmen, „zwin-
gende datenschutzrechtliche Beschrän-
kungen (…) dem Handwerk und Mittelstand 
aufzuzeigen“.  

Patent- und Verwertungsrecht |  
Handlungsempfehlung 8 

Die Landesregierung begrüßte und unter-
stützte die europäischen Bestrebungen wie 
die Mitteilung über ein ausgewogenes Sys-
tem zur Durchsetzung von Rechten des 
geistigen Eigentums als Antwort auf die ge-
sellschaftlichen Herausforderungen von 
heute (BR-Drs. 734/17) oder die Mitteilung 
über den Umgang der EU mit standardes-
senziellen Patenten (BR-Drs. 732/17), das 
Urheberrechtspaket „Urheberrecht im Digi-
talen Binnenmarkt“, sowie auch die in Bre-
tons Mission Letter vom 7. November 2019 
angekündigte Aktivität: “I want you to take 
a close look at our intellectual property re-
gime to ensure that it is coherent, is fit for 
the digital age and supports our competiti-
veness.” 

E-Government | Handlungsempfehlung 9  

Im Zuge der Umsetzung des „Onlinezu-
gangsgesetzes“ (OZG) sowie des „E-
Government-Gesetzes NRW“ mit dem Pro-
gramm „Digitale Verwaltung NRW“ arbeitet 
die Landesregierung an verschiedenen Di-
gitalisierungsprojekten um Bürgerinnen 
und Bürger, Unternehmen und Verwaltung 
von vermeidbarem Verwaltungsaufwand zu 

entlasten. Ziel ist die konsequente Digitali-
sierung der Landesverwaltung Nordrhein-
Westfalens.  

Ein wichtiger Schritt war der Start des „Ge-
werbe-Service-Portal.NRW“ (GSP.NRW) 
am 1. Juli 2018. Gründerinnen und Gründer 
können ihre Gewerbeanzeige über die 
Webseiten der Kammern und das neue 
Portal medienbruchfrei an die Ordnungsbe-
hörden versenden. Seit dem 21. März 2019 
ist die Gewerbeanzeige mit einer elektroni-
schen Bezahlmöglichkeit verknüpft. Gleich-
zeitig kann auch die Gewerbeum- und -ab-
meldung über das GSP.NRW elektronisch 
und medienbruchfrei abgewickelt werden. 
Auf Basis eines künftigen Wirtschaftsportal-
gesetzes (WiPG) soll das GSP.NRW zum 
umfassenden Dienstleistungsportal für die 
Wirtschaft ausgebaut und damit zum „Wirt-
schafts-Service-Portal.NRW“ (WSP.NRW) 
werden, dann wird u.a. auch die Eintragung 
in die Handwerksrolle möglich sein. Die 
Landesregierung schafft dadurch die tech-
nische Grundlage für eine zentral organi-
sierte OZG-Umsetzung und ermöglicht so 
eine Entlastung von Kommunen und öffent-
lichen Stellen in Nordrhein-Westfalen im 
Hinblick auf Investitionen zur Digitalisie-
rung der wirtschaftsbezogenen Verwal-
tungsleistungen.  

Im Februar 2020 wurde das Beschaffungs-
wesen weiter digitalisiert. Ein neues Nach-
prüfungstool sorgt dafür, dass alle Unterla-
gen im Nachprüfungsverfahren elektro-
nisch zur Verfügung gestellt werden. Im 
März 2020 hat die Landesregierung den 
Geltungsbereich des E-Government-Ge-
setzes auf Schulen, Hochschulen und na-
hezu alle Landesbehörden erweitert. Dafür 
stellt das Land in den kommenden Jahren 
Investitionsmittel in Höhe von einer Milli-
arde Euro bereit. 

Landesregierung und Handwerk begrüßen, 
dass die Bundesregierung angekündigt 
hat, ein Basisregister für Unternehmen in 
Verbindung mit einer bundeseinheitlichen 
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Wirtschaftsnummer einzuführen. Ein sol-
ches Register ermöglicht einen behörden-
übergreifenden Zugriff auf Unternehmens-
daten und schafft damit eine wichtige Vo-
raussetzung für eine Entlastung der Wirt-
schaft, für eine effizientere Verwaltung und 
ermöglicht zudem eine Ausweitung und 
Verbesserung der gesetzlich vorgeschrie-
benen Nutzung von Verwaltungsdaten für 
die amtliche Statistik. Insbesondere das 
„Once-only-Prinzip“ (Grundsatz der einma-
ligen Erfassung) verspricht deutliche Ent-
lastungen für Unternehmen. Das 
WSP.NRW wäre dabei insbesondere in der 
Lage, öffentliche Stellen bei der Abwicklung 
wirtschaftsbezogener Verwaltungsleistun-
gen über eine entsprechende Schnittstelle 
an ein bundesweites Basisregister anzu-
binden. So könnten bspw. Nachweise ge-
bündelt für die zuständigen Stellen aus 
dem Basisregister angefordert und medien-
bruchfrei gemeinsam mit dem elektroni-
schen Antrag bereitgestellt werden. Auch 
die Einführung zusätzlicher, aber eigentlich 
vermeidbarer Auskunftspflichten könnte 
durch die Übersicht und den Zugriff auf die 
bestehenden Informationen vermieden 
werden. Davon profitieren insbesondere 
kleine und mittlere Unternehmen, das 
Handwerk, Gründerinnen und Gründer so-
wie Start-ups. Die Einführung eines sol-
chen Registers wird von der Landesregie-
rung positiv begleitet. (Siehe dazu auch 
Handlungsempfehlung 40 – Bürokratieent-
lastung) 

Vernetzung von Wissenschaft und 
Handwerk | Handlungsempf. 10, 11 und 17 

Das Förderprogramm „Mittelstand.innova-
tiv!“ fördert die Kooperation kleiner und 
mittlerer Unternehmen (KMU) mit innovati-
ven Partnern aus der Wissenschaft und der 
Wirtschaft. Die Förderlinie Innovations- und 
Digitalisierungsgutschein wurde 2018 um 
praxisnahe Förderbedürfnisse des Hand-
werks erweitert. Seither stehen den Hand-
werksunternehmen neben Hochschulen 

und Forschungseinrichtungen auch ausge-
wählte Unternehmen (z.B. Ingenieurbüros, 
IT-Systemhäuser, Handwerkinstitute) als 
Kooperationspartner zur Verfügung. Die 
Förderlinie „Innovationsassistent“ wurde ab 
Februar 2019 um den „Digitalisierungsas-
sistenten“ erweitert. Diese grundsätzlich 
technologieoffenen Förderbausteine bieten 
gerade auch kleineren Handwerksbetrie-
ben die Möglichkeit, durch die Beschäfti-
gung von Hochschulabsolventinnen und -
absolventen Innovations- und Digitalisie-
rungsprojekte voranzubringen. Der im Jahr 
2019 auf das Handwerk entfallende Förder-
anteil beträgt 3.475 Millionen Euro.  

Die Forderung nach Einführung einer steu-
erlichen Förderung von Forschungs- und 
Entwicklungsleistungen (F&E) war in 2018 
bereits wesentlicher Bestandteil des NRW-
Antrages im Bundesrat „Sicherung des 
Wirtschaftsstandorts Deutschland – 
Schritte zu einer modernen wettbewerbsfä-
higen Unternehmensbesteuerung“. (BR 
Drs. 310/18). Seit dem 1.1.2020 ist nun das 
Forschungszulagengesetz (FZulG) in Kraft. 
Es sieht die Einführung einer steuerlichen 
Zulage vor, die unabhängig von der jeweili-
gen Gewinnsituation bei allen Unterneh-
men gleichermaßen wirken soll. Die neue 
Steuerförderung von Forschung und Ent-
wicklung (FuE) beinhaltet die Komponen-
ten Grundlagenforschung, industrielle For-
schung und experimentelle Entwicklung. 
Sie setzt bei den Personalausgaben an und 
soll für alle steuerpflichtigen Unternehmen 
unabhängig von deren Größe oder der Art 
der im Unternehmen ausgeübten Anwen-
dung finden. Diese Zulage begünstigt also 
auch kleine Betriebe ohne eigene „For-
schungsabteilung“. 

Die aktuelle Fassung des Landeshoch-
schulgesetzes vom 12.6.2019 benennt den 
Wissenstransfer und hier neu auch die För-
derung von Ausgründungen als explizite 
Aufgabe der Hochschulen.  
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I.2. Beratung sowie Innovations- und Techniktransfer 

 

Sensibilisierung und Beratung |  
Handlungsempfehlungen 12, 14, 20, 48 

Um die Chancen der Digitalisierung für 
neue Produktionsverfahren und Geschäfts-
modelle im Handwerk nutzbar zu machen, 
hat die Landesregierung unter dem Dach 
„Digitalisierungsoffensive Handwerk NRW“ 
die Weichen für eine Weiterentwicklung der 
Handwerksförderung in Richtung Digitali-
sierung gestellt.  

Für das Förderprojekt „Handwerk-Digi-
tal.NRW“ stellt die Landesregierung seit 
2018 in drei Jahren insgesamt eine Million 
Euro zur Verfügung. Ziel der Förderung ist, 
insbesondere den kleinen Betrieben durch 
niedrigschwellige Vermittlung die Notwen-
digkeit und Dringlichkeit der Auseinander-
setzung mit dem Thema Digitalisierung be-
wusst zu machen und Handlungsmöglich-
keiten aufzuzeigen. Handwerksunterneh-
men erhalten Informationen zu digital-rele-
vanten Themenbereichen, können online 
Webinare besuchen und bekommen wei-
tere Wissenstools angeboten. Es entsteht 
eine digitale und zentrale Anlaufstelle rund 
um das Thema Digitalisierung im Hand-
werk. 

Zum Know-how-Transfer im Handwerk hat 
sich ein bei den Handwerksorganisationen 
eingerichtetes Informations-, Beratungs- 
und Technologietransfernetzwerk etabliert. 
Mit diesem Netzwerk soll den Handwerks-
betrieben ein niederschwelliges, kosten-
freies, betriebsnahes, neutrales und unab-
hängiges Informations- und Beratungsan-
gebot zur Verfügung gestellt werden, um 
ihnen eine frühzeitige und umfassende Ori-
entierung zu ermöglichen.  

Um die Beratungsstrukturen im Handwerk 
weiter zu stärken, wurde die Förderung für 
die bei den Handwerksorganisationen an-
gesiedelten „Beauftragten für Innovation 

und Technologie“ (BIT) nicht nur fortge-
führt, sondern auch kontinuierlich gestärkt. 
In 2020 stellt das Land für die BIT-Förde-
rung rund 370.000 Euro zur Verfügung und 
hat diese damit seit 2017 (rd. 164.000 
Euro) mehr als verdoppelt.  

Innovation und Knowhow-Transfer | 
Handlungsempfehlungen 13, 15, 17 und 18 

Mit dem Landesprogramm „Mittelstand. In-
novativ!“ und dem seit diesem Jahr gültigen 
Forschungszulagengesetz (FZulG) (siehe 
Handlungsempfehlung 10) wurden zwei 
wesentliche Instrumente der Innovations-
förderung so weiterentwickelt, dass sie 
auch für kleine und mittlere Unternehmen 
nutzbar sind.  

Ein herausragendes Beispiel für die Förde-
rung von Netzwerken zwischen Betrieben, 
Hochschulen und Handwerksorganisatio-
nen ist das Projekt InnovationSPIN in 
Lemgo. Hier arbeiten alle Beteiligten zu-
sammen, um die berufliche und akademi-
sche Ausbildung in der Region Ostwestfa-
len-Lippe zu verzahnen und weiterzuentwi-
ckeln. Das Wirtschafts- und Arbeitsministe-
rium, der Bund und die EU haben den Bau 
des neuen Think Tanks am Innovation 
Campus Lemgo mit mehr als 27 Millionen 
Euro gefördert. Durchgeführt wird das Pro-
jekt von der Technischen Hochschule Ost-
westfalen-Lippe, dem Kreis Lippe und der 
Kreishandwerkerschaft Paderborn-Lippe.  

Der Verein „Zentrum für Handwerk und 
Wissenschaft Münster e.V.“, an dem die 
Handwerkskammer Münster und weitere 
Handwerksorganisationen beteiligt sind, 
hat das Ziel, die Zusammenarbeit zwischen 
dem Handwerk und der Wissenschaft zu 
fördern, um so den Transfer von Wissen, 
Personal und Technologie zu verstärken. 
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Neue Perspektiven für eine Kooperation 
zwischen Handwerk und wissenschaftli-
cher Forschung kann eine Rahmenverein-
barung von HANDWERK.NRW mit dem 
Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicher-
heits- und Energietechnik (UMSICHT) er-
öffnen, die als Felder der Zusammenarbeit 
die Charakterisierung von Materialien und 
dem Verhalten in der Umwelt, die Entwick-
lung neuer Methoden der Aufklärung von 
Funktions- und Schadmechanismen und 
die Entwicklung neuer Materialien und 
Techniken für das Handwerk im Blick hat. 
Dieser Kooperation geht voraus eine pro-
jektbezogene Forschungskooperation mit 
dem Fraunhofer-Institut für Materialfluss 
und Logistik. 

Weitere Kooperationen zwischen Hand-
werk und Wissenschaft werden angedacht 
und können zum Beispiel über Projekte im 
Rahmen des Rheinischen Reviers, der „Re-
gionale“ oder der Ruhrkonferenz angegan-
gen werden. Im Rahmen der Ruhrkonfe-
renz werden besonders zwei Vernetzungs-
projekte konkret geplant: Das Projekt „Zu-
kunftscampus – Bildungszentren von mor-
gen“ soll die Lernorte der Beruflichen Bil-
dung und Hochschulen verzahnen, um 
Zentren zu schaffen, an denen der Aus-
tausch und Wissenstransfer zwischen aka-
demischer und beruflicher Bildung geför-
dert wird.  

Im Herbst 2019 wurde zum ersten Mal ein 
„Innovationspreis Handwerk“ in zwei Kate-
gorien ausgelobt. Der Unternehmenspreis 
wird alle zwei Jahre vom Land Nordrhein-
Westfalen an Handwerksbetriebe verge-
ben, die nicht nur technologisch innovative 
Neuerungen umsetzen, sondern auch für 
neue Verfahren und Lösungsstrategien in 
sämtlichen ökonomischen oder sozialen 
Bereichen stehen. Der mit jeweils 10 000 
Euro dotierte Preis wird an einen herausra-
genden Betrieb mit weniger als zehn Be-
schäftigten sowie an ein Unternehmen mit 
mindestens zehn Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern vergeben 

Auch das Projekt ,,NRW.Innovations-
partner“ wird vom MWIDE bis Ende 2021 
gefördert und hat das Ziel, die Innovations- 
und Digitalisierungsstrukturen in Nord-
rhein-Westfalen zu stärken, die Qualität der 
Innovations- und Digitalisierungsberatun-
gen für kleine und mittlere Unternehmen zu 
verbessern und deren Kompetenz in diesen 
Bereichen zu stärken. Schwerpunkte hier-
bei sind Innovations- und Digitalisierungs-
management, Förderberatung und Techno-
logietransfer, die auf den regional individu-
ellen Bedarf ausgerichtet ist. Im Rahmen 
des Projektes wurde aufbauend auf bereits 
vorhandene Strukturen und Kompetenzen 
ein Netzwerk von inzwischen über 150 re-
gionalen Institutionen und Akteuren suk-
zessiv aufgebaut und erweitert. Seit Ende 
2019 konnte das Netzwerk nochmals deut-
lich verstärkt werden, indem nunmehr alle 
Handwerkskammern aus Nordrhein-West-
falen dem Netzwerk angehören.  

Investitionsförderung u. Bürgschaften | 
Handlungsempfehlung 19 

Um Investitionen voranzutreiben bieten die 
NRW-Förderinstitutionen Finanzierungs- 
und Bürgschaftsangebote, die auch für das 
Handwerk nutzbar sind. So bietet die Kapi-
talbeteiligungsgesellschaft NRW die Son-
derprogramme „KBG Zukunft + Nachfolge 
Handwerk NRW“, welches Nachfolgevor-
haben finanziert bzw. Handwerksunterneh-
men die Möglichkeit eröffnet, ihr Geschäfts-
modell zukunftssicher weiterzuentwickeln. 
Finanziert werden können der Kaufpreis bei 
Unternehmensübernahmen, zukunftsge-
richtete Investitionen in Digitalisierung und 
Modernisierung, Implementierung von Da-
tensicherheits- und Datenschutzkonzep-
ten, Entwicklung und Umsetzung von Pro-
dukt- und Prozessinnovationen, Maßnah-
men zur Steigerung von Ressourceneffizi-
enz, sowie Maßnahmen zur Umsetzung ge-
setzlicher Vorgaben. Eine Kombination von 
KBG-Mitteln mit Kreditmitteln der Haus-
bank, Förderdarlehen der NRW.BANK/KfW 



10 
 

sowie Bürgschaften der Bürgschaftsbank 
NRW ist möglich. 

Der „StarterScheck Handwerk NRW“ der 
Bürgschaftsbank NRW richtet sich an 
Handwerker, die sich erstmalig im Hand-
werk selbständig machen möchten sowie 
an Existenzfestiger in den ersten drei Jah-
ren nach Geschäftsaufnahme. Besonder-
heit daran ist die gleichzeitig mögliche Ein-
bindung des Förderangebotes „Meister-
gründungsprämie NRW“.  

Seit Ende September 2019 ist die Bürg-
schaftsbank NRW neben den bekannten 
Zugangswegen auch über das Finanzie-
rungsportal der Deutschen Bürgschafts-
banken erreichbar. Der voll digitale Kanal 
bietet insbesondere Existenzgründern und 
Unternehmen, aber auch Steuer- und Un-
ternehmensberatern die Möglichkeit, ei-
gene Finanzierungsanfragen bzw. die An-
fragen ihrer Mandanten direkt online unter 
www.finanzierungsportal.ermoeglicher.de 
an die Bürgschaftsbank zu richten. 

Datenschutz | Handlungsempfehlung 20 

Die Sensibilisierung auch von Handwerk 
und Mittelstand für die Themen Daten-
schutz, Datensparsamkeit und Datensi-
cherheit ist unter anderem eine Aufgabe 
der Landesbeauftragten für Datenschutz 
und Informationsfreiheit (LDI). Die LDI bie-
tet viele Informationen im Internet an und 
beteiligt sich an verschiedenen Veranstal-
tungsformaten. Wir begrüßen, dass die LDI 
ihr Serviceangebot weiterentwickelt, um 
kleinen und mittleren Unternehmen nied-
rigschwellige Informations- und Beratungs-
angebote zu unterbreiten. Für kleine und 
mittlere Betriebe ist es besonders wichtig, 
dass die Auslegung von Vorschriften pra-
xisgerecht erfolgt, damit diese das Thema 
Datenschutz zweckmäßig und mit ange-
messenem Aufwand bewältigen können.  

Art. 42 der Datenschutz-Grundverordnung 
DS-GVO ermöglicht Zertifizierungsverfah-
ren, die es Handwerk und Mittelstand sowie 
den betroffenen Personen erleichtern, das 
jeweilige Datenschutzniveau einzuschät-
zen. Auch das Projekt "Handwerk.Digi-
tal.NRW" soll zur Sensibilisierung der Be-
triebe für Datenschutz, Datensparsamkeit 
und Datensicherheit beitragen. Zum Bei-
spiel entwickelt die Handwerkskammer 
Ostwestfalen-Lippe zu Bielefeld im Rah-
men eines Teilprojekts eine Qualifizierung 
für organisationseigene Berater zu IT-Si-
cherheit und IT-Recht. Im Metallhandwerk 
werden Seminare zu den IT-Themen ange-
boten. 

Personalführung | Handlungsempf.21 

Der Einsatz von digitalen Technologien ver-
ändert in den Betrieben merklich die Anfor-
derungen an Arbeitsorganisation und Per-
sonalführung. Flexible Netzwerke treten an 
die Stelle von Hierarchien, so dass die ein-
zelne Mitarbeiterin oder der einzelne Mitar-
beiter mehr Entscheidungsverantwortung 
übernehmen muss. Die damit verbundenen 
Fragestellungen fließen zunehmend in die 
Betriebs- und Technologieberatung der 
Handwerksorganisationen ein, so durch die 
zusätzlichen Digitalisierungsberater im 
Rahmen des BIT-Programms. Auch die 
Forschungsinstitute des Deutschen Hand-
werks Instituts (DHI) nehmen solche Fra-
gen zunehmend in den Blick. Entspre-
chende Überlegungen sind auch Gegen-
stand des Projekts handwerk-digital.nrw 
(siehe Handlungsempfehlung 12). Dort 
geht es in einem Teilprojekt um Wissens-
vermittlung mit digitalen Formaten wie die 
notwendigen Softskills rund um die Unter-
nehmensführung, die Vorstellung relevan-
ter Software für die Handwerksbetriebe so-
wie weitere technisch-organisatorische 
Themen. 
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II. Wettbewerb und Wirtschaftspolitik  

II.1. Wirtschaftspolitische Rahmenbedingungen  

 

Mittelstandsförderungsgesetz |  
Handlungsempfehlung 22 

Die Evaluation des Mittelstandsförderungs-
gesetzes ist abgeschlossen, aus den Er-
gebnissen wurden konkrete Verbesse-
rungsmaßnahmen in fünf Bereichen erar-
beitet, die mit den beteiligten neun Spitzen-
verbänden und im Mittelstandsbeirat disku-
tiert wurden. Eine entsprechende Anpas-
sung des Mittelstandsförderungsgesetzes 
und der Verordnung soll zeitnah im Rah-
men eines eigenen Entfesselungspaketes 
erfolgen.  

Künftig soll die Prüfung bereits bestehen-
der Gesetze und Verordnungen durch die 
„Clearingstelle Mittelstand“ ermöglicht wer-
den. Dazu bedarf es der Beauftragung 
durch ein Fachressort. Die Clearingstelle 
soll ebenfalls Vorschläge für eine Prüfung 
unterbreiten können. Die Clearingverfahren 
sollen stärker im Verwaltungshandeln ver-
ankert, die Clearingstelle in die gemein-
same Geschäftsordnung der Landesmini-
sterien aufgenommen werden. Zugleich 
soll eine stärkere Transparenz darüber her-
gestellt werden, welche Anregungen der 
Clearingstelle von Landesregierung und 
Landtag berücksichtigt worden sind. Durch 
einen stärkeren Fokus auf inhaltliche Ver-
besserungsvorschläge und deren Präzisie-
rung soll sich auch die Qualität der Stel-
lungnahmen der Clearingstelle weiter ver-
bessern. Ihre Aufgaben werden im Sinne 
einer Clearing- und Normenkontrolleinrich-
tung erweitert. Insgesamt versteht die Lan-
desregierung Mittelstandspolitik nicht als 
isoliertes Politikfeld, sondern als Quer-
schnittsaufgabe, die in allen Ressorts ver-
folgt wird. 

 

Subsidiaritätskontrolle und Normungen | 
Handlungsempfehlung 23, 24 

Bund und Land setzen sich weiter gemein-
sam für die Stärkung des Subsidiaritäts-
prinzips und auch der Subsidiaritätskon-
trolle gegenüber der EU ein. Die Bundesre-
gierung hat zur Arbeit der Taskforce für 
Subsidiarität, Verhältnismäßigkeit und 
„Weniger, aber effizienteres Handeln“ der 
Europäischen Kommission beigetragen.  

Seit Januar 2019 ist Nordrhein-Westfalen 
Mitglied im Netzwerk der Regional Hubs. 
Ziel des Netzwerks, das vom Ausschuss 
der Regionen (AdR) koordiniert wird, ist es, 
die Erfahrungen der lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften bei der Umsetzung 
von EU Legislativakten in die EU-Politikge-
staltung einfließen zu lassen, um diese zu-
künftig wirksamer und bürgerfreundlicher 
ausgestalten zu können. Mittels Umfragen 
soll ermittelt werden, inwieweit die Stake-
holder in den Mitgliedstaaten und Regionen 
bei der Umsetzung europäischer Geset-
zesbeschlüsse unterrichtet und beteiligt 
sind. Die erste Umfrage im vergangenen 
Jahr beschäftigte sich mit den Erfahrungen 
bei der Umsetzung der Dienstleistungs-
richtlinie, weitere Umfragen hatten die Luft-
qualitätsrichtlinie sowie die Richtlinie zur 
grenzüberschreitenden Gesundheitsver-
sorgung zum Inhalt.  

Um die institutionelle Einbindung in die Nor-
mierungsverfahren zu gewährleisten und zu 
verbessern, gilt das Heinz-Piest-Institut für 
Handwerkstechnik an der Leibniz Universi-
tät Hannover als zentrale Stelle des Hand-
werks zur Mitwirkung an Normungsverfah-
ren.  
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Wettbewerbsrecht und Digitalisierung | 
Handlungsempfehlung 25  

Die Empfehlungen wurden bereits teilweise 
im Rahmen der neunten Novelle des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen (GWB) umgesetzt. Mit der geplanten 
zehnten GWB-Novelle soll die Miss-
brauchsaufsicht weiter modernisiert, der 
Datenzugang verbessert und der Interme-
diationsmacht insbesondere von Global 
Player des Internets begegnet werden. Der 
vorgelegte Entwurf wird vom Handwerk in 
den wesentlichen Teilen begrüßt. Ziel ist 
ein fokussiertes, proaktives und digitales 
Wettbewerbsrecht 4.0 (GWB-Digitalisie-
rungsgesetz). Landesregierung und Hand-
werksorganisationen begleiten das lau-
fende Gesetzgebungsverfahren im Sinne 
der Empfehlung aktiv.  

Um das deutsche und europäische Wettbe-
werbsrecht für die Herausforderungen des 
digitalen Wandels fit zu machen, hatte die 
Bundesregierung auch die „Kommission 
Wettbewerbsrecht 4.0“ eingesetzt, die im 
September 2019 ihren Bericht vorgelegt 
hat. Die Kommission Wettbewerbsrecht 4.0 
ist der Überzeugung: „dass die Bestreitbar-
keit von Machtpositionen in der Digitalwirt-
schaft dauerhaft gewährleistet bleiben, ihre 
Ausnutzung zur Behinderung von Innova-
tion und Wettbewerb unterbunden sowie 
eine machtbedingte Erstreckung auf wei-
tere Märkte verhindert werden muss. 
Schlüssel für einen wirksamen Wettbewerb 
auch in Zukunft sind der Schutz der Ent-
wicklung und Vermarktung von Innovatio-
nen und die Stärkung der Konsumenten-
souveränität im digitalen Raum.“ (Seite 4 
des Berichtes)  

Einsatz von EU-Mitteln |  
Handlungsempfehlung 27, 28 

Grundsätzlich sollten bewährte Strukturen 
der EU-Finanzierung von Maßnahmen nur 
dann durch eine alleinige Finanzierung des 
Landes substituiert werden, wenn die Ver-
ringerung des Verwaltungsaufwandes für 

die Wirtschaft in einem sinnvollen Verhältnis 
zum höheren Einsatz von begrenzten Lan-
desmitteln steht. Bei der Meistergründungs-
prämie (MGP) sieht die Landesregierung 
dies als gegeben an und hat daher in ihrer 
aktuellen mittelfristigen Finanzplanung die 
Umstellung der MGP auf Landesmittel wei-
terhin eingeplant. Falls gewünscht, wird die 
Landesregierung weitere Möglichkeiten zur 
Umstellung prüfen.  

Die Landesregierung wird selbstverständ-
lich aktiv darauf Einfluss nehmen, wie die 
Maßnahmen der neuen EU-Förderperiode 
(ab 2021) gestaltet werden und darauf hin-
wirken, dass das Land Nordrhein-Westfalen 
von der nächsten Förderperiode möglichst 
stark profitiert. Auch der Landtag hat bereits 
entsprechende Beschlüsse gefasst, unter 
anderem Drs. 17/2820.  

Wettbewerbsverzerrungen mindern |  
Handlungsempfehlung 29 

Die Landesregierung wirkt im Rahmen der 
Bundesgesetzgebung an Regelungen mit, 
die Wettbewerbsverzerrungen verhindern. 
Neue Wettbewerbsnachteile für den Mittel-
stand ergeben sich aus Sicht der Hand-
werksorganisationen jedoch zum Beispiel 
aus der Teilabschaffung des Solidaritätszu-
schlages.  

Existenzgründungs- und Unternehmens-
finanzierung | Handlungsempfehlung 30 

Die Höchstgrenze der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten für die Sofortabschrei-
bung für geringwertige Wirtschaftsgüter ist 
bereits ab 2018 mit dem Gesetz gegen 
schädliche Steuerpraktiken von 410 € auf 
800 € angehoben worden. Die Betrags-
obergrenze sollte aus Sicht von Nordrhein-
Westfalen auf 1.000 Euro weiter erhöht 
werden. Mit der Entschließung des Bun-
desrates „Sicherung des Wirtschaftsstand-
orts Deutschland – Schritte zu einer moder-
nen wettbewerbsfähigen Unternehmensbe-
steuerung“ (BR-Drs. 310/18) hat die Lan-
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desregierung eine wichtige Initiative ergrif-
fen, um diese Handlungsempfehlung um-
zusetzen. Im Rahmen des Jahressteuerge-
setzes 2019 hat die Landesregierung eben-
falls einen entsprechenden Antrag Bayerns 
unterstützt, der von der Bundesregierung 
jedoch abgelehnt und dementsprechend 
nicht im Gesetz berücksichtigt wurde. 

Der sogenannte INVEST-Zuschuss für 
Wagniskapital ist zu Beginn 2017 ebenfalls 
stark verbessert worden. Der Zuschuss zur 
Investition, der jetzt Erwerbszuschuss 
heißt, wurde mit günstigeren Konditionen 
versehen und um einen Exitzuschuss er-
gänzt. Begleitende Steuerbefreiungen stel-
len sicher, dass der Zuschuss nicht durch 
eine Besteuerung teilweise wirkungslos 
wird. Um die Thesaurierungsbegünstigung 
besser auf die Bedürfnisse von kleinen und 
mittleren Unternehmen zuzuschneiden, 
wäre eine Gesetzesänderung erforderlich. 
Dies ist ebenfalls Bestandteil der NRW-Ent-
schließung. Zu den Förderinstrumenten für 
Gründerinnen und Gründer siehe auch 
Handlungsempfehlungen 66 und 68.  

Steuerbonus auf handwerkliche Dienst-
leistungen | Handlungsempfehlung 31  

Gemäß einer langjährigen Forderung des 
Handwerks entspricht die ab 2020 im Rah-
men des „Klimapaketes“ von der Bundesre-
gierung eingeführte Förderung der energe-
tischen Gebäudesanierung (siehe auch 
Handlungsempfehlung 38) einer Weiterent-
wicklung des Steuerbonus auf handwerkli-
che Dienstleistungen.   

Vergabeverfahren | Handlungsempf.33, 37 

Mit der Novelle des Tariftreue- und Verga-
begesetzes (TVgG) zum 30.04.2018 ist ein 
wichtiger Schritt zur Entbürokratisierung des 
Vergaberechts in Nordrhein-Westfalen vor-
genommen worden. Hierdurch wurden Dop-
pelregelungen zum allgemeinen Vergabe-
recht vermieden, die Wirtschaft und vor al-
lem der Mittelstand und das Handwerk ent-
lastet und der Wettbewerb gestärkt. Mit der 

Umsetzung des Unterschwellenvergabe-
rechts in Nordrhein-Westfalen sind erheb-
lich positive Effekte bzw. Entlastungen ge-
rade auch für das Handwerk verbunden 
(z.B. eindeutiger und einheitlicher Rechts-
rahmen, Entlastungspotential durch die E-
Vergabe, Präqualifizierung sowohl im Bau-
bereich als auch im Liefer- und Dienstleis-
tungsbereich, Unterrichtung der unterlege-
nen Bieter, verbindliche Prüfung ungewöhn-
lich niedriger Angebote). Es erfolgte eine 
Neuregelung der Wertgrenzen. Auf dem Er-
lasswege sind durch das Ministerium für 
Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstel-
lung (MHKBG) weitere Klarstellungen in 
Vorbereitung. 

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen (GWB) und auch die gerade aktua-
lisierte Unterschwellenvergabeordnung le-
gen in ihren Grundsätzen eindeutig fest, 
dass Mittelständische Interessen bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge vornehmlich 
zu berücksichtigen sind. Leistungen sind in 
der Menge aufgeteilt (Teillose) und getrennt 
nach Art oder Fachgebiet (Fachlose) zu ver-
geben. Grundlage für den Zuschlag ist das 
wirtschaftlichste Angebot mit dem besten 
Preis-Leistungs-Verhältnis. Trotzdem bleibt 
es eine ständige Aufgabe des Landes und 
vor allem der Kommunen, ihre Vergabepra-
xis regelmäßig zu überprüfen und auf die 
Mittelstandsfreundlichkeit hin anzupassen.   

Durch die flächendeckende Einführung der 
E-Rechnung werden die Zahlungsströme 
zwischen Wirtschaft und Verwaltung einfa-
cher, schneller und digitaler, somit können 
auch die Zahlungsziele öffentlicher Auftrag-
geber gegenüber mittelständischen Auf-
tragnehmern schneller erfüllt werden.  

Mittelstandsfreundliche Verwaltungspra-
xis | Handlungsempfehlung 34 

Kommunen können sich nach einem RAL-
Gütezeichen der Gütegemeinschaft Mittel-
standsorientierter Kommunalverwaltungen 
zertifizieren lassen. Unabhängig von der 
weiteren Verbreitung dieses Gütesiegels ist 



14 
 

eine mittelstandsorientierte Verwaltungs-
praxis in jeder Kommune wünschenswert. 
Das Land unterstützt dies vor allem durch 
den Ausbau des Gewerbeserviceportals 
und dessen Weiterentwicklung zu einem 
umfassenden Dienstleistungsportal für die 
Wirtschaft, dem „Wirtschafts-Service-Por-
tal.NRW“ (WSP.NRW), das auch die In-
tegration bzw. Verlinkung von kommunalen 
Verwaltungsverfahren ermöglicht (Siehe 
Handlungsempfehlung 9) . 

Präqualifizierung | Handlungsempf. 35 

Im Rahmen der Bemühungen um ein praxis-
nahes Vergaberecht unterstützt die Landes-
regierung auch das Instrument der Präqua-
lifizierung (PQ). So zuletzt in den Erlassen 
zur Umsetzung des Unterschwellenverga-
berechts mit klarer Betonung der Präqualifi-
zierung. Die Präqualifizierung richtet sich 
nach bundeseinheitlichen Verfahrensrege-
lungen, die für den Baubereich über das zu-
ständige Bundesministerium (aktuell Bun-
desinnenministerium) und den PQ-Verein in 
Form u.a. einer „Leitlinie“ geregelt ist. Im 
Liefer- und Dienstleistungsbereich sind die 
Grundlagen in § 48 Absatz 8 Vergabever-
ordnung (VgV) geregelt. Den Industrie- und 
Handelskammern ist die Aufgabe zur Füh-
rung des amtlichen Verzeichnisses übertra-
gen worden.  

Insbesondere aus Sicht der Bauverbände in 
NRW - Gesellschafter der „Zertifizierung 
Bau“ als führende PQ-Stelle - hat sich das 
Instrument der Präqualifikation bewährt. Für 
öffentliche Auftraggeber vereinfacht es die 
Bewertung von Angeboten und für die Be-
triebe verringert es den Aufwand zur Vor-
lage der in der Vergabe- und Vertragsord-
nung für Bauleistungen geforderten Nach-
weise. Die Prüfroutinen der PQ-Stellen zei-
gen auch, dass es sich bei den präqualifi-
zierten Unternehmen um leistungsfähige 
und zuverlässige Partner nicht nur für öffent-
liche Auftraggeber handelt. Umso mehr soll-
ten diese das nach wie vor freiwillige Instru-

ment der Präqualifikation nutzen, um unse-
riöse Unternehmen von öffentlichen Bauauf-
trägen fernzuhalten. 

Einbindung lokaler Unternehmen in den 
Fernstraßenbau | Handlungsempf.36 

Das Land hat in den zurückliegenden Jah-
ren deutlich mehr Investitionen in den Fern-
straßenbau tätigen können und sein Auf-
tragsvolumen deutlich heraufgesetzt. ÖPP-
Projekte in verschiedenen Formen kom-
men für mittelständische, inhabergeführte 
Straßen- und Tiefbauunternehmen und das 
Handwerk in der Regel nicht in Betracht. 
Das Land ist sich dieser Problematik be-
wusst und bemüht sich darum, Ausschrei-
bungen nach Möglichkeit mittelstandsori-
entiert anzulegen. Dennoch strebt das 
Land bei großen Projekten im Fernstraßen-
bau die Vergabe von Mischlosen und die 
Anwendung von Vertragsformen mit Einbe-
ziehung des Knowhows von Unternehmen 
mit dem Ziel der Baubeschleunigung und 
Minimierung verkehrlicher Einschränkun-
gen an. Land und Handwerksorganisatio-
nen appellieren an die Kommunen, die Auf-
tragsvergabe mittelstandsorientiert vorzu-
nehmen. 

Energiepolitische Rahmenbedingungen | 
Handlungsempfehlung 38 

Mit der 2019 vorgelegten Energieversor-
gungsstrategie NRW hat die Landesregie-
rung die energiepolitischen Weichen für 
eine klimaverträgliche, sichere und bezahl-
bare Energieversorgung vorgelegt. Die 
Landesregierung bekräftigt darin auch die 
wirtschaftlichen Chancen, die sich durch 
neue Geschäftsfelder im zukünftigen digita-
len und sektorenübergreifenden Energie-
system und in der Nutzung erneuerbarer 
Energien ergeben. Aus Sicht des Hand-
werks ist es für die langfristige Sicherung 
der Energieversorgung und für die Markt-
durchdringung innovativer Lösungen im 
Bereich der Energieeffizienz und Ressour-
censchonung von großer Bedeutung, dass 
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die Potentiale der dezentralen Energiever-
sorgung konsequent genutzt werden. Das 
Handwerk steht dazu als strategischer 
Partner für Land und Kommunen bereit. 

Die Förderkonditionen in den Bundespro-
grammen zur energetischen Gebäudesan-
ierung (CO2-Gebäudesanierungspro-
gramm, Marktanreizprogramm) werden 
2020 im Rahmen des vom Bund beschlos-
senen „Klimaschutzprogramms 2030“ deut-
lich verbessert. Die Steuerliche Förderung 
von Maßnahmen einer energetischen Ge-
bäudesanierung gilt für Sanierungsmaß-
nahmen am selbstgenutzten Wohneigen-
tum. Die Ausgestaltung erfolgt als progres-
sionsunabhängiger Steuerabzug von 20 
Prozent der Aufwendungen bis zu einer In-
vestitionsobergrenze von 200.000 Euro. Es 
ist zu erwarten, dass diese Maßnahmen er-
hebliche bauliche Investitionen auslösen, 
von denen gerade das Bauhandwerk profi-
tieren wird.  

Auf Initiative des Landes Nordrhein-West-
falen wird ab 2020 auch eine progressi-
onsunabhängige steuerliche Förderung zur 
Verbesserung der Energieeffizienz von Ge-
bäuden und zum Heizen mit erneuerbaren 
Energien als Ergänzung zu den bestehen-
den Bundesförderprogrammen eingeführt. 
Die Aufwendungen für Energieberatung 
und/oder Baubegleitung können dabei mit 
50 Prozent gefördert werden. (zum Gebäu-
deenergiegesetz siehe Empfehlung 39)  

Mit der „Förderstrategie Energieeffizienz 
und Wärme aus erneuerbaren Energien“ ist 
zudem bereits ein Prozess angelaufen, 
durch den die Bundesförderprogramme im 
Bereich der energetischen Gebäudesanie-
rung transparenter ausgestaltet werden. 
Darüber hinaus werden mit dem Landesför-
derprogramm progres.nrw – Markteinfüh-
rung Effizienztechnologien und erneuer-
bare Energien im Gebäudebereich geför-
dert. Das Programm wird regelmäßig an die 
veränderten Marktbedingungen angepasst. 
Im vergangenen Jahr wurden knapp 23,5 

Millionen Euro Fördergelder aus dem Pro-
gramm bewilligt.  

Bauen und Sanieren | Handlungsempf. 39 

Die Landesregierung hat verzichtbare Stan-
dards im Bau- und Planungsrecht identifi-
ziert, die das Bauen verteuern und verlang-
samen. Die neue Landesbauordnung, die 
seit Beginn 2019 gilt, soll daher ein Klima für 
die Ankurbelung von Neubauten in Nord-
rhein-Westfalen schaffen. Das neue Gesetz 
verringert Bürokratie und kappt unnötige 
Baukostensteigerungen. Zahlreiche neue 
Regelungen sollen die Nachverdichtung so-
wie die Aufstockung und den Ausbau von 
Wohngebäuden erleichtern. Verfahrenser-
leichternd wird mit der neuen Bauordnung 
das Instrument der referentiellen Baugeneh-
migung erstmalig eingeführt. Das Ministe-
rium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung (MHKBG) hat eine eigene 
Baukostensenkungskommission für Nord-
rhein-Westfalen ins Leben gerufen. Ziel ist 
eine Anpassung der untergesetzlichen Vor-
schriften, die mit der beschlossenen Novelle 
der Landesbauordnung NRW einhergehen.   

Entlastung von Bürokratie |  
Handlungsempfehlungen 40, 41 

Mit den bisher fünf Entfesselungspaketen 
hat die Landesregierung einen Prozess ein-
geleitet, mit dem Regelungen gestrichen o-
der verändert werden, die Wirtschaft, Ver-
waltung, Gründerinnen und Gründer und 
auch die Bürgerinnen und Bürger unnötig 
belasten. Weniger Bürokratieaufwand, ver-
einfachte Planungen, schnellere Genehmi-
gungsverfahren für den nordrhein-westfäli-
schen Wirtschaftsstandort sind das Ziel. 
Auch die Fortentwicklung der „Clearingstelle 
Mittelstand“ (siehe Empfehlung 22) soll ver-
hindern, dass bürokratische Hemmnisse 
faktisch zu Wettbewerbsnachteilen gerade 
von kleinen und mittleren Betrieben führt. 
Weitere Entfesselungspakete sollen folgen 
und sich auch mit der Entlastung von Hand-
werk und Mittelstand beschäftigen.  
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Die Landesregierung wird sich weiterhin für 
einfache, digitale und bürokratiearme Erhe-
bungen in der amtlichen Statistik einsetzen. 
Sie begrüßt und unterstützt in diesem Zu-
sammengang ausdrücklich den im Herbst 
2019 vorgelegten Abschlussbericht der 
ressortübergreifenden Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe zur Reduzierung von Statistik-
pflichten. Dazu gehört vor allem auch das 
Basisregister für Unternehmen in Verbin-
dung mit einer bundeseinheitlichen Wirt-
schaftsnummer (Siehe auch Empfehlung 9, 
E-Government).  

Neben den Möglichkeiten zur Flexibilisie-
rung und Digitalisierung von Erhebungen 
sieht die Landesregierung große Potenziale 
in einer verstärkten und erweiterten Nut-
zung neuer digitaler Datenquellen (z.B. 
Webscraping, Nutzung von Satelliten- oder 
Mobilfunkdaten). Die Landesregierung ist 
sich dabei bewusst, dass das bestehende 
statistische System für zahlreiche Nutzer, 
insbesondere aus Sicht der Wirtschaft, von 
sehr hohem bis unverzichtbarem Wert ist. 
Den Nutzerinteressen seitens Bund, Län-
dern und Gemeinden, Wirtschaftsverbän-
den, Unternehmen und Wissenschaft wird 
die Landesregierung bei allen Bemühungen 
um eine Reduzierung von bürokratischer 
Belastung aus Statistikpflichten daher auch 
weiterhin Rechnung tragen.  

Außerdem ist die geforderte weitgehende 
Vereinheitlichung landesweiter Standards 
sowie die Überprüfung der Erlasspraxis im 
Koalitionsvertrag festgelegt worden. Das 
„Kontrollergebnis-Transparenz-Gesetz“, 
besser bekannt als „Hygiene-Ampel", wurde 
bereits mit dem ersten Entfesselungspaket 
abgeschafft.  

Verkehrspol. Rahmenbedingungen |  
Handlungsempfehlung 43 

Ziel der Landesregierung ist es, ökono-
misch sinnvolle, ökologisch verträgliche 
und sozial ausgewogene Mobilität zu ge-
währleisten. Dazu sollen unter anderem die 

Chancen der Digitalisierung genutzt wer-
den, zum Beispiel durch intelligentere Steu-
erung von Parksuchverkehren, bessere 
Anreize zum Umstieg auf den öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV), den Ausbau 
des Fahrradverkehrs oder durch eine bes-
sere Vernetzung der Verkehrsträger. Die 
Konzentrationen von Stickoxiden in Bal-
lungsräumen sind ein gesundheitsgefähr-
dendes Problem, dessen sich die Landes-
regierung gemeinsam mit den Kommunen 
annimmt. Drohende Fahrverbote durch 
wirksame alternative Maßnahmen zu ver-
hindern ist das gemeinsame Ziel von Lan-
desregierung und Handwerksorganisatio-
nen.  

Die ÖPNV-Pauschale an Kommunen 
wurde ab 2017 um 20 Millionen auf 130 Mil-
lionen Euro erhöht. Auch der Mindestbetrag 
der pauschalierten Investitionsförderung 
für den ÖPNV wurde um 30 Millionen auf 
150 Millionen Euro im Jahr erhöht. Mit der 
Förderung des landesweiten Azubitickets 
im August 2019 (8,9 Mio. Euro in 2020) leis-
tet das Land einen Beitrag zur Verbesse-
rung der Mobilität von Azubis in ganz Nord-
rhein-Westfalen auch über Verbundgren-
zen hinweg. Zur Stärkung von insbeson-
dere für den ländlichen Raum bedeutsa-
men Schnellbusverbindungen stellt die 
Landesregierung seit 2020 bis einschließ-
lich 2032 rund 100 Mio. Euro zur Verfü-
gung. In der Verkehrszentrale NRW wurde 
eine zusätzliche Stabsstelle „Baustellenko-
ordination“ eingerichtet. Die technische Ba-
sis für die baulast- und verkehrsträgerüber-
greifende Koordinierung ist das Baustelle-
ninformationssystem TIC kommunal, das 
den ersten Kommunen und der Bahn AG 
seit Ende 2017 zur Verfügung steht.  

Die erhöhten öffentlichen Bauinvestitionen 
tragen zur hervorragenden konjunkturellen 
Situation im Bauhauptgewerbe bei. Allein 
im Jahr 2018 stieg der Umsatz im nord-
rhein-westfälischen Bauhauptgewerbe ge-
mäß amtlicher Handwerksberichterstattung 
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um 21,6 Prozent und trugen damit maßgeb-
lich die bundesweite Umsatzsteigerung von 
11,3 Prozentpunkten. Auch im Jahr 2019 
verlief die Umsatzentwicklung im nord-
rhein-westfälischen Bauhauptgewerbe wei-
terhin ausgesprochen positiv.  

Bekämpfung der Schwarzarbeit |  
Handlungsempfehlungen 44, 105 

Wie im Entfesselungspaket II hinterlegt, 
sollen die Empfehlungen für eine stärkere 
Verfolgung der Schwarzarbeit durch die 
Kommunen durch Digitalisierungsmaßnah-
men umgesetzt werden. So soll in einem 
ersten Schritt die kommunale Schwarzar-
beitsbekämpfungspraxis durch eine bes-
sere Vernetzung der beteiligten Behörden 
untereinander deutlich effizienter, klarer 
und einfacher gestaltet werden. Ende des 
Jahres soll eine landesweite Datenbank in 
Betrieb genommen werden, durch die die 
Zusammenarbeit der ermittelnden Behör-
den gestärkt, Synergieeffekte erzielt, Ver-
fahren aus mehreren Kommunen gebün-
delt und so auch Vollzugsdefizite abgebaut 
werden können.  

Die Handwerkskammer Münster, die Re-
gion Emscher-Lippe des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes und die Entwicklungs-
gesellschaft für Erziehung, Bildung und Ar-
beit (e.b.a. gGmbh) haben in der Region 
Emscher-Lippe ein Modellprojekt zur Be-
kämpfung der Schwarzarbeit durchgeführt. 
Durch die Arbeit des Projekts ist die Zu-
sammenarbeit der zuständigen regionalen 
Behörden und öffentlichen Institutionen zur 
Bekämpfung der Schwarzarbeit gefördert 
worden. Best-practice Ansätze verschiede-
ner Gebietskörperschaften wurden recher-
chiert und veröffentlicht. Im Rahmen der 
Projektabschlussveranstaltung zwischen 
den Ministern für Wirtschaft und Arbeit und 
der „Finanzkontrolle Schwarzarbeit“ wurde 
vereinbart, jährlich regelmäßige, landes-

weite Aktionstage zur Schwarzarbeitsbe-
kämpfung unter Einbeziehung der ver-
schiedenen Vollzugsbehörden durchzufüh-
ren. Der erste gemeinsame Aktionstag hat 
vom 7. bis 11. Oktober 2019 stattgefunden. 
Rund 500 Einsatzkräfte waren an den Kon-
trollen beteiligt, die 2019 die Baubranche 
zum Ziel hatten. Die gemischten Kontrollte-
ams überprüften landesweit insgesamt 233 
Baustellen mit rund 1.500 Beschäftigten. 
Die Aktionstage werden jährlich in unter-
schiedlichen Branchen fortgesetzt. 

Die Handwerkskammern Düsseldorf führen 
regelmäßig Austausche mit den zuständi-
gen Behörden durch, um das gemeinsame 
Vorgehen gegen Schwarzarbeit abzustim-
men. Im November 2019 beschloss die 
Vollversammlung der Handwerkskammer 
Düsseldorf eine Resolution als Aufruf zur 
gemeinsamen Bekämpfung der Schwarz-
arbeit.  

Europäische Privatrechtsgesellschaft | 
Handlungsempfehlung 47 

Die Empfehlung stand im Zusammenhang 
mit dem Vorschlag der EU-Kommission zu 
einer europäischen Einpersonengesell-
schaft Societas Unius Personae (SUP), der 
inzwischen zurückgezogen ist. Alternative 
Vorschläge wurden im Rahmen des von 
der EU-Kommission im April 2018 vorge-
legten "Europäischen Gesellschaftsrechts-
pakets" gemacht, das noch verhandelt 
wird. Das praktische Bedürfnis nach Erfül-
lung der Forderung ist bei den Handwerks-
unternehmen eher gering. Alternative 
Rechtsformen (Limited, UG o.ä.) werden 
zwar im Einzelfall durchaus genutzt, spie-
len aber im Handwerk nur eine sehr geringe 
Rolle.  
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II.2. Gewerbeförderung  

 

BIT-Berater | Handlungsempfehlung 48, 

siehe Empfehlung 12 

PROFI-Handwerk | Handlungsempf. 49 

Im Rahmen des Förderprogramms 
„PROFI-Handwerk.NRW“ (Nachfolge des 
ehem. „Wachstumsscheck“) fördert das 
Land seit 2018 Maßnahmen zur Steigerung 
der Kompetenzen in der Unternehmensfüh-
rung sowie zur Stärkung der Innovationsfä-
higkeit und Wachstumsorientierung in 
Handwerksunternehme 

n. Gefördert wird die Teilnahme von Hand-
werksunternehmen an modularen Bera-
tungs- und Coachingmaßnahmen, die 
durch externe Berater durchgeführt und or-
ganisatorisch von den Handwerkskammern 
und Landesinnungsverbänden eingerichtet 
bzw. angeboten werden.  

Förderung der Außenwirtschaft |  
Handlungsempfehlung 50 

Die NRW.BANK stellt gewerblichen Unter-
nehmen und Freiberuflern aus Nordrhein-
Westfalen über ihre Hausbanken Möglich-
keiten zur Finanzierung von Auslandsakti-
vitäten bereit. Das Team EU- und Außen-
wirtschaftsförderung der NRW.BANK infor-
miert und berät darüber hinaus zu öffentli-
chen Finanzierungshilfen und Förderpro-
grammen des Landes, des Bundes und der 
Europäischen Union. Das Informationsan-
gebot für NRW-Unternehmen umfasst dar-
über hinaus Fördermittelrecherchen im 
Zielland des Auslandsengagements. 

NRW.International koordiniert bisher die 
operativen Aufgaben der Außenwirt-
schaftsförderung in NRW. Zu den Trägern 
gehören unter anderem auch die Hand-
werkskammern, daher werden vielfältige 
Maßnahmen für kleine und mittlere Unter-
nehmen in einem engen Netzwerk abge-

stimmt. Das Portfolio reicht von Kooperati-
onsbörsen über Delegations- und Unter-
nehmerreisen bis zur gemeinsamen Aus-
stellung auf Gemeinschaftsständen im 
Ausland. Das Netzwerk der Außenwirt-
schaftsberatungsstellen im Handwerk in 
Nordrhein-Westfalen entwickelt in unter-
schiedlicher Partnerkonstellation kammer-
übergreifend Projektideen zur gemeinsa-
men Umsetzung für Handwerksunterneh-
men, die sich fortwährend im Jahrespro-
gramm von NRW.International widerspie-
geln. Dabei spielen für Unternehmen die in-
dividuellen Konzepte der Kontaktanbah-
nung eine wichtige Rolle. 

Um die mit der weltweiten wirtschaftlichen 
Dynamik verbundenen Potenziale noch 
besser zu nutzen, wird Nordrhein-Westfalen 
die Außenwirtschaftsförderung neu aufstel-
len. Die Aufgaben von NRW.INVEST und 
NRW.International werden ab dem zweiten 
Halbjahr 2020 in einer hundertprozentigen 
Landesgesellschaft unter einem Dach und 
mit einer neuen Marke zusammengeführt. 
Eine effektive Außenwirtschaftsförderung 
für das Handwerk wird für die Zukunft si-
chergestellt.  

Nach dem Brexit muss sich das Augenmerk 
darauf richten, dass Nordrhein-Westfalen 
für Unternehmen aus Großbritannien In-
vestitionsstandort Nummer 1 in Deutsch-
land ist. Seit dem Referendum haben sich 
hier bereits mehr als 100 Unternehmen aus 
dem Vereinigten Königreich angesiedelt. 
Nordrhein-Westfälische Wirtschaftsförde-
rer und Kammern werden ihre Bemühun-
gen um weitere Ansiedlungen weiter inten-
sivieren. Zum Beispiel durch Kooperations-
veranstaltungen mit der landeseigenen 
Wirtschaftsförderung NRW.INVEST.  
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Zusammenarbeit Förderbanken und 
Handwerk | Handlungsempfehlung 51 

Die Förderbanken beziehen im Sinne der 
Empfehlung die Vertreter des Beratungs-
wesens des Handwerks verstärkt in die Pla-
nung ihrer Programme ein. Digitalisierungs-
investitionen von Unternehmen sollen 
durch Finanzierungs- und Bürgschaftsan-
gebote von NRW-Förderinstitutionen vo-
rangetrieben werden (siehe auch Empfeh-
lung 19). Entsprechend wurde das Beteili-
gungsprogramm Handwerk („Kapitalbeteili-
gungsgesellschaft Zukunft Handwerk 
NRW“) von der Bürgschaftsbank NRW und 
dem Handwerk entwickelt.  

Gegliedertes Bankensystem |  
Handlungsempfehlung 52 

Die Landesregierung hat sich im Koalitions-
vertrag dazu verpflichtet, sich für das ge-
gliederte Bankensystem einzusetzen. 
Gleichermaßen wird die Errichtung einer 
gemeinsamen europäischen Einlagensi-
cherung („EDIS“) abgelehnt. Vorbehalte 
gegenüber der von der EU-Kommission be-
triebenen Vergemeinschaftung von Bankri-
siken sind auch in der entsprechenden 
Stellungnahme des Bundesrates zum Aus-
druck gebracht worden.  

Investitionsfähigkeit der Kommunen |  
Handlungsempfehlung 53 

Die Investitionstätigkeit der nordrhein-west-
fälischen Kommunen ist in der jüngeren 
Vergangenheit deutlich gestiegen. Im Jahr 
2018 haben die Auszahlungen aus Investi-
tionstätigkeit der nordrhein-westfälischen 
Kommunen gegenüber dem Vorjahresni-
veau insgesamt um 1,01 Mrd. Euro auf 5,78 
Mrd. Euro zugelegt. Dies entspricht einer 
Zunahme um 21,3 Prozent. Bezogen auf 
den Zeitraum 2014 bis 2018 ist sogar ein 
Anstieg um mehr als 1,6 Mrd. Euro bzw. 
39,4 Prozent zu verzeichnen gewesen. 
Darüber hinaus hat die Landesregierung 
mit dem Ende 2018 vom nordrhein-westfä-
lischen Landtag beschlossenen zweiten 
Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen 

Kommunalen Finanzmanagements (2. 
NKFWG NRW) bislang bestehende haus-
haltsrechtliche Investitionshemmnisse be-
seitigt und damit eine wichtige Vorausset-
zung dafür geschaffen, dass die Investiti-
onstätigkeit der nordrhein-westfälischen 
Kommunen nachhaltig steigt. 

Stärkung regionaler Wertschöpfungs-
verbünde| Handlungsempfehlung 54 

Das Ministerium für Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz för-
dert die Vermarktung von landwirtschaftli-
chen Erzeugnissen bereits seit über 20 
Jahren: Im Rahmen der Absatzförderung 
werden Gemeinschaftsmarketingaktionen 
(u.a. Messen und Ausstellungen, Vermark-
tungskonzeptionen, Qualitätssysteme, Ver-
braucherinformationen) gefördert. Über 
das Förderpaket Verbesserung der Verar-
beitung und Vermarktung werden zusam-
men mit Bundes- und EU-Mitteln verschie-
dene Maßnahmen gefördert, die immer das 
Ziel haben die Landwirtschaft in der Wert-
schöpfungskette zu stärken und deren Ab-
satzmöglichkeiten auszubauen bzw. si-
cherzustellen. Diese sind u.a. Investitions-
förderung in die Verarbeitung und Vermark-
tung, Gründung von Erzeugerorganisatio-
nen sowie Zusammenarbeit in der Wert-
schöpfungskette. Das Lebensmittelhand-
werk profitierte in der Vergangenheit be-
reits von verschiedenen Förderangeboten. 

Darüber hinaus werden über die jährliche 
Auszeichnung „Meister.Werk.NRW“ qualifi-
zierte Bäcker-, Fleischer-, Konditorei- und 
Brauhandwerksbetriebe die Leistungen 
des Handwerks für die Regionen (u.a. den 
Aufbau von Wertschöpfungsketten), als 
Ausbilder und Arbeitgeber sowie oftmals 
als Nahversorger gewürdigt und in der Öf-
fentlichkeit verankert.  

Viele Handwerksbetriebe streben eine in-
tensive Zusammenarbeit mit der Landwirt-
schaft für ihre Rohstoffe / Zutaten an und 
haben von sich aus schon Initiativen zur 
Kooperation unternommen. In der heutigen 
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Zeit, in der die Verbraucher zunehmend in-
teressiert, wie und wo und mit welchen 
Grundprodukten ein Lebensmittel produ-
ziert wird, ist die regionale Wertschöp-
fungskette ein immer wichtiger werdendes 
Verkaufsargument. Dieses und das hand-
werkliche Know-How dienen zugleich der 
Abgrenzung vom Lebensmitteleinzelhandel 
bzw. der dort angebotenen Produkte. Wich-
tig aber ist die Vernetzung der Handwerks-
betriebe über die Wertschöpfungskette. 
Dafür wurde der Verein Ernährung-NRW 
e.V. gegründet, der die Akteure über alle 
Produktionsstufen zusammenbringt. 

Flächen-, Stadt- und Regionalplanung | 
Handlungsempfehlungen 57 und 58 

Seit August 2019 ist der geänderte Landes-
entwicklungsplan in Kraft. Die Städte und 
Gemeinden erhalten dadurch mehr Frei-
raum bei der Planung. Damit können sie 
Wohn- und Gewerbeflächen flexibler aus-
weisen und so die Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse sichern. Gewerbliche Be-
triebe können leichter erweitert und damit 
als wichtige örtliche Arbeitgeber gehalten 
werden. Städte und Gemeinden können auf 
die steigende Bevölkerungsprognose rea-
gieren und Bauland und umweltverträgliche 
Gewerbegebiete schnell und rechtssicher 
bereitstellen. Eine weiterhin flächenspa-
rende Nutzung des Raumes bleibt wichtige 
planerische Zielsetzung.  

Wir stimmen darin überein, dass sich die 
Belange von Handwerk und Gewerbe auch 
in der Regional- und Bauleitplanung wider-
spiegeln müssen. Gerade in den boomen-
den Ballungszentren des Landes müssen 
Maßnahmen ergriffen werden, damit der 
notwendige Wohnungsbau nicht zu einer 
seit längerem zu beobachtenden Verdrän-
gung des Gewerbes führt. Gemischte 
Quartiere mit kurzen Wegen und urbaner 
Produktion wirken am besten gegen die 
wachsenden Mobilitätskonflikte, die aus 
funktionaler Trennung und Suburbanisie-
rung resultieren.   

Dezentrale Energiewende |  
Handlungsempfehlungen 59, 60 

Die Klimaschutz-Aktivitäten des Hand-
werks finden insbesondere unter dem Dach 
der „Handwerksoffensive Energieeffizienz“ 
statt. Die Handwerksunternehmen in NRW 
wollen den energiewirtschaftlichen System-
wechsel unterstützen. Das kleinteilig struk-
turierte Handwerk ist für die wohnortnahe 
und regionale Sicherung der privaten und 
öffentlichen Nahversorgung mit Gütern und 
Dienstleistungen für Bevölkerung und Wirt-
schaft von großer Bedeutung. Mit den Mas-
terplänen Klimaschutz des Handwerks sind 
die einzelnen Aufgabenfelder bereits mo-
dellhaft in Kommunen umgesetzt worden. 

Im Rahmen des Verbunds „Handwerksof-
fensive Energieeffizienz NRW“ hat das 
Handwerk bereits 2014 begonnen, Modelle 
für Partnerschaften mit Kommunen zu ent-
wickeln und unter verschiedenen Rahmen-
bedingungen gemeinsam mit den vor Ort 
zuständigen Kreishandwerkerschaften in 
kreisfreien Städten im Kammerbezirk um-
zusetzen. Das Ziel dieser jetzt auch im 
Green Deal der EU verstärkt eingeforderten 
institutionellen Bündnisse ist ein Lern- und 
Entwicklungsprozess in gemeinsamen Pro-
jekten mit städtischen Akteuren. Wichtig ist 
aber auch, dass kleine und mittlere Be-
triebe einen höheren Anteil ihres Stromver-
brauchs durch erneuerbare Energien, zum 
Beispiel durch Photovoltaik decken kön-
nen. Diese entwickelten Partnerschaftsmo-
delle mit Kommunen wurden auch in 2019 
weiter ausgebaut, inhaltliche Schwer-
punkte bildeten in Düsseldorf die „Betriebli-
che Optimierung“ und das Thema „Mobilität 
neu denken“, in Essen „Bauen der Zukunft 
– Digitale Werkstatt“, in Krefeld der Aufbau 
eines „Fachübergreifenden Netzwerks“, in 
Oberhausen die „Solarkampagne im Rah-
men der „Ausbau-Initiative Solarmetropole 
Ruhr“, in Wuppertal die Unterstützung der 
Klimakonzeptentwicklung. Die Ausbau-Ini-
tiative Solarmetropole Ruhr ist ein umfäng-

https://www.wirtschaft.nrw/sites/default/files/asset/document/aend_lep_nrw_-_fassung_fuer_niederl.pdf
https://www.wirtschaft.nrw/sites/default/files/asset/document/aend_lep_nrw_-_fassung_fuer_niederl.pdf
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liches Gemeinschaftsprojekt der Hand-
werks Region Ruhr und des Regionalver-
bands Ruhr (RVR), mit dem ein inhaltlicher 
Schwerpunkt des gemeinsamen Master-
plans Klimaschutz von Handwerk und RVR 
bearbeitet wird. Alle Informationen findet 
man auf der neuen Webseite www.so-
lar.metropole.ruhr. 

Des Weiteren feierten die Mobilitätspartner-
schaften Oberhausen und Essen Anfang 
2019 ihren Auftakt. Gemeinsam mit dem 
Fraunhofer Institut UMSICHT wird der Auf-
bau einer Mobilitätspartnerschaft für die 
MEO-Region vorangetrieben, um die Akti-
vitäten in Mülheim, Essen und Oberhausen 
gemeinsam forcieren zu können. Fest etab-
liert ist inzwischen eine jährliche Mobilitäts-
konferenz in Gelsenkirchen, die mit regio-
nalem Bezug auf das Ruhrgebiet von den 
drei Handwerkskammern Düsseldorf, Dort-
mund und Münster in Kooperation mit den 
einschlägigen Fachverbänden, mit Herstel-
lern und Mobilitätsdienstleistern durchge-
führt wird und auf den Transfer innovativer 
Lösungen zur betrieblichen Mobilität ab-
zielt. Handwerkskammern in ganz NRW 
werben mit Veranstaltungen, Probefahrten 
u.a. für den Mobilitätswandel.  

Die EnergieAgentur.NRW stellt im Auftrag 
der Landesregierung entsprechende Bera-
tungs- und Informationsangebote an Unter-
nehmen zur Verfügung, die von der Ener-
gieforschung über die Energieberatung bis 
hin zur beruflichen Weiterbildung reichen. 
Energieeffizienz und Klimaschutz stehen 
dabei im Mittelpunkt vieler Aktivitäten. Dar-
über hinaus wurde vom LANUV NRW das 
„Solarkataster NRW“ veröffentlicht, das als 
innovatives Internettool Hauseigentümer, 
Besitzer von Gewerbe-Immobilien, Woh-
nungsbaugesellschaften, Kommunen und 
Energieversorger über die Möglichkeiten 

der Photovoltaik- und Solarthermie-Nut-
zung informieren soll. Anhand eines Re-
chenmoduls ist es möglich, belastbare In-
formationen über die zu erwartenden ener-
getischen und finanziellen Erträge einer 
Solaranlage zu berechnen. Beim Ausbau 
der Photovoltaik besteht - insbesondere 
auch auf großen Betriebs-Dachflächen – 
besteht für die Stromerzeugung ein enor-
mes Potenzial: rund 68 Terrawattstunden 
Strom könnten so in NRW pro Jahr produ-
ziert werden, aktuell sind es nur knapp vier.  

Ein umfassendes Gesamtpaket zum Ein-
stieg in die Elektromobilität bietet das Land 
Nordrhein-Westfalen im Rahmen des Pro-
gramms „Emissionsarme Mobilität“ seit Feb-
ruar 2019.  

Schnittstelle zwischen Ärzten und Ge-
sundheitshandwerk | Handlungsempf. 61 

Der Teil der Empfehlung, Ausschreibungen 
für Hilfsmittel von Krankenkassen stärker 
an Kriterien wie Qualität und wohnortnahe 
Versorgung auszurichten, hat der Bund be-
reits aufgegriffen. Angesichts der nach wie 
vor bestehenden Risiken von Ausschrei-
bungen für die Versorgungsqualität bei 
Hilfsmitteln ist die Ausschreibungsmöglich-
keit im Hilfsmittelbereich mit Inkrafttreten 
des Terminservice- und Versorgungsgeset-
zes (TSVG ) am 11.05.2019 aufgehoben 
worden, so dass nunmehr ein Ausschrei-
bungsverbot besteht. Ferner wurde klarge-
stellt, dass Krankenkassen zukünftig die 
Hilfsmittelversorgung ihrer Versicherten 
ausdrücklich im Verhandlungswege durch 
Rahmenverträge mit Beitrittsmöglichkeit si-
cherzustellen haben. Die Rückkehr zu Ver-
handlungsverträgen sowie das Beitritts-
recht der Leistungserbringer zu den Ver-
handlungsverträgen sichern eine flächen-
deckende, qualitative und wohnortnahe 
Hilfsmittelversorgung.  
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II.3 Gründungen und Übergabe 

Positives Unternehmerbild | 
Handlungsempfehlung 63 

Die Förderung eines positiven Unterneh-
merbildes ist von je her ein wichtiges Anlie-
gen der beruflichen Bildung. Das neue 
Schulfach Wirtschaft bietet zudem die Mög-
lichkeit, entsprechende Themen in den Fa-
chunterricht zu integrieren. Genauso muss 
es zum Gegenstand in der Beruflichen Ori-
entierung während der Schulzeit werden. 
Die Problematik, dass im zulassungsfreien 
Handwerk viele unqualifizierte Gründungen 
erfolgen und durch Beratungen nur schwer 
erreicht werden können, ist durch die No-
vellierung der Handwerksordnung adres-
siert worden. Einige der gründungsintensi-
ven Gewerke sind nun wieder zulassungs-
pflichtig, so dass sich hier auch Ansatz-
punkte für eine Existenzgründungs- bzw. 
Anerkennungsberatung ergeben werden. 
Neben der Anerkennungsberatung wird 
auch die Umsetzung des Fachkräfteein-
wanderungsgesetzes zur Folge haben, 
dass für Zuwanderinnen und Zuwanderer 
Informationsmaterial und Beratungsunter-
lagen in einfacher Sprache bereitgestellt 
werden müssen. 

Unternehmensnachfolge |  
Handlungsempfehlungen 64, 65, 70 

Unter der Leitung des Wirtschaftsministeri-
ums Nordrhein-Westfalen arbeiten im seit 
2017 wieder aktiven „Netzwerk Unterneh-
mensnachfolge“ die Wirtschaftskammern 
sowie die Wirtschaftsförderer der Kreise 
und kreisfreien Städte punktuell ergänzt um 
Vertreterinnen und Vertreter der Banken- 
und Steuerberaterverbände zusammen. Es 
dient in erster Linie dem fachlichen Aus-
tausch und der Vernetzung. Wesentlicher 
Bestandteil der Netzwerktreffen sind zu-
dem Fachvorträge und Workshops. Ein 
weiteres Ziel ist es auch, für das Thema 
Nachfolge zu sensibilisieren. Das Wirt-
schaftsministerium holt unter anderem über 
das Netzwerktreffen regelmäßig Feedback 

zu aktuellen Fragestellungen im Bereich 
der Unternehmensnachfolge ein.  

Die Fortführung eines Unternehmens durch 
Mitarbeiterbeteiligung ist eine Möglichkeit, 
Unternehmensnachfolgen zu vollziehen. 
Dabei stehen u.a. sämtliche Angebote aus 
der Gründungsförderung zur Verfügung. 
Dies umfasst im Bereich der Beratungsan-
gebote insbesondere das Regionale Wirt-
schaftsförderungsprogramm (RWP-Bera-
tungsförderung) aber auch das Beratungs-
programm Wirtschaft (BPW) sowie die Be-
gleitberatung der Wirtschaftskammern in 
den Regionen. Ergänzt wird das Angebot 
durch nachfolgespezifische Fördermöglich-
keiten, wie den Eigenkapitalinstrumenten 
der Kapitalbeteiligungsgesellschaft Nord-
rhein-Westfalen. 

Handwerksbetriebe sind für klassische „Bu-
siness Angels“ in der Regel keine Ziel-
gruppe. Ein spezifisches Investoren-Netz-
werk, dem sich Handwerksbetriebe und –
gründer anschließen könnten, ist bisher 
nicht bekannt. Dennoch ist als ein Ergebnis 
der Arbeit des „Netzwerk Unternehmens-
nachfolge“ die Entwicklung gemeinsamer 
Finanzierungsprogramme zu nennen, die 
auch Handwerksunternehmen in der Grün-
dungs- oder Übergabephase adressieren. 
Hier ist zum Beispiel das Sonderprogramm 
Handwerk der Kapitalbeteiligungsgesell-
schaft NRW (KBG) zu nennen. Zudem bie-
tet die Digitalisierungsinitiative Mittelstand 
ein breites Unterstützungsangebot auch für 
Handwerksbetriebe. Gemeinsames Ziel ist 
es, die Datenbasis zum Thema Unterneh-
mensnachfolge weiter zu verbessern. 

Förderinstrumente für Gründerinnen 
und Gründer | Handlungsempf. 66, 68  

Die verstärkte Unterstützung für Gründerin-
nen und Gründer ist ein Schwerpunkt der 
Arbeit des nordrhein-westfälischen Wirt-
schaftsministeriums. Um die Transparenz 
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und auch die Werbung für die Förderange-
bote des Landes zu verbessern, steht der 
Förderlotse der NRW.BANK zur Verfügung.  

Wichtigstes Gründungsförderinstrument für 
das Handwerk ist die Meistergründungs-
prämie (MGP), die ab 2021 von EU- auf 
Landesförderung umgestellt werden soll. 
Das macht die MGP unbürokratischer und 
attraktiver für junge Meisterinnen und Meis-
ter, die einen Handwerksbetrieb gründen o-
der übernehmen wollen. Die Durchführung 
einer Existenzgründungsberatung sichert 
die Qualität der geplanten Gründung oder 
Übernahme.       

Mit dem Gründungskonzept NEUE GRÜN-
DERZEIT NORDRHEIN-WESTFALEN 
richtet das Wirtschaftsministerium das Um-
feld für Existenzgründungen strategisch 
aus. Das Konzept ist in zehn strategische 
Handlungsfelder aufgeteilt. Es setzt unter 
anderem neue Akzente bei den Themen 
weibliches Unternehmertum, Wagniskapi-
tal, Hochschulausgründungen, nachhaltige 
Gründungen sowie Schaffung von Vorbil-
dern und Vereinfachung von Gründen.  

Der Gründerpreis NRW und das Grün-
derstipendium.NRW ergänzen die Grün-
dungsförderung für das Handwerk. Der 
Gründerpreis NRW wird gemeinsam vom 
Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digi-
talisierung und Energie und der 
NRW.BANK ausgelobt. Die Preisgelder - 
2017 von insgesamt 20.000 Euro auf 
60.000 Euro erhöht - stellt die NRW.BANK 
zur Verfügung und unterstreicht damit die 
Bedeutung der Gründungen für die Ent-
wicklung der Wirtschaft in Nordrhein-West-
falen. Seit dem 1. Juli 2018 eröffnet das 
Gründerstipendium.NRW jungen Gründe-
rinnen und Gründern bis zu einem Jahr 
lang eine Förderung von 1000 Euro monat-
lich zu erhalten. Entscheidend ist die inno-
vative Geschäftsidee. Bis Ende 2022 ste-
hen 26 Millionen Euro zur Verfügung.  

Auch bei Neu- oder Re-Startern nach einer 
Insolvenz handelt es sich um Gründerinnen 

und Gründer, die auch als solche mit den 
genannten Instrumenten begleitet und ge-
fördert werden können. Vor allem die Bürg-
schaftsbank belgeitet zahlreiche solcher 
Fälle.  

STARTERCENTER NRW |  
Handlungsempfehlung 67 

Die Rolle der STARTERCENTER NRW als 
erster Anlaufpunkt für Gründerinnen und 
Gründer - auch aus dem Handwerk - wird 
weiter gestärkt. In allen Regionen Nord-
rhein-Westfalens beraten und informieren 
75 STARTERCENTER kostenlos Existenz-
gründerinnen und -gründer bei allen Fragen 
auf ihrem Weg in die Selbständigkeit und 
der Firmenentwicklung. Träger sind Hand-
werkskammern, Industrie- und Handels-
kammern und kommunale Wirtschaftsför-
derungen. Mit der Entwicklung einer neu 
gestalteten und übersichtlichen Webseite, 
die Gründerinnen und Gründer von der Vor-
bereitung bis zur Anmeldung leitet sowie 
der dazugehörigen Werbekampagne set-
zen die STARTERCENTER NRW neue Im-
pulse und sorgen für ein einheitliches Auf-
treten. Ebenso soll eine geplante Arbeits-
gruppe die Qualität der Beratungsangebote 
der STARTERCENTER NRW weiter he-
ben. 

In den digitalen Innovationszentren 
(DW.NRW-Hubs) in Aachen, Bonn, Düssel-
dorf, Essen, Köln und dem Münsterland 
entwickeln Mittelständler und Industrieun-
ternehmen mit Gründerinnen und Gründern 
digitale Geschäftsmodelle. Dazu kommen 
Inkubatoren wie der „STARTPLATZ“ in 
Düsseldorf oder Köln und Innovationsla-
bore, die technologie- und wissensbasierte 
Geschäftsideen aus den Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen unterstützen.  

In Umsetzung des ersten Entfesselungspa-
kets hat die Landesregierung das „Ge-
werbe-Service-Portal.NRW“ geschaffen 
und damit die direkte Gewerbeanmeldung 
bei Industrie- und Handelskammern sowie 
Handwerkskammern und Startercentern 
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ermöglicht. Für Gründerinnen und Gründer 
bedeutet dies, dass Dienstleistungen bei 
den Kammern gebündelt werden und 
dadurch Bürokratie im Gründungsprozess 
entfällt. Weitere Services, wie der Eintrag in 
die Handwerksrolle, sollen im Laufe der 
nächsten Monate hinzukommen (Siehe 
Empfehlung 9).   

Ressourcenschonung |  
Handlungsempfehlung 69 

Um Klimaschutz, Energieeinsparung, Res-
sourcenschonung und andere ökologisch-
soziale Nachhaltigkeitskriterien bei der 
Gründungs- und Innovationsförderung stär-
ker zu implementieren, flossen entspre-
chende Kriterien bereits in den Gründer-
preis NRW ein und spielen unter anderem 
auch beim 2019 erstmals vergebenen „In-
novationspreis Handwerk“ eine wichtige 
Rolle.  

Migrantische Unternehmen |  
Handlungsempfehlung 71 

Migrantengeführte Unternehmen haben 
eine wachsende volkswirtschaftliche Be-
deutung und sind ein wichtiger Erfolgsfak-
tor für Nordrhein-Westfalen. Alle Angebote 
der Handwerksorganisation, so insbeson-
dere die Gründungsberatung, stehen auch 
migrantischen Existenzgründungen zur 
Verfügung. In Nordrhein-Westfalen und 
darüber hinaus werden diese Aktivitäten 
durch Angebote des IQ-Netzwerkes - In-
tegration durch Qualifizierung (IQ) - er-
gänzt, das in Nordrhein-Westfalen durch 
den Westdeutschen Handwerkskammertag 
(WHKT) koordiniert wird. 

Vertreterinnen und Vertreter der Landesre-
gierung treffen sich regelmäßig mit den 
Vertreterinnen und Vertretern der Migran-
tenunternehmerverbände und der Bera-
tungseinrichtungen. Die Ministerien für 
Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und 

Energie (MWIDE), Kinder, Familie, Flücht-
linge und Integration (MKFFI) sowie Arbeit, 
Gesundheit und Soziales (MAGS) haben 
eine „Arbeitsgruppe Migrantenökonomie“ 
gebildet, die Maßnahmen zur Stärkung der 
migrantischen Unternehmen in Nordrhein-
Westfalen plant und umsetzt. Durch prakti-
schen Austausch der Beratungsstellen soll 
deren Arbeit zu diesem Thema optimiert 
werden. Dazu führten MWIDE und MKFFI 
NRW am 7. November 2018 eine erste 
ganztägige Veranstaltung: „Migrantenun-
ternehmen: Vielfalt nutzen – erfolgreich be-
raten“ mit fast 200 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern durch. Der nächste ganztä-
gige Kongress zur Förderung von migran-
tengeführten Gründungen bzw. Unterneh-
men findet unter dem Titel: „Mit Vielfalt In-
novation fördern“ am 18. Juni 2020 im 
Raum Düsseldorf statt. Dort wird u.a. eine 
Studie der Bertelsmann-Stiftung vorge-
stellt, die den aktuellen Stand der Migran-
tenökonomie quantitativ und qualitativ nach 
Bundesländern vorstellt und vergleicht. 
MWIDE NRW und MKFFI NRW haben sich 
darauf verständigt, darüber hinaus auf dem 
Feld der Migrantenökonomie zukünftig ver-
stärkt zusammen zu arbeiten. 

Zur Förderung der migrantischen Unter-
nehmenskultur tragen auch das Anerken-
nungsgesetz und das Fachkräfteeinwande-
rungsgesetz bei (Siehe Empfehlungen 89 
und 124). Im Anerkennungsverfahren wird 
geprüft, ob ein ausländischer Berufsab-
schluss dem jeweiligen deutschen Refe-
renzberuf entspricht. In 2018 konnte gut die 
Hälfte der ausländischen Berufsabschlüsse 
gegenüber dem deutschen ‚Vergleichs-Be-
ruf‘ als vollwertig anerkannt werden.  
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II.4 Handwerksrecht und Handwerksorganisation 

 

Seiteneinstieg | Handlungsempfehl.73 

Qualifizierte Seiteneinsteigerinnen und -
einsteiger sind für das Handwerk von wach-
sender Bedeutung, zumal in Zeiten der Di-
gitalisierung durch innovative Gründungen 
und Geschäftsmodelle die Grenzen zwi-
schen Handwerk und Nicht-Handwerk 
durchlässiger werden. Das Handwerks-
recht trägt dem insbesondere durch §§ 7.1. 
und 8 HwO Rechnung: Über das Instru-
ment der Ausnahmebewilligung der Be-
triebsleiterregelung erfolgt knapp die Hälfte 
aller Eintragungen in das zulassungspflich-
tige Handwerk, knapp zehn Prozent der 
Neueintragungen entfallen auf sogenannte 
Ausnahmebewilligungen. Die Prüfung und 
Fortentwicklung der Eintragungspraxis ist 
Kernaufgabe der Handwerkskammern.  

Selbstverwaltung des Handwerks | 
Handlungsempfehlungen 75, 76, 77, 78 

Das wichtigste Anliegen – die elektronische 
Gewerbeanmeldung direkt bei den Hand-
werkskammern – ist mit dem Start des „Ge-
werbe-Service-Portal.NRW“ zum 01. Juli 
2018 umgesetzt worden. Für die Übertra-
gung weiterer Aufgaben an die Selbstver-
waltung des Handwerks ist die Landesre-
gierung grundsätzlich offen, sofern es 
rechtlich möglich ist und der Kosteneffizi-
enz dient.  

Die Handwerkskammern in Nordrhein-
Westfalen bemühen sich um wachsende 
Transparenz. So haben sie systematische 
Grundlagen zur Rücklagenbildung erarbei-
tet, die an die tatsächlichen Bedarfe ange-
passt sind und über die jährlich entschie-
den wird. Eine Mustersatzung für die Hand-
werkskammern in Nordrhein-Westfalen 
und des Westdeutschen Handwerkskam-
mertages berücksichtigt die fortlaufende 
Weiterentwicklung zum Thema Compli-
ance. Alle Handwerkskammern in Nord-

rhein-Westfalen haben diese Mustersat-
zung im Laufe des Jahres 2018 umgesetzt. 
Zuletzt gab es im Handwerk proaktive Re-
formschritte in den Bereichen Rücklagen-
bildung, Haushalt und Beitragsfestsetzung, 
die durch ein Urteil des Verwaltungsge-
richts Düsseldorf ausdrücklich bestätigt 
und zur Nachahmung empfohlen wurden.  

Um die Leistungsfähigkeit der ehrenamtli-
chen Selbstverwaltung zu stärken, vergibt 
das Land NRW jährlich einen Ehrenamts-
preis an eine Persönlichkeit des Hand-
werks, die sich außerhalb ihrer beruflichen 
Verpflichtungen in besonderer Weise für 
die Belange des Handwerks oder der Ge-
sellschaft eingesetzt hat. Des Weiteren för-
dert das Land die ersten Schritte zur Ent-
wicklung einer „Ehrenamtsakademie Hand-
werk NRW “.  

Die Handwerkskammern in Nordrhein-
Westfalen haben bereits in den letzten Voll-
versammlungswahlen Schritte unternom-
men, auch Personen zu beteiligen, die nicht 
in den örtlichen Innungen organisiert sind. 
Der Frauenanteil wurde langsam aber ste-
tig erhöht und es werden Vorbereitungen 
unternommen, auch den Anteil von Migran-
tinnen und Migranten zu steigern. Im Hin-
blick auf die Änderung des Wahlrechts ist 
auf Bundesebene ein Arbeitskreis des 
Zentralverbandes des Deutschen Hand-
werks eingerichtet.  

Gestaltendes Handwerk |  
Handlungsempfehlung 79 

Die Dachmarke Design:Handwerk:NRW ist 
geschaffen worden und steht als Portal un-
ter www.design-handwerk-nrw.de zur Ver-
fügung. Hier finden sich alle Informationen 
rund um das gestaltende Handwerk. Aus-
stellungen und Wettbewerbe werden mit 
den jeweiligen Teilnahmebedingungen prä-
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sentiert. Die Akademie für Handwerksde-
sign Gut Rosenberg der Handwerkskam-
mer Aachen und die Akademie für Gestal-
tung der Handwerkskammer Münster stel-
len sich ebenso vor, wie viele weitere Ak-
teure des Kunsthandwerks in Nordrhein-
Westfalen. Außerdem kann gezielt nach 
Betrieben gesucht werden, die die Aus-
wahlkriterien hinsichtlich ihrer Designkom-
petenz erfüllen. 

Gebäudeenergieberatung |  
Handlungsempfehlung 80 

Bei der bundesgeförderten Energieberatung 
für Wohngebäude und Mittelstand des Bun-
desamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle (BAFA) wurde der Beraterkreis erwei-
tert, so dass seitdem alle Energieberater zu-
gelassen sind, die über die geforderte fach-
liche Qualifikation verfügen. Auch Energie-
berater mit einem eigenen Handwerksunter-
nehmen können bei entsprechender Qualifi-
kation derartige Energieberatungen durch-
führen. Mit dem individuellen Sanierungs-
fahrplan (iSFP) wurde darüber hinaus ein In-
strument entwickelt, das Wohngebäudeei-
gentümern einen verständlichen Überblick 
über den energetischen Sanierungsbedarf 
unter Berücksichtigung der individuellen Be-
dürfnisse bietet.  

Verkaufsplattformen | Handlungsempf. 81 

Internetportale nehmen in der Wirtschaft 
wie auch im Handwerk eine immer wichti-
ger werdende Stellung ein. Amazon ist in 
den USA bereits mit einem eigenen Hand-
werkervermittlungsdienst aktiv und zeigt 
damit eine Richtung an. Es ist unser ge-
meinsames Ziel, dass sich im Zuge der Di-
gitalisierung solche Internetportale etablie-
ren, die bei denen so viel Wertschöpfung 
wie möglich im Handwerk selbst verbleibt.  

Besondere Initiative zeigen dabei die Kreis-
handwerkerschaften im Ruhrgebiet und im 
Siegerland. Die Plattform lokaleshand-
werk.de wurde ausgehend von der Kreis-

handwerkerschaft Essen entwickelt, ihr ha-
ben sich bereits 247 Innungen mit ihren 
Kreishandwerkerschaften Betrieben ange-
schlossen mit regionalem Schwerpunkt in 
Nordrhein-Westfalen. Die Plattform eröffnet 
auch Möglichkeiten für Kooperationen, so 
zum Beispiel bei der „Solarkampagne 
Ruhr“, die derzeit gemeinsam vom Hand-
werk der Region Ruhr mit dem Regional-
verband Ruhr (RVR) betrieben wird. Ein an-
deres Beispiel ist die Plattform Meister-su-
che.de, die von der Kreishandwerkerschaft 
Westfalen-Süd und der örtlichen Spar-
kasse aufgebaut wird, und alle rund 1400 
Betriebe aus den 21 Innungen zeigt. 

In einer Untersuchung von Plattformen für 
Handwerksbetriebe hat sich das Ludwig-
Fröhler-Institut München, ein Forschungs-
institut im Deutschen Handwerksinstitut mit 
Portalen mit Handwerksrelevanz beschäf-
tigt. Insgesamt wurden über 100 Plattfor-
men identifiziert, kategorisiert und analy-
siert. Das daraus resultierende Ordnungs-
schema unterscheidet fünf Kategorien.  

„Werbeplattformen“ bieten lediglich eine 
Oberfläche für Betriebe, um ihr Portfolio für 
Kunden auffindbar und attraktiv darzustel-
len. Hierzu gehören unter anderem wir-
dsindhandwerk.de oder handwerker.guru, 
oder auch Meister-suche.de. „Onlineshops“ 
setzen einen klassischen Marktstand digital 
um. Dazu gehören zum Beispiel mano-
pus.de oder selekkt.com die ausschließlich 
handwerklich produzierte und hochwertige 
Produkte verkaufen, aber auch material-
rest24.de, das sich an Gewerke mit hohen 
Lagerbeständen richtet und als "Ebay für 
Handwerker" den Tausch oder Verkauf von 
Materialresten organisiert.  

Die größte Kategorie ist die der „Partner-
vermittler“, die auf eine fundierte Preis-
Leistungs-Bewertung für den Nachfrager 
zielen. Der Plattformbetreiber definiert ei-
nen Rahmen, innerhalb dessen Anbieter 
und Nachfrager frei interagieren. Hierzu ge-
hört eine der bekanntesten Plattformen für 
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die Vermittlung von Handwerkeraufträgen 
Myhammer.de. Auch die Plattform lokales-
handwerk.de wird hierzu gezählt.  

„Infrastruktur-Anbieter" positionieren sich 
als Lösungsvermittler gegenüber dem Kun-
den und Partner der Handwerker. Im Kraft-
fahrzeug-Gewerbe gehört dazu 
caroobi.com, die Aufträge für Reparaturen 
zum Festpreis an freie Partnerbetriebe 
übergibt. In der letzten Kategorie „Franchi-
ser“ treten gegenüber dem Kunden als On-
line-Handwerksbetrieb auf, der Handwer-
ker selbst ist Ausführender beim Kunden. 
Dazu gehören zum Beispiel banovo.de, das 
Handwerkeraufträge im Bereich Sanitäran-
lagen an Partnerbetriebe, vermittelt, aber 
auch selbst Handwerker einstellt, oder das 

aus Dortmund stammende Start-up-Unter-
nehmen myster.de, das als Komplettanbie-
ter für Renovierungsarbeiten auftritt.  

Weltkulturerbe | Handlungsempf. 82 

Das Verzeichnis des Immateriellen Weltkul-
turerbes umfasst allein für Deutschland 
eine ganze Fülle von herausragenden Bei-
spielen der Handwerkskultur, in denen sich 
Selbstverständnis und Bildungsbegriff des 
Handwerks auf sehr konkrete und anschau-
liche Weise widerspiegeln. Das Handwerk 
im Ganzen dem Immateriellen Weltkultur-
erbe zuzuordnen darf jedoch nicht den 
Blick auf die Innovationskraft und Moderni-
tät des Handwerks verstellen. Wir beobach-
ten daher gemeinsam, wie diese Empfeh-
lung auf der Bundesebene weiterverfolgt 
wird.   
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III. Arbeitswelt und Arbeitsmarkt 

III.1 Fachkräftesicherung 

Der Fachkräftemangel hat sich inzwischen 
zum größten Wachstumshemmnis des 
Handwerks entwickelt. Die Landesregie-
rung verfolgt daher die Sicherung von 
Fachkräften mit vielen Maßnahmen der Bil-
dungs- und Arbeitsmarktpolitik. Ein wichti-
ges Steuerungsinstrument war unter ande-
rem der „Fachkräfteaufruf NRW“, der auf-
grund der auslaufenden EU-Förderperiode 
zunächst Ende 2019 beendet werden 
musste. Die Landesregierung verfolgt das 
Ziel, auch in der nächsten Förderphase ei-
nen Projektaufruf mit ähnlicher Zielsetzung 
aufzulegen. An dieser Stelle wird nur auf 
die Maßnahmen eingegangen, die in den 
Handlungsempfehlungen angesprochen 
werden.   

Schwer erreichbare Zielgruppen |  
Handlungsempfehlungen 83, 88 

Im Rahmen der Fachkräftesicherung rich-
ten immer mehr Betriebe ihren Blick auf die 
Gewinnung bisher im Handwerk unterre-
präsentierter Zielgruppen. Auch die Bera-
tungsangebote der Handwerksorganisatio-
nen nehmen diese Aufgabe immer stärker 
in den Blick. Alle Informationsformate, die 
sich an potentielle Auszubildende richten – 
Messen, Social-Media-Angebote, Info-
stände, Flyer – stellen sich dem Anspruch, 
geschlechter- und kultursensibel gestaltet 
zu sein.  

Seit März 2018 ist der Westdeutsche Hand-
werkskammertag Partner der Initiative 
"Vielfalt verbindet! Interkulturelle Öffnung 
als Erfolgsfaktor“ und will im Rahmen sei-
nes Engagements verstärkt junge Men-
schen mit Einwanderungsgeschichte und 
deren Eltern, mit dem Ziel ansprechen, sie 
für eine Ausbildung im Handwerk zu gewin-
nen. Wichtig ist auch, mehr Frauen mit Ein-
wanderungsgeschichte für das Handwerk 

zu gewinnen und die Belegschaft der Hand-
werksorganisation für kulturelle Besonder-
heiten zu sensibilisieren.  

Bereits seit 2016 veranstaltet zum Beispiel 
die Handwerkskammer Düsseldorf Aktions-
tage mit dem Titel "Frauen gehen in Füh-
rung", zu dem Gründerinnen und weibliche 
Führungskräfte (und solche, die es werden 
wollen) zu Workshops, Vorträgen und Aus-
tausch eingeladen sind. Ziel ist es, Frauen 
möglichst in einer frühen Phase ihrer Karri-
ere in ihren Überlegungen in Richtung un-
ternehmerischer Selbstständigkeit zu bera-
ten, zu stärken und im weiteren Prozess 
fördernd zu begleiten. Denn Frauen sind 
die größte unausgeschöpfte Zielgruppe, 
wenn es um die Qualifikation auf Meister-
ebene, um Unternehmensgründung und 
um Betriebsnachfolge geht.   

Seit Anfang 2020 hat die Handwerkskam-
mer Münster in Kooperation mit dem For-
schungszentrum Familienbewusste Perso-
nalpolitik (FFP) die Trägerschaft für eines 
von landesweit 16 Kompetenzzentren Frau 
und Beruf übernommen. Das Zentrum will 
insbesondere die Handwerksbetriebe im 
Münsterland dabei unterstützen, sich mit ei-
ner lebensphasenorientierten Personalpoli-
tik für weibliche Auszubildende und Fach-
kräfte attraktiv aufzustellen. Schwerpunkte 
der Aktivitäten liegen in den kommenden 
Jahren auf einer gezielten Ausrichtung von 
Rekrutierungsstrategien in mädchenuntypi-
schen Berufen sowie der Verbesserung 
von betrieblichen Rahmenbedingungen für 
die Vereinbarung von Beruf und Familie 
bzw. Pflege. Zur Finanzierung werden bis 
April 2022 Fördermittel des Landes Nord-
rhein-Westfalen und aus dem Europäi-
schen Fonds für Regionale Entwicklung in 
Höhe von insgesamt 756.000 Euro einge-
setzt.  
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Das Handwerk kann sich insgesamt auf ein 
gutes Beratungs- und Unterstützungs-
Netzwerk in Fragen von Inklusion, Integra-
tion und Diversity stützen. Gemischte Mit-
arbeiterteams sind in vielen Betrieben be-
reits gelebte Realität.  

Fachkräftenachwuchs |  
Handlungsempfehlungen 84, 85 

Nicht nur für die Landesregierung, auch für 
die Handwerksbetriebe selbst ist die Fach-
kräfterekrutierung eine Daueraufgabe. Die 
Handwerksorganisationen unternehmen 
vielfältige Anstrengungen, Ausbildungs-
nachwuchs zu gewinnen und Fachkräfte für 
das Handwerk zu sichern. Dazu gehören 
Aufstiegs- und Weiterbildungsperspektiven 
ebenso wie eine auskömmliche Vergütung 
und Altersvorsorge. In einer Resolution be-
grüßt der Unternehmerverband Handwerk 
NRW die Diskussion über eine Anpassung 
der Kostenstruktur im Handwerk, um die At-
traktivität des Handwerks bei talentierten 
Nachwuchskräften zu stärken und fordert 
eine breite gesellschaftliche Debatte über 
die Wertschätzung von Handwerkerleistun-
gen. 

Die Handwerksorganisationen bieten in Ko-
operation mit anderen Partnern wie zum 
Beispiel der Bürgschaftsbank insbeson-
dere individuelle Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebote an, um Unternehmens-
übergaben erfolgreich zu gestalten. Die Be-
ratungs- und Finanzierungsangebote wer-
den fortlaufend an neue Bedarfe ange-
passt. Insbesondere bei der strukturellen 
Entwicklung des Ruhrgebietes und des 
Rheinischen Braunkohlereviers soll die Ge-
winnung von Fachkräftenachwuchs noch 
weiter in den Focus rücken.  

Die Handwerksorganisationen verstärken 
ihre Bemühungen um Auszubildende so-
wohl durch die Arbeit in Schulen als auch 
durch Elternarbeit. Auch immer mehr Bil-
dungszentren aus dem Handwerk engagie-
ren sich in diesem Themenfeld, da sie 

selbst wissen dass ohne einen entspre-
chenden Nachwuchs die Arbeit der Bil-
dungszentren leer laufen würde. Einzelne 
Handwerksorganisationen bieten einen 
Personalvermittlungs-Service für ihre Mit-
gliedsbetriebe an, der zum Teil auch mit ei-
ner passgenauen Qualifizierung durch die 
Bildungsinfrastruktur des Handwerks ver-
knüpft wird. Auch werden neue Wege ge-
gangen, potentielle Gründerinnen und 
Gründer für die Übernahme von Hand-
werksbetrieben zu gewinnen. Die Kontakt-
aufnahme mit Hochschulen zur Ansprache 
von Studierenden hat deutlich zugenom-
men. Zudem bieten Handwerksorganisatio-
nen sowie Handwerksbetriebe immer mehr 
Add-ons, um sich in der Konkurrenz um 
Auszubildende attraktiver darzustellen. 
Von der Finanzierung eines Führerscheins 
bis zur Nutzung eines Dienstwagens oder 
Vergünstigungen durch eine Azubicard - 
mit der die Handwerkskammer Ostwestfa-
len-Lippe zu Bielefeld begonnen hat - ist 
das Spektrum gerade der betrieblichen 
Maßnahmen sehr vielfältig. 

Gewinnung von kreativen Nachwuchs-
kräften | Handlungsempfehlung 86 

Die Möglichkeiten der Begegnung von 
Handwerk, Start-ups und der Kreativwirt-
schaft können sehr fruchtbar sein und sol-
len weiter gefördert werden. Ein Beispiel 
war die Beteiligung des Wirtschaftsministe-
riums NRW an der Veranstaltung „Moderne 
Geschäftsmodelle und digitale Innovatio-
nen - im Gespräch mit Handwerksunter-
nehmern und Startups“ Handwerkskammer 
zu Köln im Juni 2018. Anfang 2020 veran-
staltete zudem beispielsweise die Hand-
werkskammer Düsseldorf in Zusammenar-
beit mit der Bergischen Universität Wupper-
tal ein zweitägiges, gewerkeübergreifendes 
Erfinder-Camp, das sich der Entwicklung 
neuer digitalbasierter Werkzeuge widmete, 
die auf den Einsatz drahtloser Sensorsys-
teme im „Internet der Dinge“ setzten.  
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Flexibilisierung der Lebensarbeitszeit | 
Handlungsempfehlung 87 

Mit dem 2017 in Kraft getretenen Gesetz 
zur Flexibilisierung des Übergangs vom Er-
werbsleben in den Ruhestand und zur Stär-
kung von Prävention und Rehabilitation im 
Erwerbsleben“ wurden die bundesrechtli-
chen Voraussetzungen dafür geschaffen, 
dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
ihre Lebensarbeitszeit individuell planen 
können. Damit ist die Möglichkeit gegeben, 
freiwillig länger zu arbeiten und wichtige 
Fachkompetenzen für den Betrieb noch 
länger verfügbar zu halten. Dies bietet so-
wohl für die Leistungsfähigkeit der Betriebe 
als auch für die Teilhabechancen der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 
Handwerk und Mittelstand Chancen. Damit 
reagiert die Rentenpolitik auf den demogra-
fischen Wandel mit einer immer älter wer-
denden Gesellschaft und auf den stetig 
wachsenden Mangel an Fachkräften in der 
Arbeitswelt sowie fehlendem Fachkräfte-
Nachwuchs.  

Zuwanderungsrecht |  
Handlungsempfehlungen 89, 124 

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
(FKEG) vom August 2019 ist am 1. März 
2020 in Kraft getreten. Es entspricht in sei-
nen wesentlichen Eckpunkten den Empfeh-
lungen der Enquetekommission. Das neue 
FKEG verfolgt das Ziel, die Zuwanderung 
von qualifizierten (auch nichtakademi-
schen) Fachkräften aus Drittstaaten nach 
Deutschland zu fördern und zu erleichtern. 
Künftig können qualifizierte Fachkräfte 
(bzw. mit einem Gleichwertigkeitsnach-
weis) eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck 
der Beschäftigung erhalten, wenn ein kon-
kretes Arbeitsplatzangebot vorliegt. Sowohl 
die Beschränkung auf Engpassberufe als 
auch die Vorrangprüfung wird entfallen. 
Ferner werden die Möglichkeiten zur Ein-
reise zwecks Arbeitsplatzsuche und 

zwecks Nachqualifizierung im Rahmen des 
Berufsanerkennungsverfahren erweitert.  

Ein Novum wird die Einrichtung der Zentral-
stelle Fachkräfteeinwanderung NRW in 
Bonn sein. Sie wird sowohl für die Vorabzu-
stimmung bei den wesentlichen Aufent-
haltstiteln im Zusammenhang mit der Fach-
kräfteeinwanderung sowie dem dazugehö-
rigen Familiennachzug zuständig sein, als 
auch für das neue beschleunigte Fachkräf-
teverfahren nach § 81a AufenthG- neu. 

Folgen der Plattformökonomie HE 90 | 
Handlungsempfehlung 90 

Das Deutsche Handwerksinstitut (DHI) hat 
im Sinne dieser Empfehlung zu Beginn des 
Jahres 2020 ein Forschungsprojekt gestar-
tet mit dem Titel „Die Zukunft der Plattfor-
mökonomie und Datennutzung im Hand-
werk - Entwicklungen, Chancen und Her-
ausforderungen aus ökonomischer und ju-
ristischer Perspektive.“ Es wird durch das 
Ludwig-Fröhler Institut für Handwerkwis-
senschaften (LFRI) München und durch 
das Volkswirtschaftliche Institut für Mittel-
stand und Handwerk (ifh) Göttingen bear-
beitet. Das MWIDE wird sich im Sinne der 
entsprechenden Handlungsempfehlungen 
in die Gestaltung des Projekts einbringen. 

Seit Abschluss der Enquete-Kommission 
hat sich darüber hinaus eine entspre-
chende Arbeitsmarktforschung hinreichend 
etabliert, Die genannten Themen sind prä-
sent bei der Neuordnung von Berufen, bei 
der Wettbewerbsordnung (GWB, siehe 
Empfehlung 25) oder der Arbeitsmarkfor-
schung. Auch Arbeit und die zu erwarten-
den Ergebnisse der aktuellen Enquete 
Kommission im Landtag NRW "Digitale 
Transformation der Arbeitswelt in Nord-
rhein-Westfalen" entspricht dieser Empfeh-
lung.  
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III.2 Arbeitsbedingungen und Tarifpartnerschaft 

 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf | 
Handlungsempfehlungen 91, 92, 93, 94 

Elterngeld dient dazu, junge Familien zu 
unterstützen, in denen einer oder beide El-
ternteile wegen der Betreuung ihres neuge-
borenen Kindes ihre Erwerbstätigkeit aus-
setzen oder einschränken. Da die Höhe 
des Elterngeldes sich nach dem Einkom-
men richtet, ist es unumgänglich, dass bei 
der Antragstellung zum Teil umfangreiche 
Angaben zum Einkommen gemacht wer-
den. Die Digitalisierung ermöglicht es je-
doch, die Antragstellung immer weiter zu 
vereinfachen. So erhielten die Eltern in 
Nordrhein-Westfalen bereits 2007 die Op-
tion, der Elterngeldstelle die benötigten An-
gaben online zu übermitteln. Im Frühjahr 
2020 schließt sich Nordrhein-Westfalen 
dem bundesweiten Verfahren Eltern-
geld.digital an, das die elektronische An-
tragstellung weiter vereinfacht und moder-
nisiert. Mittelfristig sollen Eltern die Mög-
lichkeit bekommen, Elterngeld zusammen 
mit dem Kindergeld und der Geburtsur-
kunde zu beantragen; die Beibringung von 
Einkommensnachweisen wird durch einen 
Datenabruf bei öffentlichen Stellen ersetzt, 
die diese Informationen ohnehin vorhalten.  

Nachhaltige Fachkräftesicherung des 
Handwerks und der Handwerksbetriebe 
kann durch Angebote der Teilzeitausbil-
dung an Frauen und Männer mit Familien-
verantwortung erzielt werden. Das Thema 
ist aber auch im Kontext der Integration von 
Zuwanderern und bei der Arbeitsmarktin-
tegration von alleinerziehenden Langzeitar-
beitslosen relevant. Die Potentiale dieser 
Zielgruppen sind bei weitem nicht ausge-
schöpft, obwohl sie gute Voraussetzungen 
für die dauerhafte Fachkräftegewinnung 
der Handwerksbetriebe aufweist: Lebens-
erfahren, aufgrund des höheren Alters; fa-
miliäre Verantwortung begünstigt die per-
sönliche Zielverfolgung zur Verbesserung 

der Einkommenserzielung und guter Ent-
wicklungsoptionen; der familiäre Bezug ist 
zumeist an den Ort gebunden, was sich auf 
die betriebliche Chance der Fachkräftesi-
cherung auf Dauer positiv auswirkt. Die 
rechtlichen Voraussetzungen für eine ge-
nerelle Gleichstellung der Teilzeitberufs-
ausbildung sind da. Damit die Betriebe die 
Möglichkeit verstärkt in Anspruch nehmen 
und auch bei Auszubildenden dafür wer-
ben, weisen die Landesregierung und die 
Wirtschaftsorganisationen auf die Chancen 
und Möglichkeiten der Teilzeitberufsausbil-
dung hin. Mit der Förderung des Landes-
programms „TEP“ werden ausbildende Un-
ternehmen zur Teilzeitberufsausbildung in-
formiert sowie Modelle und gute Praxis auf-
gezeigt, um Teilzeitberufsausbildung als 
regulären Weg zum qualifizierten Berufsab-
schluss bei den Ausbildungsbetrieben und 
Arbeitgebern bekannter zu machen. Der 
Westdeutsche Handwerkskammertag hat 
einen entsprechenden Flyer erstellt.  

Im Rahmen der Landesgleichstellungspoli-
tik sind die berufliche Gleichstellung von 
Frauen und Männern und ihre Potenzialent-
wicklung wesentliche Handlungsschwer-
punkte. Gleichberechtigte berufliche Chan-
cen sind dabei zentrale Grundlage für eine 
partnerschaftliche Wahrnehmung von pri-
vater Sorgearbeit. Um eine gute Vereinbar-
keit von Beruf und Familie für Frauen (und 
Männer) zu erreichen, beraten landesweit 
16 Kompetenzzentren Frau und Beruf 
kleine und mittlere Unternehmen u.a. da-
bei, eine familienorientierte Personalpolitik 
zu verfolgen. Unterschiedliche Modelle 
werden zum Beispiel im Rahmen von Ver-
anstaltungen und Netzwerkarbeit aufge-
zeigt. Besonders familienfreundliche Unter-
nehmen können Zertifikate erhalten. 

Kooperation von Betrieben bei der Bereit-
stellung von Kinderbetreuungsplätzen wer-
den von der Landesregierung ausdrücklich 
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begrüßt. So gibt es eine erste Einrichtung 
zur Betreuung von unter dreijährigen Kin-
dern in Trägerschaft der Kreishandwerker-
schaft in Steinfurt. Im Rahmen der örtlichen 
Jugendhilfeplanung sollen alle Betreuungs-
zeiten in bedarfsgerechtem Umfang vorge-
halten werden. Mit dem „Pakt für Kinder 
und Familien in NRW“ gab die Landesre-
gierung im Januar 2019 eine Garantie, 
dass in dieser Legislaturperiode jeder not-
wendige Betreuungsplatz bedarfsgerecht 
bewilligt und investiv gefördert wird. Auch 
der weitere Auf- und Ausbau von Betriebs-
kindergärten soll weiter unterstützt werden.  

Im November 2019 hat der Landtag auch 
eine weitere Novelle des Kinderbildungsge-
setzes verabschiedet. Ab dem Kita-Jahr 
2020/21 werden rund 1,3 Milliarden Euro 
an Landes-, kommunalen und Bundesmit-
teln pro Jahr zusätzlich in die Kindertages-
betreuung investiert. Ziel ist es, Kindern 
von klein auf mehr Chancen zu bieten, aber 
auch, allen Eltern die gleichberechtigte 
Teilhabe am Berufsleben zu ermöglichen, 
sowie dem Fachkräftemangel entgegen zu 
wirken.  

Die Landesregierung unterstützt mit ihrer 
2018 entwickelten Initiative chancen-durch-

vereinbarkeit - zu deren Unterstützern auch 
die Handwerkskammern in NRW gehören - 
die Implementierung familienfreundlicher 
Instrumente in nordrhein-westfälischen Un-
ternehmen. Ein wichtiger Bestandteil ist 
das Portal www.chancen-durch-vereinbar-

keit.de des MKFFI, das umfangreiche und 
vielseitige Informationen zum Thema fami-
lienfreundliche Personalpolitik bietet. Es 
gibt Einblicke in die nordrhein-westfälische 
Unternehmenslandschaft und ihre Initiati-
ven, eröffnet Möglichkeiten für Netzwerk 
und Austausch, erklärt rechtliche Rahmen-
bedingungen, präsentiert neueste Studien, 
Fokusthemen und familienfreundliche In-
strumente sowie Beispiele aus der Praxis. 
Eine interaktive Karte ermöglicht einfaches 
Netzwerken und die Suche nach familien-
freundlichen Unternehmen in der Nähe. 

Ebenfalls mit Fokus auf den Mittelstand hat 
das MKFFI in Kooperation mit dem For-
schungszentrum Familienbewusste Perso-
nalpolitik Münster (FFP) ein Tandem-Pro-
jekt initiiert (Start Herbst 2019, Laufzeit bis 
Ende 2021). In dem Projekt, das zunächst 
mit 40 nordrhein-westfälischen Unterneh-
men als Pilot durchgeführt wird, soll jeweils 
ein familienfreundliches Unternehmen ein 
kleines oder mittleres Unternehmen bei der 
Umsetzung familienfreundlicher Maßnah-
men beraten und begleiten. 

Familienorientierte Personalpolitik kann 
eine Chance für die Unternehmen im Wett-
bewerb um die besten Arbeitskräfte sein. 
Der Fachkräftemangel und der spürbare 
Wertewandel machen die Etablierung inno-
vativer Lösungen für eine familienfreundli-
chere Unternehmenskultur unabdingbar. 
Dazu gehören auch Instrumente, die den 
besonderen Bedarfen von Vätern in KMUs 
gerecht werden. Diversity Management 
leistet ebenfalls einen wichtigen Beitrag zur 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Das 
MKFFI plant im Rahmen der „Allianz für 
Vielfalt und Chancengerechtigkeit“ eine 
Servicestelle einzurichten, die kleinere und 
mittlere Unternehmen bei der Einführung 
und Umsetzung von Diversity Management 
unterstützen und passgenaue Lösungen 
aufzeigen soll.  

Gestaltung von Arbeitszeitmodellen | 
Handlungsempfehlung 95 

Die Landesregierung bekennt sich - auch 
aber nicht nur bei der Gestaltung von Ar-
beitsmodellen - zum Grundsatz der Subsi-
diarität. Auf der untersten Ebene (hier indi-
viduelle Vereinbarungen) soll gelöst wer-
den, was gelöst werden kann. Die oberen 
Ebenen sind zuständig, wo die unteren 
nicht sinnvoll sind. Tarifliche, betriebliche, 
genossenschaftliche oder gesetzliche Lö-
sungen folgen erst, wenn individuelle Lö-
sungen nicht tragen.  
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Rahmenbedingungen Weiterbildung | 
Handlungsempfehlung 97 

Ein Qualifizierungstarifvertrag besteht seit 
dem 01. Januar 2017 zum Beispiel im 
Elektrotechniker- und Elektromaschinen-
bauerhandwerk. Er gilt für Maßnahmen, in 
denen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer neue Fachgebiete oder komplett neue 
Tätigkeitsbereiche erlernen, oder ihre 
Fachkenntnisse in erheblichem Maße stei-
gern. Vorgesehen ist unter anderem, dass 
der Arbeitgeber 50% der für die Fortbildung 
notwendigen Zeit als Arbeitszeit zahlt, die 
andere Hälfte (begrenzt auf max. 25 Stun-
den im Jahr) bringt der Arbeitnehmer ein, 
sofern sich beide auf eine Qualifizierungs-
maßnahme verständigt haben. 

Förderung lernförderlicher Arbeitsum-
gebung | Handlungsempfehlung 98 

In Zeiten beschleunigter betrieblicher Ver-
änderungen wird mit der Gestaltung einer 
lernförderlichen Arbeitsumgebung auf be-
trieblicher Ebene die Innovationsfähigkeit 
unterstützt. Die Prozess- und die Produkt-
qualität werden stetig verbessert und so ein 
wichtiger Beitrag zur Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit geleistet. Auf der individuel-
len Ebene unterstützt eine lernförderliche 
Arbeitsumgebung die Lernfähigkeit und hilft 
Arbeitsqualität und Arbeitszufriedenheit 
des einzelnen Beschäftigten zu erhöhen. 
Damit wird ein Beitrag zur Verbesserung 
der individuellen Beschäftigungsfähigkeit 
geleistet. Mit der Potentialberatung unter-
stützt das Land auch betriebliche Aktivitä-
ten zur Verbesserung der Lernförderlichkeit 
der Arbeitsumgebung.    

Lebenslanges Lernen |  
Handlungsempf. 99, siehe 159 

Mit dem Bildungsscheck, der Beratung zur 
beruflichen Entwicklung und der Potential-
beratung /n Qualifizierungsberatung für Un-
ternehmen gibt es bewährte Instrumente 
der Landesregierung, die Lebenslanges 
Lernen befördern. Die Förderinstrumente 
wurden auf die neuen Herausforderungen - 

und hier insbesondere die Veränderungen 
der Arbeitswelt durch neue Technologien 
und die Digitalisierung - zugeschnitten und 
insgesamt mit deutlich mehr Geld ausge-
stattet. Damit wurden zusätzliche Anreize 
für lebenslanges Lernen geschaffen. 

Betriebl. Gesundheitsmanagement | 
Handlungsempfehlung 100 

Damit das betriebliche Gesundheitsma-
nagement als eine altersgerechte gesund-
heitliche Begleitung der Arbeit erfolgen 
kann, wurden passende Maßnahmen wie 
„Assistenzsysteme“ oder „Präventions-
kurse“ im Rahmen des Innovationsclusters 
Handwerk (IC-H) gefördert und unterstützt. 
So konnten mit Unterstützung der Innungs-
krankenkasse im Tischlerhandwerk inzwi-
schen erste Schritte eingeleitet werden.  

Gemeinsam mit dem Unternehmerverband 
Handwerk NRW hat die IKK classic im Jahr 
2019 das Projekt „Gesundheitscoach im 
Handwerk“ gestartet. Um ihr Unternehmen 
fit für die Zukunft zu machen, spielt die Ge-
sundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter eine entscheidende Rolle. Denn gerade 
in Handwerksberufen sind sie oft höheren 
körperlichen Belastungen ausgesetzt als in 
vielen anderen Berufen. Im Rahmen des 
Projekts wird eine Mittarbeiterin oder ein 
Mitarbeiter zum Gesundheitscoach ausge-
bildet und richtet dann sein Augenmerk auf 
die gesundheitsorientierte Gestaltung des 
Betriebs. 

Tarifverträge | Handlungsempf. 102, 103 

Mit der Allgemeinverbindlicherklärung auf-
grund gemeinsamer Empfehlung der Tarif-
partner wird der Geltungsbereich eines Ta-
rifvertrages auf alle Firmen und Betriebe ei-
nes Wirtschaftszweiges sowie die bei ihnen 
beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer erweitert. Die Vereinbarungen 
der Tarifparteien werden damit auch für die 
Arbeitgeber/Arbeitgeberverbände sowie 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 
Betriebe gültig, die nicht Tarifvertragspartei 
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oder in Arbeitgeberverbänden bzw. Ge-
werkschaften organisiert sind. Die Allge-
meinverbindlicherklärung hat sich unter an-
derem besonders als Ergänzung und Si-
cherung der Tarifautonomie, zum Beispiel 
bei den Tarifverträgen zur Alterssicherung 
im Baugewerbe bewährt. Die Landesregie-
rung sieht die Allgemeinverbindlichkeit von 

Tarifverträgen als wichtiges Instrument zur 
(Ab-)Sicherung einer Branche gegen die 
Folgen von wirtschaftlichen Fehlentwick-
lungen. 

Schwarzarbeit effizienter bekämpfen | 
Handlungsempfehlung 105 (siehe HE 44) 

 

 

III.3 Vorsorge und Absicherung 
 

 

Arbeits- und sozialrechtliche Anforde-
rungen | Handlungsempfehlung 106 

Die Landesregierung bekennt sich dazu, 
bei der Ausgestaltung arbeits- oder sozial-
rechtlicher Anforderungen die Umsetzbar-
keit in KMU mit zu beachten. Dies gilt für 
zahlreiche Instrumente, und wird insbeson-
dere durch die „Clearingstelle Mittelstand“ 
beachtet. Gegenüber der Bundesregierung 
achten wir darauf, arbeits- und sozialpoliti-
sche Instrumente so anzulegen, dass sie 
auch in kleinen und mittleren Unternehmen 
umsetzbar sind. Seit Anfang 2016 hat die 
Bundesregierung einen für alle neuen Ge-
setz- und Verordnungsentwürfe verbindli-
chen, systematischen KMU-Test-Leitfaden.  

Altersvorsorge | Handlungsempf.107, 108 

Das Thema Altersvorsorge von Selbständi-
gen und Beschäftigten ist ein Thema von 
großer Bedeutung, jedoch nahezu aus-
schließlicher Bundeszuständigkeit. "Ver-
lässlicher Generationenvertrag" heißt eine 
im Mai 2018 eingesetzte Kommission aus 
Vertreterinnen und Vertretern der Sozial-
partner, Politik und Wissenschaft, die Vor-
schläge erarbeiten soll, wie die Zukunftsfra-
gen der Rentenversicherung gelöst werden 
sollen. Die Diskussion wird von der Landes-
regierung aktiv begleitet. Der Bericht soll im 

März 2020 vorgelegt werden und kann da-
her erst im nächsten Umsetzungsbericht 
bewertet werden.  

Eine weitere Verbreitung der betrieblichen 
Altersversorgung ist im Sinne der Empfeh-
lungen zu begrüßen, sie steht jedoch nur 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, 
nicht den Selbständigen offen. Die Forde-
rung nach einer Stärkung der Verbindlich-
keit der Vorsorge insgesamt wird unter-
stützt, denn insbesondere viele Solo-
Selbstständige sorgen nicht ausreichend 
für das Alter vor und müssen dann Grund-
sicherung beziehen. Die Bundesregierung 
will in absehbarer Zeit eine gesetzliche Al-
tersvorsorgepflicht für alle Selbstständigen 
vorschlagen, die nicht bereits anderweitig 
obligatorisch (z.B. in berufsständischen 
Versorgungswerken) abgesichert sind. Aus 
Sicht von Landesregierung und Handwerk 
sollten dabei Selbstständige zwischen der 
gesetzlichen Rentenversicherung und an-
deren geeigneten Vorsorgearten wählen 
können, wobei diese in der Regel zu einer 
Rente oberhalb des Grundsicherungsni-
veaus führen müssen.  

Wenn eine Altersvorsorgepflicht für alle bis-
her nicht obligatorisch abgesicherten 
Selbstständigen tatsächlich eingeführt 
wird, würde der Sachgrund für die bisherige 
Handwerkerpflichtversicherung entfallen. 
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Eine Gleichbehandlung aller Selbstständi-
gen wird auch deshalb begrüßt, da bisher 
die pflichtversicherten Handwerker gegen-
über den nicht pflichtversicherten einen 
Wettbewerbsnachteil haben. Letztere kön-
nen ihre Leistungen günstiger anbieten, da 
sie aus dem Einkommen keine Rentenver-
sicherungsbeiträge finanzieren müssen. 

Auch das seit 2018 geltende Betriebsren-
tenstärkungsgesetz sieht für die Alterssi-
cherung von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern Verbesserungen vor, die den 
Empfehlungen entsprechen. Unter ande-
rem entfällt im neuen „Sozialpartnermodell“ 
das Haftungsrisiko für die Unternehmen, 
die Arbeitgeber müssen selbst nicht mehr 
für die Erfüllung der Versorgungszusagen 
einstehen. Es gibt in diesem Modell auch 

keine Garantien mehr über die Höhe der 
späteren Betriebsrente. Eine betriebliche 
Altersversorgung im Wege des Sozialpart-
nermodells kann nur mittels Tarifvertrag er-
richtet werden, nicht tarifgebundene Unter-
nehmen können die Anwendung eines sol-
chen Versorgungstarifvertrages vereinba-
ren. Bisher wird das Modell jedoch kaum 
genutzt.  

Aber auch unabhängig vom Sozialpartner-
modell sehen immer noch vor allem viele 
kleine und mittlere Betriebe davon ab, ihren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine Be-
triebsrente anzubieten, u.a. weil die The-
matik als zu komplex angesehen und der 
Finanzbedarf bzw. das finanzielle Risiko als 
zu hoch eingeschätzt werden.  
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IV. Bildung und Qualifizierung          

IV.1 Ausbildungsvoraussetzungen, berufliche Orientierung und Berufsvorberei-
tung 

 

Ausbildungsplätze | Handlungsempf. 111 

Die Zahl der im Handwerk abgeschlosse-
nen Ausbildungsverträge ist in 2019 im 
vierten Jahr in Folge bei gleichzeitig weni-
ger Schulabgängern gestiegen, und zwar 
um 1,3 Prozent. Gleichzeitig ist auch die 
Zahl der offenen Ausbildungsplätze erneut 
gestiegen. Bestehen geblieben sind aller-
dings die regionalen Unterschiede und 
auch die branchenspezifischen Angebots-
/Nachfrageabweichungen. Mittlerweile kön-
nen viele ausbildungsbereite Betriebe nicht 
mehr genügend oder nicht ausreichend 
qualifizierte Bewerberinnen und Bewerber 
finden.  

Imagekampagne | Handlungsempf. 112 

Das Handwerk hat entschieden, die erfolg-
reiche Imagekampagne in einem dritten 
Zyklus ab 2020 weiterzuführen, und setzt 
dadurch die Handlungsempfehlung um. 

Ausbildungsbotschafter |  
Handlungsempfehlung 113 

Bewährte Elemente der Initiativen „Ausbil-
dungsbotschafter“ und „Starthelfende“ wur-
den ab Januar 2019 in das Angebot „Bil-
dungslotsen“ überführt, in das landesweit 
einheitliche Übergangssystem "Kein Ab-
schluss ohne Anschluss" integriert und da-
mit dauerhaft sichergestellt. 

Attraktivität von Tätigkeiten im Hand-
werk | Handlungsempfehlung 114 

Neben einer vorgesehenen Fortsetzung 
der Imagekampagne des deutschen Hand-
werks engagieren sich die Handwerksorga-
nisationen vor dem Hintergrund des Fach-
kräftemangels im starken Maße im Bereich 
der Berufswahlorientierung und verstärken 

die ohnehin mit dem dualen Bildungssys-
tem und der überbetrieblichen Lehrlingsun-
terweisung sowie in den Meisterschulen 
vorhandene Qualifikationskultur. Die gute 
wirtschaftliche Lage und der Fachkräf-
teengpass führen aktuell auch zu erkenn-
bar steigenden tariflichen Löhnen, da wo 
ausreichende Tarifbindung besteht.  

Die Attraktivität der dualen Berufsausbil-
dung zu erhöhen ist auch ein wichtiges An-
liegen der Landesinitiative "Kein Abschluss 
ohne Anschluss" (KAoA). „Die Steigerung 
der Attraktivität der betrieblichen Ausbil-
dung ist eine Kernaufgabe des Ausbil-
dungskonsenses NRW. Gemeinsam wer-
ben die Partner im Ausbildungskonsens für 
die betriebliche Ausbildung und ermutigen 
über ihre Organisationen vor allem Be-
triebe, in Ausbildung zu investieren und so 
– in Zeiten des demographischen Wandels 
– den Fachkräftenachwuchs rechtzeitig zu 
sichern. Im Rahmen der Einführung von 
Standardelementen der Beruflichen Orien-
tierung für KAoA in der Sekundarstufe II 
werden auch Praxisprojekte von einwöchi-
ger Dauer erprobt. Hier sollen Jugendliche 
mit Interesse insbesondere an handwerkli-
chen Tätigkeiten und Unternehmerinteres-
sen bei Trägern komplette berufliche Pro-
jekte gestalten. 

Auch die Verabschiedung des neuen Be-
rufsbildungsmodernisierungsgesetzes 
(BBiMoG) im November 2019 mit der Ein-
führung einheitlicher Fortbildungsstufen 
und den neuen Bezeichnungen „Bachelor 
Professional“ und „Master Professional“ se-
hen wir als Teil der Anstrengungen zur Stei-
gerung der Attraktivität von Tätigkeiten im 
Handwerk.  
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Berufliche Orientierung |  

Handlungsempfehlungen 115, 116 

Nordrhein-Westfalen geht mit der Landes-
initiative "Kein Abschluss ohne Anschluss" 
(KAoA) beim Übergang von der Schule in 
den Beruf insgesamt neue Wege und im-
plementierte als erstes Flächenland ein für 
alle Schulen verbindliches, standardisiertes 
und transparentes System der Beruflichen 
Orientierung, das beständig weiterentwi-
ckelt wird.  

Die Landesregierung strebt eine ergebnisof-
fene Berufliche Orientierung in allen Schul-
formen an. Diese Ausrichtung wird durch die 
neuen Standardelemente zur Beruflichen 
Orientierung in der Sekundarstufe II aus-
drücklich verstärkt. Nach § 10 Nr. 6 der 
Lehramtszugangsverordnung gehören zu 
den von allen Lehramtsstudierenden zu er-
werbenden „übergreifenden Kompetenzen“ 
auch „Grundkompetenzen zur Berufsorien-
tierung der Schülerinnen und Schüler“.  

Im Rahmen der Landesinitiative KAoA er-
halten alle Schülerinnen und Schüler ab der 
8. Jahrgangsstufe eine verbindliche, syste-
matische Berufliche Orientierung. Neben 
der Ermittlung und Förderung von Potenzia-
len und berufsrelevanten Kompetenzen ge-
hören dazu vor allem gezielte praktische 
Elemente in Betrieben, um verschiedene 
Berufsfelder zu erkunden und eine kompe-
tente Berufswahl zu ermöglichen. Dabei 
werden die Berufsbildungszentren der Wirt-
schaft vor Ort einbezogen. Bis zum Ende 
der Schulzeit werden alle Schülerinnen und 
Schüler in ihrem Prozess der Beruflichen 
Orientierung beratend begleitet, es wird mit 
ihnen eine individuelle Anschlussperspek-
tive erarbeitet und sie dokumentieren diese 
durch eine konkrete Anschlussvereinba-
rung.  

Berufskollegs im Ausbildungskonsens | 
Handlungsempfehlung 117 

Der Ausbildungskonsens trifft sich auf Spit-
zenebene mehrmals im Jahr und monatlich 

auf Arbeitsebene. Die regionale Umset-
zung erfolgt auf der Ebene der 16 IHK-Be-
zirke in Zusammenarbeit der zuständigen 
Partnerorganisationen. Berufskollegs wer-
den bereits fast vollständig in den regiona-
len Ausbildungskonsensen durch eine Ver-
treterin oder einen Vertreter beteiligt.  

Bildungserfolge verbessern |  
Handlungsempfehlung 118 

Die Landesregierung ist bestrebt, die Bil-
dungserfolge bzw. die fachlichen und sozi-
alen Kompetenzen nordrhein-westfälischer 
Schulabgängerinnen und Schulabgänger 
beständig zu verbessern und diesen die 
notwendigen Voraussetzungen für eine er-
folgreiche Ausbildung oder ein erfolgrei-
ches Studium zu vermitteln. Dazu wird un-
ter anderem die Befähigung zum Arbeiten 
in multiprofessionellen Teams (unter ande-
rem gemeinsam mit sozialpädagogischen 
Kräften oder Lehrkräften für „Deutsch als 
Fremdsprache“) im Lehrerausbildungsge-
setz an prominenter Stelle als Ziel der Aus-
bildung definiert. Das Kerncurriculum für 
den Vorbereitungsdienst enthält ein eige-
nes Handlungsfeld „Im System Schule mit 
allen Beteiligten entwicklungsorientiert zu-
sammenarbeiten“.  

„Wirtschaft“ in allen Schulformen |  
Handlungsempfehlungen 119, 120 

Die Landesregierung stärkt an allen allge-
meinbildenden weiterführenden Schulen 
den Erwerb ökonomischer Kenntnisse. Das 
Fach „Wirtschaft-Politik“ wird vom Schuljahr 
2020/21 an allen weiterführenden allge-
meinbildenden Schulen Pflichtfach. An 
Gymnasien ist dies bereits zum Schuljahr 
2019/20 erfolgt. Kenntnisse der Wirtschafts-
ordnung sollen ebenso vermittelt werden, 
wie Aspekte der Verbraucherbildung. Auch 
der Lernbereich „Arbeitslehre“ an Haupt-, 
Gesamt und Sekundarschulen wird über-
prüft. Mit der Fortentwicklung dieser unter-
richtlichen Angebote im Bereich der ökono-
mischen Bildung sind auch Anpassungen in 
der Lehreraus- und -fortbildung verbunden. 
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Mit dem Fach Wirtschaft verbunden sind 
dann auch entsprechende Änderungen in 
der Lehramtsausbildung, bei den Fortbil-
dungen und den Unterstützungsmaßnah-
men für die Lehrerinnen und Lehrer.  

In den Bildungsgängen des Berufskollegs 
ist die Anschlussfähigkeit für die Absolven-
tinnen und Absolventen aus den allgemein-
bildenden Schulen für das Fach Wirtschaft 
gesichert. „Wirtschaft“ ist über alle Fachbe-
reiche hinweg in den Bildungsgängen als 
Fach verankert. Eine Weiterentwicklung 
bzw. Anpassung der Curricula der Bildungs-
gänge des Berufskollegs ist mittelfristig 
nach Vorliegen der Erfahrungen und Er-
kenntnisse aus den derzeit laufenden Lehr-
planprozessen denkbar, da die Schülerin-
nen und Schüler voraussichtlich mit einer 
höheren ökonomischen Bildung im Berufs-
kolleg ankommen werden.  

Kompetenzen für die digitalisierte Wirt-
schaft | Handlungsempfehlungen 121, 122 

Mit dem „GigabitMasterplan“ sollen bis 
2022 alle Schulen in Nordrhein-Westfalen 
an ein leistungsstarkes Gigabitnetz ange-
schlossen sein. Damit schafft die Landes-
regierung die Voraussetzung für die Schul-
träger, ebenfalls in eine zeitgemäße IT-
Ausstattung in Schulgebäuden und auf 
dem Schulgelände zu investieren. Zudem 
stellt das Land NRW allen Schulen in Nord-
rhein-Westfalen mit LOGINEO NRW eine 
digitale Arbeits- und Kommunikationsplatt-
form zur Verfügung. Diese kann seit dem 
26.11.2019 beantragt werden. 

Um die gut 186.000 Lehrkräfte aller Schul-
formen ab der Primarstufe für die veränder-
ten informationstechnischen Anforderun-
gen und die daraus resultierenden pädago-
gischen Herausforderungen fit zu machen, 
hält die staatliche Lehrerfortbildung in NRW 
verschiedene Fortbildungsprogramme be-
reit, um Lehrkräften und Schulen die Mög-
lichkeit zu bieten, passgenaue Fortbil-
dungsangebote auswählen zu können. Die 

Bezirksregierungen qualifizieren die Mode-
ratorinnen und Moderatoren der staatlichen 
Lehrerfortbildung zudem fortlaufend in ihrer 
Handlungskompetenz im Bereich „Bildung 
in der digitalisierten Welt“. Die 53 Kompe-
tenzteams in NRW bieten jeweils eine 
Reihe von Fortbildungsmaßnahmen zum 
Lehren und Lernen in der digitalisierten 
Welt an. Durch die Bereitstellung der Fort-
bildungsbudgets bietet sich den Schulen 
zusätzlich die Möglichkeit, auch Maßnah-
men externer Anbieter neben der staatli-
chen Lehrerfortbildung als ergänzende An-
gebote zu nutzen. Über die Suchmaschine 
für Lehrerfortbildungen sind zahlreiche fä-
cher- und schulformbezogene sowie fä-
cher- und schulformübergreifende Fortbil-
dungsveranstaltungen für Lehrkräfte zu-
gänglich. Zudem wird zurzeit ein neues 
Fortbildungskonzept entwickelt, das Schu-
len beim Lehren und Lernen in der digitali-
sierten Welt umfassend unterstützen soll.  

Der Orientierungsrahmen für die Lehre-
raus- und Fortbildung bildet dafür die 
Grundlage. Der aktuelle „Medienkompe-
tenzrahmen NRW“ ist darüber hinaus ein 
verbindlicher Orientierungsrahmen für die 
Weiterentwicklung verbindlicher Medien-
konzepte an jeder Schule bis zum Sommer 
2020. Daneben werden die Kernlehrpläne 
aller Schulformen überarbeitet, Medien-
kompetenzen werden elementarer Bau-
stein aller Lehrpläne. Die Pläne für das 
Gymnasium sind bereits überarbeitet, die 
Kernlehrpläne für die Grundschule befin-
den sich in der Überarbeitung. Die Erhe-
bung der „International Computer and Infor-
mation Literacy Study“ (ICILS) gibt wert-
volle Hinweise auf den oft ausbaubedürfti-
gen Kompetenzstand der Schülerinnen und 
Schüler in NRW.  

Der Digitalpakt adressiert auch die Grund-
schulen, um eine zeitgemäße Ausstattung 
sicherzustellen. Das Projekt Mobile Digital-
werkstatt hat ausdrücklich die Grundschu-
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len in den Blick genommen, um die Bedeu-
tung digitaler Kompetenzen auch für den 
Primarbereich sichtbar zu machen. 

Für Berufskollegs ist eine Handreichung 
zur Erstellung eines Medienkonzeptes ent-
wickelt worden, die zur Strukturierung und 
als Analyseinstrument für eine strategisch 
ausgerichtete Schulentwicklung am Berufs-
kolleg dient. Die Medienkonzepte orientie-
ren sich am Schulprogramm und schließen 
eine Fortbildungsplanung und schulspezifi-
sche Qualifizierung ein. Sie beziehen sich 
auf die Bildungsgangstruktur des Berufs-
kollegs und berücksichtigen die jeweiligen 
curricularen und bildungsgangspezifischen 
Anforderungen. Auf dieser Grundlage kön-
nen die Schulträger die Medien- und Aus-
stattungsentwicklung mit Blick auf die An-
forderung der beruflichen Bildung planen. 
Derzeit werden gute Praxisbeispiele für 
entsprechende Lernsituationen zur Vermitt-
lung von Kompetenzen für digitale Trans-
formationsprozesse gesammelt, die von 
ausgewählten Fachberaterinnen und –be-
ratern geprüft und von der Qualitäts- und 
UnterstützungsAgentur – Landesinstitut für 
Schule (QUA-LiS NRW) in das Berufsbil-
dungsportal eingepflegt werden. 

Von einer landesweiten Arbeitsgruppe 
wurde unter der Federführung der Bezirks-
regierung Köln ein „Qualifizierungs- und 
Fortbildungskonzept für die berufliche Bil-
dung im digitalen Wandel“ entwickelt. Es 
berücksichtigt folgende drei Ebenen: 

 Stärkung der Medienkompetenz, des An-
wendungs-Know-hows und der informati-
schen Grundkenntnisse von Lehrkräften 
an Berufskollegs 

 Berufsbezogene Anwendung innovativer 
digitaler Methoden im Unterricht (z.B. im 
Rahmen von Informationsbeschaffung, 
Betriebskommunikation und Arbeitsorga-
nisation) 

 Fachbereichsspezifische unterrichtliche 
Umsetzung digitaler Entwicklungen in Ar-
beits- und Geschäftsprozessen.  

Gemeinsam mit Partnern aus der Wirt-
schaft werden darüber hinaus bereits bran-
chenspezifische Fortbildungsmaßen für 
Lehrkräfte zum Teil gemeinsam mit Ausbil-
dungspersonal in den Fachbereichen Ma-
schinenbau, Tischlerhandwerk, Versiche-
rungswirtschaft und E-Commerce umge-
setzt. Mit dem Landeshaushalt 2019 sind 
die Fortbildungsbudgets für die einzelnen 
Berufskollegs um 30 Prozent erhöht wor-
den (von 45 auf 60 Euro pro hauptberufli-
cher Lehrkraft). Gleichzeitig ist die Einstel-
lung von berufserfahrenen Seiteneinsteige-
rinnen und -einsteigern insbesondere an 
Berufskollegs in gewerblich-technischen 
Fachrichtungen ein wichtiges Ziel.    

Möglichkeiten der Weiterbildung |  
Handlungsempfehlung 123 

Neben dem Ausbau des Bildungsschecks 
NRW (siehe Handlungsempfehlung 159) 
hat auch die Bundesagentur für Arbeit die 
Finanzierung von Bildungsmaßnahmen mit 
dem Qualifizierungschancengesetz ausge-
weitet. Damit sollen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer bei der beruflichen Wei-
terbildung stärker unterstützt und der Zu-
gang zur Weiterbildungsförderung für alle 
Beschäftigten verbessert werden. Im Fokus 
steht die Anpassung an den technischen 
Fortschritt, insbesondere im Rahmen der 
zunehmenden Digitalisierung der Arbeits-
welt.  

Das Weiterbildungsstipendium des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung 
(BMBF) fördert besonders begabte Absol-
ventinnen und Absolventen einer Berufs-
ausbildung bei der weiteren Qualifizierung. 
Sie können sich für eines der derzeit jähr-
lich 6.000 Weiterbildungsstipendien bewer-
ben. Die maximale individuelle Förderhöhe 
stieg zum 1.1.2020 von bislang 7.200 Euro 
auf 8.100 Euro. Auch die Förderung von 
Weiterbildungen im Ausland wurde deutlich 
erleichtert. Für die Finanzierung der Weiter-
bildungsstipendien stehen jährlich knapp 
30 Millionen Euro aus dem Bundeshaushalt 
zur Verfügung.  
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IV.2 Integration und Inklusion 

Einwanderungsgesetz | Handlungsemp-

fehlung 124, (siehe Empfehlung 89)  

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
(FKEG) vom August 2019 ist am 1. März 
2020 in Kraft getreten. Es entspricht in sei-
nen wesentlichen Eckpunkten den Empfeh-
lungen der Enquetekommission. Das neue 
FKEG verfolgt das Ziel, die Zuwanderung 
von qualifizierten (auch nichtakademi-
schen) Fachkräften aus Drittstaaten nach 
Deutschland zu fördern und zu erleichtern. 
Künftig können qualifizierte Fachkräfte 
(bzw. mit einem Gleichwertigkeitsnach-
weis) eine Aufenthaltserlaubnis zum Zwe-
cke der Beschäftigung erhalten, wenn ein 
konkretes Arbeitsplatzangebot vorliegt. So-
wohl die Beschränkung auf Engpassberufe 
als auch die Vorrangprüfung wird entfallen. 
Ferner werden die Möglichkeiten zur Ein-
reise zwecks Arbeitsplatzsuche und 
zwecks Nachqualifizierung im Rahmen des 
Berufsanerkennungsverfahren erweitert.  

Ein Novum wird die Einrichtung der Zentral-
stelle Fachkräfteeinwanderung NRW in 
Bonn sein. Sie wird sowohl für die Vorabzu-
stimmung bei den wesentlichen Aufent-
haltstiteln im Zusammenhang mit der Fach-
kräfteeinwanderung sowie dem dazugehö-
rigen Familiennachzug zuständig sein, als 
auch für das neue beschleunigte Fachkräf-
teverfahren nach § 81a AufenthG- neu. 

Angebote zur beruflichen Integration 
von Geflüchteten | Handlungsempfehlun-

gen 125, 126, 127, 130 

Kein anderer Wirtschaftsbereich integriert 
so viele Geflüchtete in Qualifizierung und 
Arbeit wie das Handwerk. Knapp die Hälfte 
aller Auszubildenden mit einer Staatsange-
hörigkeit aus einem der acht häufigsten, 
nichteuropäischen Asylzugangsländer ab-
solvieren ihre Ausbildung im Handwerk. 
Daher haben auch die Angebote zur beruf-
lichen Integration von Geflüchteten für das 

Handwerk eine größere Bedeutung als in 
anderen Wirtschaftszweigen.  

Im Juli 2019 hat die Landesregierung die 
„Nordrhein-Westfälische Teilhabe- und In-
tegrationsstrategie 2030“ vorgelegt, in der 
die zentralen Ziele und Bedarfe im Hinblick 
auf Teilhabe und Integration zusammenge-
fasst werden. In erster Linie geht es darum, 
die Teilhabechancen von Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte weiter zu ver-
bessern, die staatlichen Institutionen und 
Strukturen zu öffnen und insbesondere den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stär-
ken. Die Attraktivität Nordrhein-Westfalens 
soll sich auch darin ausdrücken, dass das 
Land attraktiv für Fachkräfte und Unterneh-
men aus dem Ausland bleiben will.   

Die Landesregierung plant die Grundnovel-
lierung des Teilhabe- und Integrationsge-
setzes Nordrhein-Westfalen. Auch § 8 
TIntG, der den Bereich „Integration durch 
Beruf/Arbeit“ behandelt, wird hier eine um-
fassende Überarbeitung erfahren. Konkre-
ter wird die berufliche Integration von Ge-
flüchteten – insbesondere für nicht mehr 
schulpflichtige geflüchtete Jugendliche zwi-
schen 18 und 27 Jahren - mit der Landes-
initiative „Durchstarten in Ausbildung und 
Arbeit“, die im Dezember 2019 in Kraft trat. 
Kreise und kreisfreie Städte können För-
dermittel beantragen, um die Integration 
junger Menschen in Ausbildung und Arbeit 
zu unterstützen. Hierzu stehen insgesamt 
50 Millionen Euro zur Verfügung. Insbeson-
dere Geflüchtete mit Duldung und Gestat-
tung, die sonst keinen oder nur nachrangi-
gen Zugang zu Leistungen der Arbeitsför-
derung und Integrationskurse haben, sollen 
von den Fördermaßnahmen profitieren, mit 
denen eine Förderlücke geschlossen wird.  

Von der Initiative profitieren zudem die Un-
ternehmen, die unbürokratischere Möglich-
keiten zur Deckung des Fachkräftebedarfs 
erhalten und die Kommunen, die ihnen zu-
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gewiesenen jungen Flüchtlingen Wege auf-
zeigen können, ihren Lebensunterhalt 
selbstständig zu sichern – unabhängig von 
Transferleistungen. Kreisen und kreisfreien 
Städten stehen sechs Förderbausteine zur 
Verfügung, für die sie Gelder beantragen 
können. Vom Förderbaustein 5 „Innovati-
onsfonds“ können kleine und mittelständi-
sche Unternehmen auch direkt profitieren. 
Gefördert werden hier Ausgaben für inno-
vative Maßnahmen und Projekte modell-
haften Charakters, die die Ausbildungs- 
und / oder Beschäftigungsreife der Ziel-
gruppe unterstützen und verbessern und/o-
der die Hemmnisse auf der Unternehmens-
seite abbauen, um Menschen aus der Ziel-
gruppe auszubilden und zu beschäftigen. 

Ein wesentlicher Förderbaustein der Lan-
desinitiative „Durchstarten in Ausbildung 
und Arbeit“ des Ministeriums für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales und des Ministeri-
ums für Kinder, Familie, Flüchtlinge und In-
tegration ist das Teilhabemanagement im 
Rahmen der Initiative „Gemeinsam 
klappt’s“. 

Die jungen geflüchteten Erwachsenen wer-
den von sogenannten Teilhabemanagern 
vor Ort unterstützt. Das Land Nordrhein-
Westfalen stellt den teilnehmenden Kom-
munen bis 2022 mehr als 13,2 Millionen 
Euro zur Verfügung, damit diese Stellen ge-
schaffen werden können. Konkret unter-
stützen die Teilhabemanagerinnen und 
Teilhabemanager Kommunen und Geflüch-
tete vor Ort, indem sie konkrete Angebote 
zur Qualifizierung und Ausbildung machen 
sowie Bildungsverläufe dokumentieren. 
Dies soll dazu führen, dass Lücken in der 
individuellen Ausbildungsfähigkeit ge-
schlossen werden. Wer sich von Anfang an 
um Integration bemüht und eine Arbeit ge-
funden hat, soll nach klaren Kriterien ein 
dauerhaftes Bleiberecht bekommen kön-
nen. 

Im Rahmen von „Gemeinsam klappt’s“ wur-
den außerdem vor Ort rechtskreis- und trä-
gerübergreifende Bündnisse eingerichtet, 
in denen alle wesentlichen Partner zusam-
menkommen, unter anderem aus der Kom-
mune, von Bildungsträgern, Jugendmigrati-
onsdiensten, Berufskollegs, örtlichen Aus-
länderbehörden und Jobcentern. Damit will 
die Landesregierung die Bildungschancen 
von jungen Menschen, darunter auch Ge-
flüchtete, erhöhen. Das Land nimmt im 
Rahmen der Initiativen besonders die In-
tegration junger Frauen in den Blick, auch 
die Kinderbetreuung wird mit einer Pau-
schale gefördert. Eine Besonderheit ist, 
dass den Kommunen eine Art Budget zur 
Selbstbewirtschaftung zur Verfügung ge-
stellt wird. Diese Initiative ist das Ergebnis 
der in Handlungsempfehlung 130 angereg-
ten Prüfung einer Ausweitung der Schul-
pflicht.  

Häufig sind die erworbenen sprachlichen 
und schulischen Kenntnisse für die Arbeit 
im Betrieb hinreichend, sie reichen jedoch 
oft nicht aus, um dem berufsschulischen 
Teil der Anforderungen gerecht zu werden. 
In den Berufskollegs werden daher weiter-
hin in Kooperation mit den Arbeitsagentu-
ren der Regionaldirektion NRW und den 
Jobcentern zahlreiche Bildungsmaßnah-
men für nicht mehr schulpflichtige geflüch-
tete Jugendliche über 18 Jahre angeboten, 
wie Fit für Mehr (FFM) oder das bedarfsori-
entiert angebotene Förderzentrum für 
Flüchtlinge (FfF). Darüber hinaus können 
Angebote der Weiterbildungskollegs wahr-
genommen werden.  

Die aktuellen Angebote der berufsbezoge-
nen Sprachförderung leisten in Kombina-
tion mit berufsfachlichen Qualifizierungs-
modulen einen wichtigen Beitrag zur be-
trieblichen Integration von Geflüchteten. 
Doch ein unmittelbarer Einstieg in eine Ein-
stiegsqualifizierung oder betriebliche Aus-
bildung erfolgt immer noch zu selten. Im 
schulischen Teil der dualen Berufsausbil-
dung können im Differenzierungsbereich 
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Stützangebote zur berufsbezogenen 
Sprachförderung gemacht werden. Es wird 
derzeit ein Fortbildungsformat für die 
Sprachförderung in der dualen Berufsaus-
bildung erstellt mit konkreten Unterrichts-
materialien zur Umsetzung im Unterricht. 
Es können Angebote der ausbildungsbe-
gleitenden Hilfen, der assistierten Ausbil-
dung und des „senior expert service“ zur 
Unterstützung in Anspruch genommen 
werden. Bei der Umsetzung von „KAoA-
Kompakt“ in den Klassen 10 und den Inter-
nationalen Förderklassen an Berufskollegs 
beteiligen sich auch Bildungsträger des 
Handwerks an den Ausschreibungen.   

Mit dem Erlass vom 17. Mai 2018 zur Aus-
bildungsduldung hat sich die Landesregie-
rung klar zur „3+2-Regelung“ bekannt, der 
zufolge geduldete Flüchtlinge nach einer 
dreijährigen Ausbildung noch mindestens 
zwei Jahre in einem Betrieb arbeiten dür-
fen.  

Darüber hinaus fand im September 2018 
die konstituierende Sitzung des neu einge-
richteten „Beirats der Landesregierung für 
Teilhabe und Integration“ statt, zu dem 
auch Vertreterinnen und Vertreter der Wirt-
schaft und des Handwerks gehören. Ziel ist 
es, eine Neujustierung der Einwanderungs- 
und Integrationspolitik auf den Weg zu brin-
gen. Von wachsender Bedeutung ist der 
Beitrag der migrantischen Ökonomie. Im 
Rahmen der AG „Migrantenökonomie“ ha-
ben das MWIDE und das MKFFI ein Forum 
für den regelmäßigen Gedankenaustausch 
mit migrantischen Gründerinnen und Grün-
der geschaffen, um innovative Lösungsan-
sätze zu definieren und gemeinsam umzu-
setzen. 

Im November 2018 hat der Westdeutsche 
Handwerkskammertag außerdem erstmals 
den „Integrationspreis Handwerk NRW“ 
verliehen. Die Auszeichnung geht an je ei-
nen Handwerksbetrieb aus den sieben 
Handwerkskammerbezirken Nordrhein-
Westfalens, der bei der Integration von 

Menschen mit Migrationshintergrund und 
Geflüchteten besondere Leistungen er-
bracht hat. Im November 2020 wird der 
Preis ein weiteres Mal vergeben werden.  

Der WHKT koordiniert in NRW die Aktivitä-
ten des Förderprogramms IQ (Integration 
durch Qualifizierung) und ist darüber eng 
mit der IQ Fachstelle „Migrantenökonomie“ 
in Mainz sowie der IQ Fachstelle „Berufs-
bezogenes Deutsch“ in Hamburg verbun-
den. Zudem hat der WHKT ein Teilprojekt 
zur Migrantenökonomie initiiert, welches in 
enger Kooperation mit Handwerkskam-
mern, Startercentern, Migrantenorganisati-
onen, der Arbeitsverwaltung sowie dem 
MWIDE NRW, Gründungsinteressierte mit 
Migrationserfahrung begleitet, Erfahrungen 
austauscht und gute Praxis in den Transfer 
bringt. In diesem Zusammenhang sind 
gleichfalls zahlreiche Publikationen und 
Handlungsempfehlungen entstanden, die 
gerade Gründer*innen mit Zuwanderungs-
geschichte aufzeigen, wie Gründung in 
Deutschland funktioniert, was es zu beach-
ten gilt und welche Anlauf- und Beratungs-
stellen es gibt. Beispiele sind der "Glossar 
zur Gründungsunterstützung und Einfache 
Sprache", die Handreichung "Gründungs-
unterstützung Zugewanderter", oder "Busi-
ness Plan Workbook". 

Ausbildung von Menschen mit Behinde-
rung | Handlungsempfehlung 131 

Die Erarbeitung solcher Musterregelungen 
erfolgt auf Grundlage einer Ausbildungs-
ordnung unter der Federführung des Bun-
desinstituts für Berufliche Bildung (BIBB). 
Als besondere Angebote für eine inklusive 
Ausbildung von Menschen mit einer Lern-
behinderung können über die bisher beste-
henden Regelungen hinaus weitere Mus-
terregelungen in denjenigen Berufsberei-
chen erarbeitet werden, in denen ein quan-
titativer Bedarf und eine Arbeitsmarkver-
wertbarkeit für eine solche theoriegemin-
derte Qualifizierung vorliegt. Wenn der kon-
krete Bedarf eines Gewerkes angemeldet 
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und begründet wird, wird eine solche Aus-
bildungsordnung unter Federführung des 
BIBB auch entwickelt.   

Junge Menschen mit Förderbedarf | 
Handlungsempfehlungen 132, 133 

Junge Menschen mit fehlender Ausbil-
dungsreife werden unter anderem im Rah-
men eines Werkstattjahres, als nied-
rigschwelliges Berufsvorbereitungspro-
gramm unterstützt. Es soll berufliche Quali-
fizierung mit praktischer, produktiver Arbeit 
und betrieblichen Praxisphasen verbinden. 
Betriebe, Träger und Berufskollegs koope-
rieren mit den Arbeitsagenturen und Job-
centern. Dafür steht seit September 2018 
ein Angebot von bis zu 1.600 Plätzen zur 
Verfügung. Jugendliche mit geistiger Be-
hinderung haben das Recht, am allgemei-
nen Berufskolleg den Bildungsgang der 
Ausbildungsvorbereitung drei Jahre lang zu 
besuchen, um berufliche Kenntnisse, Fer-
tigkeiten und Fähigkeiten zu erwerben. Die 
Möglichkeit der Übertragung dieser Rege-
lung auf die Fachpraktiker-Ausbildung 
wurde geprüft. Geprüft wird aktuell die Zer-
tifizierung von Qualifizierungsbausteinen in 
der Ausbildungsvorbereitung, mit der Ju-
gendliche mit geistiger Behinderung Nach-
weise erhalten können, die den Zugang 
zum Arbeitsmarkt erleichtern.  

Um die Ausbildungsmarktlage für unterstüt-
zungsbedürftige junge Menschen in den 
Regionen Nordrhein-Westfalens, in denen 
eine ungünstige Ausbildungsmarktlage vor-
liegt, zu verbessern, fördert die Landesre-
gierung mit Mitteln des Europäischen Sozi-
alfonds zusätzliche betriebliche Ausbil-
dungsplätze mit dem in 2018 implementier-
ten „Ausbildungsprogramm NRW“. Mit dem 

Programm werden junge Menschen mit 
Vermittlungshemmnissen dabei unter-
stützt, den Einstieg in die berufliche Ausbil-
dung zu meistern. Um den beteiligten Ju-
gendlichen und Unternehmen eine abge-
stimmte und bedarfsgerechte Unterstüt-
zung zukommen zu lassen, fördert das 
Land zusätzlich eine Begleitung der Ju-
gendlichen.  

Validierung von im Ausland erworbenen 
Kompetenzen | Handlungsempfehl. 135 

Die Landesregierung unterstützt auf der 
Bundesebene die Konzeption und Imple-
mentierung eines einheitlichen Instruments 
zur Feststellung informeller Kompetenzen, 
da dies ein wichtiger Baustein ist, der das 
offizielle Anerkennungsverfahren von im 
Ausland erworbenen Qualifikationen er-
gänzt. (vergl. auch Projekt „ValiKom“, Emp-
fehlung 139)  

Migrantinnen und Migranten dabei zu un-
terstützen, ihre im Ausland erworbenen Ab-
schlüsse anerkennen zu lassen und durch 
berufsbezogene Qualifizierungen bildungs-
adäquate Beschäftigungen zu finden ist 
Aufgabe des Netzwerks „Integration durch 
Qualifizierung (IQ)“. Dessen Koordination 
für das Land Nordrhein-Westfalen liegt wei-
terhin in der Hand des Handwerks beim 
Westdeutschen Handwerkskammertag. 
Darüber hinaus sind die Entwicklung inter-
kultureller Kompetenzen bei den Akteuren 
am Arbeitsmarkt sowie die strukturelle Un-
terstützung beim Aufbau und bei der Ent-
wicklung von Integrationsprozessen zur 
Fachkräftesicherung durch Einwanderung 
zentrale Anliegen des Förderprogramms 
IQ. 
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IV.3 Inhalte und Angebote der Berufsbildung 

Erfolgreiche Berufsbildung benötigt mo-
derne Rahmenbedingungen und bundes-
gesetzliche Grundlagen. Die Bundesregie-
rung hat insbesondere mit der Novelle des 
Berufsbildungsgesetzes (BBiG) und des 
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes 
(AFBG) (siehe Empfehlung 152) wesentli-
che Neuregelungen im Sinne der Empfeh-
lungen der Enquetekommission umgesetzt, 
bzw. auf den Weg gebracht.  

Zentrales Element der BBiG-Novelle ist die 
Einführung transparenter Fortbildungsstu-
fen für die höherqualifizierende Berufsbil-
dung. Abschlüsse können künftig die Be-
zeichnungen „Geprüfte/r Berufsspezia-
list/in“, „Bachelor Professional“ oder „Mas-
ter Professional“ tragen. Die Gleichwertig-
keit von beruflicher Fortbildung und Stu-
dium wird dadurch besser sichtbar ge-
macht. Da die Bezeichnungen international 
verständlich sind, fördern sie die Mobilität 
für berufliche Aufsteigerinnen und Aufstei-
ger auf den weltweiten Arbeitsmärkten. Ein 
anderer Bestandteil der BBiG-Novelle ist 
die Einführung einer Mindestlohnvergü-
tung. Damit verbindet sich einerseits die Er-
wartung, dass die Attraktivität der betroffe-
nen Ausbildungsberufe steigt, andererseits 
gibt es auch Befürchtungen, dass durch die 
erhöhten Lohnkosten in kleineren Gewer-
ken und in ertragsschwächeren Betrieben 
die Ausbildungsbereitschaft sinkt. 

Duale Berufsausbildung stärken |  
Handlungsempfehlung 136 

Die Landesregierung stellt durch viele ein-
zelne Maßnahmen unter Beweis, dass sie 
die berufliche Bildung als gleichwertige Al-
ternative zur akademischen Bildung stär-
ken will. Berufliche Bildung ist nach wie vor 
der beste Weg, um junge Menschen in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren und ihnen auch 
angesichts der Digitalisierung durch Fort- 
und Weiterbildung notwendige Qualifikatio-
nen zu vermitteln. Auf europäischer Ebene 
setzen sich Landes- und Bundesregierung 

im Rahmen der Europäischen Ausbil-
dungsallianz (EAfA) für die Implementie-
rung dualer Ausbildungsprinzipien in inte-
ressierten Mitgliedstaaten ein, die eine Um-
steuerung von überwiegend vollzeitschuli-
schen Systemen hin zu einer praxisnahen 
Ausbildung beabsichtigen.  

Bereits vor Beschluss der Handlungsemp-
fehlungen der Enquetekommission wurden 
einige Maßnahmen zur Stärkung der dua-
len Berufsausbildung in Nordrhein-Westfa-
len auf den Weg gebracht. Die Möglichkei-
ten, gleichzeitig mit dem Berufsabschluss 
im Rahmen der dualen Berufsausbildung 
auch höhere allgemeinbildende Ab-
schlüsse zu erzielen, wurden systematisch 
ausgeweitet. Um der zunehmenden Hete-
rogenität und den Auswirkungen der Digita-
lisierung Rechnung zu tragen, wurden wei-
tere Zusatzqualifikationen und Unterstüt-
zungsangebote entwickelt. Zur Sicherstel-
lung der Beschulungsmöglichkeiten auch 
im ländlichen Raum wurden neue Flexibili-
sierungsmaßnahmen zur Fachklassenbil-
dung abgestimmt. Die zunehmende Inter-
nationalisierung und Globalisierung wird 
durch Praktika und Lernaufenthalte im Aus-
land unterstützt.   

Internationale Anerkennung der berufli-
chen Bildung | Handlungsempfehlung 137 

Landes- und Bundesregierung unterstüt-
zen auf nationaler und europäischer Ebene 
die Gleichwertigkeit von beruflicher und 
akademischer Bildung und erheben diesen 
Anspruch auch gegenüber der europäi-
schen Union. Dies gilt auch für die Mobili-
tätsförderung, unter anderem durch ein ge-
stärktes Programm Erasmus+ für Teilneh-
merinnen und Teilnehmer aus der berufli-
chen Bildung. Maßnahmen, die wie diese 
zur internationalen Öffnung der Berufsbil-
dung beitragen, sind Teil des Berufsbil-
dungspaktes der Bundesregierung. Die EU 
beabsichtigt, Erasmus+ auch in der neuen 
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Förderphase weiter zu stärken. Um im in-
ternationalen Kontext zu lernen und zu ar-
beiten, absolvieren immer mehr Auszubil-
dende sowie Berufsfachschüler und -schü-
lerinnen über Erasmus+ einen Aufenthalt in 
einer ausländischen Partnereinrichtung. In 
Deutschland sammelten in 2017 bereits 5,3 
Prozent aller Auszubildenden während ih-
rer Erstausbildung Lern- und Arbeitserfah-
rungen im Ausland.  

Zur Stärkung der Aktivitäten zur Internatio-
nalisierung der Berufsbildung hat die Lan-
desregierung selbst verschiedene Maß-
nahmen auf den Weg gebracht, wie zum 
Beispiel die Zertifizierung von Berufskol-
legs für ihre Aktivitäten zur Internationalen 
Zusammenarbeit, die Zusatzqualifikation 
„Internationale berufliche Mobilität“ sowie 
der Qualitätsrahmen und Leitfaden für Be-
rufskollegs zur Durchführung von Lernauf-
enthalten und Praktika im Ausland. Dieser 
wird derzeit in verschiedene Sprachen 
übersetzt.  

Qualitätsstandards der Fort- und Weiter-
bildung | Handlungsempfehlung 138 

Die Ausbildungs- und Fortbildungsordnun-
gen auf bundeseinheitlicher Rechtsgrund-
lage unterliegen einem kontinuierlichen 
Modernisierungs- und Qualitätssicherungs-
prozess. Das dynamisch ausgestaltete du-
ale Ausbildungssystem bietet vielfältige 
Möglichkeiten und Spielräume für die be-
triebliche Ausbildungsgestaltung und die 
Integration neuer Technologien. Neuord-
nungsverfahren zur Modernisierung der 
Vorschriften oder gar die Schaffung neuer 
Berufe sind möglich, wenn der entspre-
chende Bedarf aufgezeigt wird. Durch Teil-
novellierungen von Ausbildungsberufen 
können Berufsbilder im Zuge der Digitali-
sierung schneller aktualisiert werden (z. B. 
Metall- und Elektroberufe). Zum Beispiel ist 
der neue Ausbildungsberuf „Kaufmann und 
Kauffrau im E-Commerce“ in Nordrhein-
Westfalen implementiert worden.  

Validierung von informell erworbenen 
Kompetenzen | Handlungsempf.139 

Um in Deutschland die Validierung von 
non-formal und informell erworbenen Kom-
petenzen voranzubringen, haben der Zent-
ralverband des Deutschen Handwerks 
(ZDH) und der Deutsche Industrie- und 
Handelskammertag (DIHK) gemeinsam mit 
dem Bundesbildungsministerium und unter 
der Leitung des Westdeutschen Hand-
werkskammertages das Projekt »ValiKom« 
initiiert. Hier wurde bis 2018 ein Verfahren 
entwickelt, mit dem non-formal und infor-
mell erworbene Kompetenzen festgestellt 
und von Berufsexpertinnen und -experten 
anhand der Anforderungen der anerkann-
ten Ausbildungsabschlüsse bewertet wer-
den können. Mit dem Folgeprojekt »Vali-
Kom Transfer« soll bis 2021 das erarbeitete 
Validierungsverfahren auf weitere zustän-
dige Stellen ausgeweitet und mehr Interes-
sierten eine Teilnahme ermöglicht werden. 
Ziel ist die Schaffung einer rechtlichen Ver-
ankerung im Berufsbildungssystem, um für 
zuständige Stellen auf der einen Seite und 
für Antragstellende auf der anderen Seite 
eine Verlässlichkeit zu schaffen. 

Technologiegestützter Berufsschulun-
terricht | Handlungsempfehlung 140 

Wegen der Nähe zum Beschäftigungssys-
tem und als Partner in der dualen Berufs-
ausbildung sind die Fachklassen des dua-
len Systems besonders vom technologi-
schen und wirtschaftlichen Wandel durch 
die Digitalisierung berührt. Damit Schülerin-
nen und Schüler an den Berufskollegs auf 
der Grundlage aktueller Standards lernen 
können, sind stetige Investitionen sowohl in 
die digitale Infrastruktur der Kollegs, als 
auch in die Unterrichtsmaterialien und 
Lehrerfortbildungen erforderlich. Das Mi-
nisterium für Schule und Bildung (MSB) hat 
zur Förderung digitaler Schlüsselkompe-
tenzen didaktische-methodische Hinweise 
im Rahmen einer Strukturierungshilfe für 
die Didaktische Jahresplanung in der dua-
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len Berufsausbildung entwickelt. Dazu wur-
den für verschiedene Berufe gute Praxis-
beispiele gesammelt, überarbeitet und an-
schließend im Berufsbildungsportal veröf-
fentlicht. Weiterhin werden Möglichkeiten 
der digitalen Dokumentation von didakti-
schen Jahresplanungen als landesweites 
Angebot eruiert. 

Derzeit wird für Nordrhein-Westfalen ein 
Fortbildungskonzept für die „Berufliche Bil-
dung in der digitalen Welt“ entwickelt. Die-
ses Konzept berücksichtigt die Stärkung 
der Medienkompetenz, des Anwendungs-
Know-Hows und der informatischen Grund-
kenntnisse von Lehrkräften am Berufskol-
leg, die berufsbezogene Anwendung inno-
vativer digitaler Methoden im Unterricht 
(z.B. im Rahmen von Informationsbeschaf-
fung, Betriebskommunikation und Arbeits-
organisation) und die fachbereichsspezifi-
sche unterrichtliche Umsetzung digitaler 
Entwicklungen in Arbeits- und Geschäfts-
prozessen. 

Gemeinsam mit Partnern aus der Wirt-
schaft wie z.B. dem Fachverband des 
Tischlerhandwerks NRW, dem Berufsbil-
dungswerk der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft (BWV) e.V. oder der Nachwuchs-
stiftung Maschinenbau werden darüber hin-
aus bereits branchenspezifische Fortbil-
dungsmaßnahmen für Lehrkräfte zum Teil 
gemeinsam mit dem Ausbildungspersonal 
angeboten. Für die Umsetzung von Trans-
formationsprozessen durch Digitalisierung 
in den Berufskollegs ist eine Handreichung 
zur Entwicklung von Medienkonzepten be-
reitgestellt worden.  

Vorzeitige Vertragslösungen |  
Handlungsempfehlung 143 

Die Handwerkskammern setzen die in den 
Projekten zur Vermeidung von Ausbil-
dungsabbrüchen des Westdeutschen 
Handwerkskammertages und der Landes-
gewerbeförderungsstelle „Ziellauf – Ver-
meidung von Ausbildungsabbrüchen im 
Handwerk“ entwickelten Maßnahmen um. 

Darüber hinaus hat der Zentralverband des 
Deutschen Handwerks das Thema zum 
Schwerpunktthema der Berufsbildung des 
Jahres 2018 gemacht. Entsprechende Stu-
dien werden, z.B. im Umfeld des Bundesin-
stituts für Berufsbildung (BIBB) oder des In-
stituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB), regelmäßig erstellt. 

Qualitätsentwicklung in der betriebli-
chen Ausbildung | Handlungsempf. 144 

Die Handwerkskammern haben begonnen, 
Elemente der Ergebnisse des Projekts 
"Qualitätsentwicklung in der betrieblichen 
Ausbildung" in Nordrhein-Westfalen umzu-
setzen. Die Nutzung der Ergebnisse des 
Projektes erfordern jedoch einen längeren 
Zeitraum und eine intensive Unterstützung 
bei der Implementierung des Qualitätskon-
zeptes in eine konkrete Strategie für Aus-
bildungsqualität. Die Prozesse konnten ef-
fektiv gestaltet und in den Handwerksorga-
nisationen langfristig integriert werden.  

Ausbildungs- und Prüfungsinhalte | 
Handlungsempfehlungen 145, 146 

Die Ausbildungs- und Prüfungsinhalte im 
Handwerk werden permanent weiterentwi-
ckelt. In neueren Berufsbildern werden so-
ziale und kreative Kompetenzen bereits 
stärker berücksichtigt, bei zukünftigen Neu-
ordnungen und auch in der beruflichen Auf-
stiegsfortbildung erhalten sie einen wesent-
lich höheren Stellenwert.  

Ebenso gestärkt wird die Berücksichtigung 
von Fragen der Nachhaltigkeit in den Aus-
bildungs- und Prüfungsinhalten. Dies steht 
im Einklang mit den Nachhaltigkeitszielen 
der Landes- und auch der Bundesregierung 
für eine Bildung für nachhaltige Entwick-
lung (BNE). Ihre Umsetzung kann als wich-
tige Weichenstellung für die Vermittlung 
von Nachhaltigkeit in der Berufsbildung so-
wie als Beitrag zur Stärkung von Zukunfts-
fähigkeit und der Wirtschaftskraft nicht nur 
des Handwerks angesehen werden.  
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Ausbildereignungsverordnung |  
Handlungsempfehlung 147 

Das zuständige Bundesinstitut für Berufli-
che Bildung (BIBB) ist bestrebt, auch die 
Vermittlung von Medien- und von interkul-
tureller Kompetenz in den Ausbildungsord-
nungen für alle Berufe zu verankern. Die 
Ausbildereignungsverordnung (AEVO) 
sieht bereits jetzt deren Einsatz beim Nach-
weis der berufs- und arbeitspädagogischen 
Eignung vor. Es sollen modulare Angebote 
für das Ausbildungspersonal in unter-
schiedlichen Themenfeldern der berufli-
chen Bildung (z.B. Digitalisierung, Inklu-
sion, Nachhaltigkeit) entwickelt werden.  

Attraktivität der Ausbildung für junge 
Frauen | Handlungsempfehlung 148 

Die Sichtbarkeit von Fachfrauen in den 
Image-Kampagnen des Handwerks wurde 
deutlich gesteigert. Die Landesregierung 
leistet in den Regionen des Landes vor al-
lem mit den Kompetenzzentren Frau und 
Beruf einen wichtigen Beitrag zur Verbes-
serung der beruflichen Situation und der 
Wahrnehmung von Frauen im Handwerk. 
Dabei sind die Kompetenzzentren mit den 
Organisationen des Handwerks durch viel-
fältige Kooperationen verbunden. Dazu ge-
hören beispielsweise Aktivitäten mit Ausbil-
dungsbotschafterinnen sowie öffentlich-
keitswirksame Auszeichnungen von Hand-
werksunternehmen, die ihre Zukunft mit 
weiblichen Fachkräften sichern und Mäd-
chen gezielt für gewerblich-technische 
Ausbildungen gewinnen. Junge Frauen 
werden so auf attraktive Berufsbilder und 
eine Karriere im Handwerk aufmerksam. 
Aktuell werden 16 Kompetenzzentren bis 
2022 aus Mitteln des Landes und des Eu-
ropäischen Fonds für Regionale Entwick-
lung gefördert. 

Integrierter Erwerb der Hochschulreife | 
Handlungsempfehlung 149 

Schulministerium, Berufskollegs und Hand-
werkskammern haben zusammen ein Mo-
dell entwickelt, um einen mit einem Ausbil-

dungsberuf verknüpften Erwerb der Allge-
meinen Hochschulreife anbieten zu können. 
Durch das seit Schuljahresbeginn 2019/20 
in der Erprobung befindliche Angebot kön-
nen junge Menschen in nur vier Jahren die 
doppelte Qualifikation aus Abschluss einer 
dualen Berufsausbildung und Allgemeiner 
Hochschulreife erwerben. Das BerufsAbitur 
basiert auf dem Erwerb der Fachhochschul-
reife parallel zu dualen Berufsausbildung 
und dem anschließenden Übergang in die 
Fachoberschule Klasse 13. An der Erpro-
bung und an der praktischen Weiterentwick-
lung des Modells beteiligen sich Berufskol-
legs aus allen Regierungsbezirken.  

Meisterfortbildung als Unternehmer-
schule | Handlungsempfehlung 151 

Die Inhalte der Meisterfortbildung und der 
Meisterprüfung werden beständig weiter-
entwickelt. Die Empfehlung, Wachstumss-
check und -werkstätten zur Stärkung einzu-
setzen, ist durch die Einführung des Pro-
gramms „Profi Handwerk.NRW“ gewähr-
leistet. 

Ausgestaltung des Meister-BAföG | 
Handlungsempfehlungen 152, 156 

Bereits der Koalitionsvertrag auf Bundes-
ebene sah einen Abbau finanzieller Hürden 
beim Berufseinstieg durch das sog. „Auf-
stiegs-BAföG“ vor. Die Novellierung des 
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz 
(AFBG) wurde im Dezember 2019 in erster 
Lesung im Bundestag beraten. 350 Millio-
nen Euro stehen noch in dieser Legislatur-
periode für Verbesserungen beim Auf-
stiegs-BAföG zur Verfügung. Mit dem 4. 
AFBGÄndG können die Geförderten hö-
here Zuschussanteile, höhere Freibeträge 
und höhere Darlehenserlasse erhalten. Die 
stufenweise Förderung bis auf „Master-Ni-
veau“ wird eingeführt; die Unterhaltsförde-
rung für Vollzeitgeförderte wird zu einem 
Vollzuschuss ausgebaut; der einkommens-
unabhängige Kinderbetreuungszuschlag 
für Alleinerziehende wird von 130 Euro auf 
150 Euro erhöht; der Zuschussanteil zum 
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Maßnahmenbeitrag für Lehrgangs- und 
Prüfungsgebühren wird von 40 Prozent auf 
50 Prozent erhöht; der Belohnungserlass 
steigt von 40 Prozent auf 50 Prozent; die 
sozialen Stundungs- und Sozialerlassmög-
lichkeit für Geringverdiener werden erwei-
tert und bei Existenzgründung erfolgt ein 
vollständiger Erlass der Darlehensschuld. 

Die bereits im November 2019 beschlosse-
nen Änderungen des Berufsbildungsgeset-
zes (BBiG) und die geplanten Änderungen 
des AFBG gelten auch für die Meisterquali-
fikation im zulassungsfreien Handwerk und 
tragen somit dazu bei, die Meisterqualifika-
tion insgesamt zu stärken.  

Durchlässigkeit berufliche und akade-
mische Bildung | Empfehlung 153  

Durch das Gesetz zur Änderung des Hoch-
schulgesetzes vom 12. Juli 2019 wurde § 
63a Abs. 7 Hochschulgesetz ergänzt: Die 
Bestimmung lautet: „Auf Antrag kann die 
Hochschule auf andere Weise als durch ein 
Studium erworbene Kenntnisse und Quali-
fikationen auf der Grundlage vorgelegter 
Unterlagen anerkennen, wenn diese 
Kenntnisse und Qualifikationen den Prü-
fungsleistungen, die sie ersetzen sollen, 
nach Inhalt und Niveau gleichwertig sind; 
…“ Damit wird die Anerkennung außer-
hochschulisch erworbener Kenntnisse und 
Qualifikationen spezifisch ermöglicht und 
unterstützt.  

Die Durchlässigkeit zwischen beruflicher 
und akademischer Bildung wird damit er-
leichtert. Die Neufassung des § 63a Absatz 
7 Satz 6 Hochschulgesetz stellt klar, dass 
diese Anerkennung außerhochschulisch 
erworbener Kenntnisse und Qualifikationen 
auch in einem Umfang von über der Hälfte 
der zu erbringenden Prüfungsleistungen er-
folgen darf. Dies stellt eine zusätzliche Er-
leichterung dar.  

Aufbau dualer Berufsbildungssysteme 
in anderen Ländern | Empfehlung 157 

Die Bundesregierung unterstützt den Auf-
bau von dualen Berufsbildungssystemen in 
anderen Staaten und setzt diese mit den 
verschiedenen Akteuren abgestimmt um. 
Dafür stehen mehrere Programme zur Ver-
fügung.   

Bildungsscheck NRW |  
Handlungsempfehlung 159 

Seit dem Frühjahr 2018 gelten die verbes-
serten Konditionen für die Beantragung des 
„Bildungsscheck NRW“. Den Nutzen sollen 
vor allem Personen mit niedrigem und mitt-
lerem Einkommen haben, aber auch Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in kleinen und 
mittleren Betrieben sowie Selbständige 
können einen Bildungsscheck erhalten. 
Über den Bildungsscheck bekommen Inte-
ressierte und Betriebe einen Zuschuss von 
50 Prozent, maximal 500 Euro, zu den 
Kurskosten einer beruflichen Weiterbil-
dung. Außerdem kann der neue Bildungs-
scheck auch für orts- und zeitunabhängige 
Angebote (E-Learning) und die Weiterbil-
dung im Betrieb eingesetzt werden. Insge-
samt werden die aus dem Europäischen 
Strukturfonds (ESF) stammenden Mittel für 
den Bildungsscheck NRW auf bis zu 30 Mil-
lionen Euro bis zum Ende der Förderperi-
ode aufgestockt. 
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IV.4 Bildungszentren der Wirtschaft und Berufskollegs 
 

Modernisierung der beruflichen Bil-
dungskapazitäten | Handlungsempf.160 

Der Westdeutsche Handwerkskammertag 
hat das Heinz Piest Institut (HPI) an der 
Universität Hannover damit beauftragt, 
eine Bedarfsanalyse der überbetrieblichen 
Berufsbildungsinfrastruktur der Wirtschaft 
(ÜBS) in Nordrhein-Westfalen zu erstellen. 
Hierbei wurde sowohl die vorhandene Aus-
stattung, der Investitionsbedarf wie auch 
der demografische Wandel und die Erreich-
barkeit berücksichtigt. Deren Ergebnisse 
liegen vor und bilden eine wichtige Grund-
lage für die künftige Entwicklung der Bil-
dungsinfrastruktur. Die Landesregierung 
hat die Mittel zur Förderung der Investitio-
nen in die Modernisierung der ÜBS erheb-
lich erhöht. (Siehe Handlungsempfehlun-
gen 162, 163) Die rund 120 überbetriebli-
chen Bildungsstätten von Handwerk und In-
dustrie in Nordrhein-Westfalen überneh-
men eine wichtige Rolle in der dualen 
Erstausbildung und der Höheren Berufsbil-
dung. Sie ermöglichen die Qualifizierung 
von Auszubildenden ergänzend zum Be-
trieb und sichern so die Ausbildungsfähig-
keit von kleinen und mittleren Unterneh-
men, die häufig nicht alle Ausbildungsin-
halte in ihrem Betrieb vermitteln können. 

Investitionen in Bildungseinrichtungen | 
Handlungsempfehlungen 162, 163 

Im Juli 2019 haben Landesregierung, 
Handwerk und Industrie den „Modernisie-
rungspakt Berufliche Bildung“ unterzeich-
net. Damit haben Land und Wirtschaft eine 
Investitionsoffensive an überbetrieblichen 
Bildungsstätten gestartet. Ziel ist, die beruf-
lichen Bildungszentren in den nächsten 
zehn Jahren fit für die Zukunft zu machen. 
Kern des Modernisierungspaktes ist dabei 
eine Verdoppelung der Fördermittel des 
Landes auf 8 Millionen Euro jährlich (2017: 
2 Millionen Euro; 2018: 4 Millionen Euro). 

Zusammen mit den Eigenmitteln von Hand-
werk und Industrie und der Bundesförde-
rung werden so Gesamtinvestitionen in die 
berufliche Bildungsinfrastruktur von jährlich 
40 Millionen Euro ermöglicht. Den ersten 
großen Investitionsschub soll es bis 2022 
geben. Gleichzeitig wurde vereinbart, das 
Förderverfahren zu vereinfachen und zu 
beschleunigen, um notwendige Investitio-
nen zügig anstoßen zu können. Investitio-
nen sind sowohl in die technische oder di-
gitale Ausstattung möglich, als auch in die 
Modernisierung oder den Neubau der Ge-
bäude.  

Auch die Bundesregierung unterstützt die 
überbetrieblichen Bildungsstätten (ÜBS) in 
erheblichem Maße. Geeignete ÜBS kön-
nen seit 2001 zu Kompetenzzentren weiter-
entwickelt werden. Ihnen kommt die Rolle 
berufspädagogischer Leitzentren zu, die 
neue fachliche Qualifizierungsangebote 
und Innovationen berufspädagogischer Art 
für Aus- und Weiterbildung mit Blick auf die 
Bedarfe gerade der kleinen und mittleren 
Unternehmen entwickeln. Seit 2015 fördert 
der Bund die Digitalisierung in den ÜBS mit 
einem Sonderprogramm. Über den Digital-
Pakt Schule werden auch staatlich aner-
kannte Kranken- und Pflegeschulen geför-
dert. Durch diesen sind Investitionen in die 
IT-Infrastruktur, digitale Arbeitsgeräte so-
wie schulgebundene mobile Endgeräte för-
derbar.  

Die Landesregierung hat auch ihre Investi-
tionen in die Arbeit der Berufskollegs deut-
lich verbessert. Dazu gehören nicht nur das 
Programm „Gute Schule 2020“, das Kom-
munalinvestitionsförderprogramm, oder die 
Erhöhung der Schulpauschale, sondern 
auch die Öffnung des Fachkräfteaufrufs für 
Berufskollegs. Durch eine Erhöhung um 10 
Millionen Euro seit Herbst 2018 können nun 
Digitalisierungsvorhaben an Berufskollegs 
auch über den Aufruf gefördert werden.  
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Mobilität von Auszubildenden |  
Handlungsempfehlung 164 

Seit 2018 können Auszubildende auf An-
trag wieder Zuschüsse zur Unterbringung 
bei auswärtigem Berufsschulbesuch im 
Blockunterricht erhalten. Für das Haus-
haltsjahr 2020 sind Haushaltsmittel veran-
schlagt, so dass die Zahlung der Landeszu-
schüsse zu den Übernachtungskosten bei 
auswärtiger Unterbringung auch in diesem 
Jahr gewährleistet wird. Der Kreis der An-
spruchsberechtigten wurde 2019 erweitert. 
Anspruchsberechtigt sind nun alle Schüle-
rinnen und Schüler mit einem Ausbildungs-
vertrag in Nordrhein-Westfalen, die hier be-
rufsschulpflichtig oder zum Besuch der Be-
rufsschule berechtigt sind und gleichzeitig 
eine Bezirksfachklasse, eine bezirksüber-
greifende Fachklasse, eine Landesfach-
klasse oder eine Ersatzschule in Nordrhein 
-Westfalen oder eine Fachklasse in einem 
anderen Bundesland besuchen. Auch kön-
nen nun Schülerinnen und Schüler einen 
Zuschuss zu den Unterbringungskosten er-
halten, die nicht im Block unterrichtet wer-
den, aber regelmäßig, z. B. für zwei Tage 
pro Woche mit notwendiger Übernachtung 
zum Unterricht an einer auswärtigen Be-
rufsschule anreisen.  

Für die rund 300.000 Auszubildenden in 
Nordrhein-Westfalen hat die Landesregie-
rung in Zusammenarbeit mit den Verkehrs-
verbünden im August 2019 ein vergünstig-
tes Nahverkehrsticket (Azubi-Ticket) einge-
führt. Es soll jungen Menschen in der Aus-
bildung, aber auch während der Meister-
Fortbildung die Nutzung von Bussen und 
Bahnen erleichtern. Das NRW-weite Azubi-
Ticket kann als Zuschlag auf Tickets erwor-
ben werden, die verbundweit in den Ver-
kehrsverbünden Rhein-Ruhr (VRR), Rhein-
Sieg (VRS), dem Aachener Verkehrsver-
bund (AVV) oder im Nahverkehr Westfalen-
Lippe (NWL) gültig sind. Für den Zuschlag 
auf das verbundweite Azubiticket zahlen 
Auszubildende 20 Euro im Monat. Das Ti-
cket kann vom Arbeitgeber bezuschusst 

werden. Anders als beim Semesterticket ist 
die Abnahme freiwillig. Das Land hat das 
Zuschlagsticket 2019 mit zwei Millionen 
Euro gefördert. 2020 sind 4,9 Millionen 
Euro NRW-Fördermittel eingeplant. Das 
verbundweite Azubiticket in Westfalen 
wurde zusätzlich mit 2,5 Millionen Euro in 
2019 und mit 4 Millionen Euro in 2020 un-
terstützt. Bis zum Ende des Jahres 2019 
wurden bereits knapp 13.000 landesweite 
Azubi-Tickets ausgegeben.  

Bekämpfung des Fachlehrermangels an 
Berufskollegs | Handlungsempf. 168 

Die Zugangsregelungen für den Seitenein-
stieg mit berufsbegleitendem Vorberei-
tungsdienst (OBAS) werden aktuell überar-
beitet und erweitert. Es ist geplant, durch 
eine Änderung des Lehrerausbildungsge-
setzes künftig auch Masterabsolventinnen 
und -absolventen einer Fachhochschule 
zum Seiteneinstieg nach der OBAS zuzu-
lassen. Das Angebot an Studiengängen des 
„dualen Masters“ wurde seit 2017 von einer 
auf fünf Universitäten (jeweils mit kooperie-
renden Fachhochschulen) erweitert. Außer-
dem sind Berufskollegs explizit Teil der ak-
tuellen Lehrerwerbekampagne der Landes-
regierung. In Nordrhein-Westfalen besteht 
für alle beruflich Qualifizierten die Möglich-
keit, ein Studium für das Lehramt an Berufs-
kollegs zu beginnen. Berufliche Leistungen 
werden im Schnitt mit 30 Punkten auf die zu 
erbringenden Studienleistungen (180 
Punkte) angerechnet.  

Flexibler Personaleinsatz an Berufskol-
legs | Handlungsempfehlung 169 

Sowohl für Integration als auch für Inklusion 
sind entsprechende Stellen für multiprofes-
sionelle Teams im Haushalt etatisiert. Die 
Flexibilisierung der Fachklassenbildung zur 
Standortsicherung vor allem im ländlichen 
Raum bei gleichzeitig qualitativ hochwerti-
ger Beschulung ist möglich. Vorrangig kann 
die Beschulung in Fachklassen in Koopera-
tion zwischen zwei oder mehr Berufskol-
legs oder alternierend an einem Standort 
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alle zwei Jahre erfolgen, es können aber 
auch fachbereichsspezifische Lerngruppen 
eingerichtet werden oder jahrgangsüber-
greifende Beschulung erfolgen. Dafür stellt 
die Landesregierung zusätzliche Lehrer-
stellen zur Verfügung.  

Stärkung der Ausbildung für das Lehr-
amt an Berufskollegs | Empfehlung 171 

Die Landesregierung ist der Forderung der 
Enquetekommission, die Lehramtsausbil-
dung für Berufskollegs an den Hochschulen 
zu stärken, bereits nachgekommen – ins-
besondere durch die Verstetigung der ent-
sprechenden Haushaltsmittel. Die Ausbil-
dung der Lehrkräfte für die gewerblich-
technischen Fächer wird bereits in engster 
Verzahnung von betrieblicher Praxis und 
Studium betrieben (z.B. Kfz-Technik in 
Wuppertal und Siegen). Land und Hoch-
schulen werben bereits mit Nachdruck für 
die kombinatorische Lehramtsausbildung 
für das Berufskolleg. 
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Zusammenfassung  

Das nordrhein-westfälische Handwerk und 
die Landesregierung stimmen darin über-
ein, dass alle Teile der Handlungsempfeh-
lungen und hier insbesondere die wirt-
schafts- und bildungspolitisch bedeutsams-
ten Teile vorangekommen sind. Viele Lan-
des- und Bundesministerien und -institutio-
nen haben die Handlungsempfehlungen in 
ihre Arbeit einfließen lassen und tragen 
weiter zu ihrer Umsetzung bei. Auch die 
Handwerksorganisationen arbeiten daran, 
die an sie selbst gerichteten Empfehlungen 
umzusetzen.  

Zu den wichtigsten Fortschritten bei der 
Umsetzung der Handlungsempfehlungen 
auf Landes- und Bundesebene seit dem 
zweiten Zwischenbericht im Frühjahr des 
letzten Jahres zählen:  

 Konsequente Weiterentwicklung des „Ge-
werbe-Service-Portal.NRW“ zu einem 
umfassenden Dienstleistungsportal für 
die Wirtschaft. 

 Einführung einer steuerlichen Förderung 
von Forschungs- und Entwicklungsleis-
tungen 

 Neben vielerlei Instrumenten der Innova-
tionsförderung wurde im Herbst 2019 der 
erste Innovationspreis Handwerk verge-
ben.  

 Einführung einer steuerlichen Förderung 
der energetischen Gebäudesanierung  

 Mit Inkrafttreten des geänderten Landes-
entwicklungsplan erhalten die Städte und 
Gemeinden u.a. mehr Freiraum bei der 
Planung auch von Gewerbegebieten. 

 Die Erklärung „Neue Gründerzeit Nord-
rhein-Westfalen“ richtet das Umfeld für 
Existenzgründungen in zehn Handlungs-
feldern strategisch weiter aus.  

 Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
wurde beschlossen. Es wird die Zuwan-
derung von qualifizierten Fachkräften aus 

Drittstaaten nach Deutschland erleich-
tern.  

 Mit einer Novelle des Kinderbildungsge-
setzes werden rund 1,3 Milliarden Euro an 
Landes-, kommunalen und Bundesmitteln 
pro Jahr zusätzlich in die Kindertagesbe-
treuung investiert. 

 Das Fach „Wirtschaft-Politik“ wird vom 
Schuljahr 2020/21 an allen weiterführen-
den Schulen Pflichtfach. An Gymnasien 
ist dies bereits zum laufenden Schuljahr 
erfolgt. 

 Die Landesinitiative „Durchstarten in Aus-
bildung und Arbeit“ unterstützt geflüch-
tete, nicht mehr schulpflichtige Jugendli-
che bei der beruflichen Integration.  

 Mit dem Berufsbildungsmodernisierungs-
gesetz wurden drei einheitliche Fortbil-
dungsstufen für alle Berufe eingeführt, 
dazu die neuen Bezeichnungen „Bachelor 
Professional“ und „Master Professional“.  

 Mit dem „Modernisierungspakt Berufliche 
Bildung“ haben Land und Wirtschaft eine 
Investitionsoffensive an überbetrieblichen 
Bildungsstätten gestartet. 

 Mit der Förderung des landesweiten Azu-
bitickets leistet das Land einen Beitrag zur 
Verbesserung der Mobilität von Auszubil-
denden. Bis Ende 2019 wurden bereits 
knapp 13.000 landesweite Azubi-Tickets 
ausgegeben.  

 Darüber hinaus wurde die Handwerksord-
nung geändert, so dass nun 12 Gewerke 
wieder meisterpflichtig sind.  

Es bleibt unser Ziel, die Handlungsempfeh-
lungen möglichst vollständig umzusetzen, 
daher werden wir die geschaffenen Arbeits-
strukturen nutzen, um auch längerfristige 
und langwierige Veränderungsprozesse 
anzugehen.  
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Arbeitsstruktur   
 

Zum Ende seiner 16. Legislaturperiode 
hat der nordrhein-westfälische Landtag 
den Bericht der Enquetekommission 
„Zukunft von Handwerk und Mittelstand 
in Nordrhein-Westfalen gestalten“ und 
mit ihm 171 Handlungsempfehlungen 
verabschiedet.  

Die Landesregierung hat diese Empfeh-
lungen aufgegriffen und sie zur Grund-
lage ihrer Handwerkspolitik gemacht. 
Der Prozess der Umsetzung für die ge-
samte Landesregierung wird im MWIDE 
koordiniert und angetrieben. In regelmä-
ßigen Abständen bewerten die Landes-
regierung und das Handwerk gemein-
sam den Stand der Umsetzung und er-
statten dem Parlament darüber Bericht.  

Dieses „Spitzengespräch Handwerk in 
NRW“ übernimmt die Aufgabe des „Run-
den Tisches“, der Inhalt und Auftrag der 
ersten Handlungsempfehlung ist.  

Vertreten sind der Minister für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisierung und 

Energie, Prof. Dr. Andreas Pinkwart, 
der Präsident von HANDWERK.NRW, 
Andreas Ehlert, der Präsident des 
Westdeutschen Handwerkskammerta-
ges, Hans Hund, der Präsident des Un-
ternehmerverband Handwerk NRW, 
Hans-Joachim Hering, sowie der Ar-
beitnehmer-Vizepräsident des West-
deutschen Handwerkskammertages, 
Felix Kendziora. 

Gemeinsam verantworten die Landesre-
gierung und die Handwerksorganisatio-
nen den folgenden Bericht zum Stand 
der Umsetzung der Handlungsempfeh-
lungen der Enquetekommission. Er wird 
dem nordrhein-westfälischen Landtag 
vorgelegt und unter www.wirt-
schaft.nrw/handwerk veröffentlicht. 

Nach den Berichten vom 27.März 2018 
und vom 26. März 2019 ist dies bereits 
der dritte Umsetzungsbericht. Der Ab-
schlussbericht ist für Herbst 2021 ge-
plant 

  



54 
 

Unterschriften 

 

 

 
 
Prof. Dr. Andreas Pinkwart  
 
Minister für Wirtschaft, Innovation,  
Digitalisierung und Energie des  
Landes Nordrhein-Westfalen 
 

 
 
 

 
 
 

Andreas Ehlert 
 
Präsident HANDWERK.NRW 
 

 
 

 
 
Hans Hund 
 
Präsident des Westdeutschen 
Handwerkskammertages 

 
 

 
Hans-Joachim Hering 
 
Präsident des Unternehmerverbandes 
Handwerk NRW 
 

 
 

 
 
 
Felix Kendziora 
 
Vizepräsident des Westdeutschen 
Handwerkskammertages 
 

 
 
 
 
 
 

 

 

Düsseldorf am 27. März 2020 
  



Bildnachweise:

© AdobeStock (Deckblatt), Csaba Mester 

(Rückseite)

Impressum

Herausgeber:

Ministerium für Wirtschaft, Innovation, 

Digitalisierung und Energie 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Berger Allee 25 

40213 Düsseldorf 

Tel.:  +49 (0) 211/61772-0

Fax:  +49 (0) 211/61772-777

Internet:  www.wirtschaft.nrw

Referat IV C 2 „Handwerk“.

Die Broschüre ist auf der Homepage des Ministeriums für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und 

Energie des Landes Nordrhein-Westfalen als PDF-Dokument abrufbar.

Hinweis

Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Landesregierung Nordrhein- 

Westfalen herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von Wahlbewerberinnen und -bewerbern 

oder Wahlhelferinnen und -helfern während eines Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung  

verwendet werden.

Dies gilt auch für Landtags-, Bundestags- und Kommunalwahlen sowie für die Wahl der Mitglieder 

des Europäischen Parlaments.

Missbräuchlich ist insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen an Informationsständen der 

Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken oder Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Werbe-

mittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung.

Eine Verwendung dieser Druckschrift durch Parteien oder sie unterstützende Organisationen aus-

schließlich zur Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder bleibt hiervon unberührt. Unabhängig davon, 

wann, auf welchem Weg und in welcher Anzahl diese Schrift der Empfängerin oder dem Empfänger 

zugegangen ist, darf sie auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl nicht in einer 

Weise verwendet werden, die als Parteinahme der Landesregierung zugunsten einzelner politischer 

Gruppen verstanden werden könnte.

© März 2020 / MWIDE WI-0061



Ministerium für Wirtschaft, Innovation, 

Digitalisierung und Energie 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Berger Allee 25, 40213 Düsseldorf 

www.wirtschaft.nrw


